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1 Abbaupfad der Schuldenregel vorzeitig 
erfüllt - europäische Vorgaben eingehal- 
ten: erfolgreich auf dem Weg zu einem 
ohne neue Schulden ausgeglichenen 
Haushalt 

1.1 Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 2012 
bis 2016 

Die gesamtwirtschaftliche Aktivität in Deutschland 
belebte sich im ersten Quartal dieses Jahres unerwartet 
deutlich. So stieg das Bruttoinlandsprodukt (BIP) preis-, 
kalender- und saisonbereinigt um 0,5 Prozent gegenüber 
dem Vorquartal an, nachdem es im letzten Quartal des 
Jahres 2011 leicht rückläufig war. Deutliche Impulse 
kamen von der Außenwirtschaft, wobei die Exporttätig- 
keit vor allem von der Nachfrage aus Ländern außerhalb 
der Europäischen Union profitierte. Auch vom Konsum 
der privaten Haushalte gingen im ersten Quartal positive 
Wachstumsimpulse aus. 

Insgesamt dürfte die konjunkturelle Grunddynamik in 
der ersten Jahreshälfte 2012 weitgehend dem Konjunk- 
turbild entsprechen, das der Frühjahrsprojektion der 
Bundesregierung zugrunde gelegt wurde. Die Wachs- 
tumsprognose der Bundesregierung für dieses Jahr - real 
0,7 Prozent - ist in Anbetracht der günstigen Ausgangs- 
tage im ersten Vierteljahr gut nach unten abgesichert. 
Dabei wird das gesamtwirtschaftliche Wachstum in 
diesem Jahr voraussichtlich hauptsächlich von der 
Inlandsnachfrage getragen. Die positive Entwicklung 
auf dem Arbeitsmarkt, die die Einkommen der privaten 
Haushalte begünstigt, trägt spürbar zu einer Entfaltung 
des privaten Konsums bei. Für das Jahr 2013 geht die 
Bundesregierung von einem BIP-Anstieg von real 
1,6 Prozent aus. 

Für den mittelfristigen Projektionszeitraum (2014 bis 
2016) wird erwartet, dass das preisbereinigte BIP durch- 
schnittlich um rund 1,5 Prozent p. a. ansteigt. Das 
Wachstum des gesamtwirtschaftlichen Produktions- 
potenzials wird voraussichtlich etwas darunter liegen: 
zum Ende des Projektionszeitraums schwächt es sich 
aufgrund einer rückläufigen Erwerbsbevölkerung etwas 
ab. 

Die Bundesregierung verkennt nicht, dass vor allem das 
außenwirtschaftliche Umfeld erhebliche Unsicherheiten 
birgt. Hauptrisiko für die wirtschaftliche Entwicklung 
im Prognosezeitraum wäre eine Verschärfung der 
Schuldenkrise. Gleichzeitig besteht aber auch die 
Chance, dass sich der Welthandel dynamischer ent- 
wickelt und es zu einer zügigeren Lösung der Schulden- 
krise kommt. Von einem solchen Szenario würde die 
exportorientierte deutsche Industrie in besonderem 
Maße profitieren. Zudem könnten sich selbst verstär- 
kende binnenwirtschaftliche Effekte aus einer günstigen 
Arbeitsmarkt- und Einkommensentwicklung zusammen 
mit einer weltweit nach wie vor expansiv ausgerichteten 


Geldpolitik die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
stärker begünstigen als bisher unterstellt. 

Der Arbeitsmarkt profitierte im Jahr 2011 sehr deutlich 
vom Aufschwung der deutschen Wirtschaft; sowohl die 
Beschäftigung als auch die Arbeitslosigkeit haben sich 
positiver entwickelt als in vorangegangenen Auf- 
schwungphasen. Die Zunahme der Beschäftigung sowie 
der Abbau der Arbeitslosigkeit setzen sich auch in 
diesem und im nächsten Jahr fort, wenngleich mit ver- 
mindertem Tempo. So wird erwartet, dass die Zahl der 
arbeitslosen Personen in diesem Jahr auf 2,8 Mio. Per- 
sonen zurückgeht (-130 000 Personen). Die Zahl der 
Erwerbstätigen wird im Jahresdurchschnitt 2012 
voraussichtlich um 420 000 auf 41,5 Mio. Personen 
ansteigen. Im Jahr 2013 dürfte die Zahl der arbeitslosen 
Personen um 65 000 niedriger ausfallen als 2012, 
gleichzeitig wird ein Beschäftigungsaufbau um 90 000 
Personen erwartet. Durch Immigration und die Mobili- 
sierung von Teilen der stillen Reserve fällt der Anstieg 
der Erwerbstätigkeit wie in den vergangenen Jahren 
kräftiger aus als der Rückgang der Arbeitslosigkeit. 

1.2 Ausgangslage für den Bundeshaushalt 
2013 

Im Dezember 2011 - also nach Abschluss der Bera- 
tungen zum Bundeshaushalt 2012 - wurde auf euro- 
päischer Ebene Einvernehmen darüber erzielt, den 
Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) bereits 
Mitte 2012 und nicht wie ursprünglich vorgesehen erst 
zum 1. Juli 2013 zu errichten. Für das laufende Jahr 
wurde damit ein Nachtrag zum Bundeshaushalt 2012 
erforderlich, um die notwendigen haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen für die noch für dieses Jahr verein- 
barte Einzahlung der ersten beiden Raten (zusammen 
rund 8,7 Mrd. 6) des deutschen Anteils am Eigenkapital 
des ESM zu schaffen, der sich auf insgesamt rund 
22 Mrd. € belaufen wird. 

Darüber hinaus enthält der Nachtragshaushalt einige 
weitere Änderungen des Bundeshaushaltsplans 2012. 
Diese betreffen im Wesentlichen eine Aktualisierung 
der erwarteten Steuereinnahmen auf der Grundlage der 
Ergebnisse des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ vom 
Mai 2012, höhere Personalausgaben infolge der Tarif- 
und Besoldungsrunde 2012, verringerte Zinsausgaben, 
die geringere Gewinnabführung der Deutschen Bundes- 
bank an den Bundeshaushalt sowie den Wegfall der 
veranschlagten Tilgung eines Darlehens des Bundes an 
die Bundesagentur für Arbeit (BA), da die BA dieses 
Darlehen im vergangenen Jahr nicht in Anspruch 
nehmen musste. Im Ergebnis steigt die geplante Neu- 
verschuldung 2012 von bisher 26,1 Mrd. € auf rund 
32,1 Mrd. € an. Es besteht die positive Erwartung, dass 
dieser Sollwert im Ergebnis unterschritten werden kann. 
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Schaubild 1 


Mrd. € 

1 200 


Entwicklung der Schulden des Bundes* 1989 bis 2013 



Jahr 


* ohne Sondervermögen mit Kreditermächtigung 


1.3 Bundeshaushalt 2013 und Finanzplan bis 
2016 

Wachstumsfreundliche Konsolidierung rechnet sich: 
erste Tilgungen sind in Sichtweite 

Am 21. März 2012 hat die Bundesregierung die Eck- 
werte des Regierungsentvvurfs für den Bundeshaushalt 
2013 und des Finanzplans bis zum Jahr 2016 beschlos- 
sen und damit zu Beginn des regierungsintemen Haus- 
haltsaufstellungsverfahrens gmndsätzlich verbindliche 
Einnahme- und Ausgabevolumina für jeden Einzelplan 
festgelegt. Ausgenommen waren dabei die Verfas- 
sungsorgane und der Bundesrechnungshof 

Der Kabinettbeschluss zu den Eckwerten sah vor, dass 
Veränderungen bei Konjunktur reagiblen Ausgaben 
bzw. Einnahmen sowie notwendige Veränderungen bei 
auf Gesetzen bzw. auf Rechtsverpflichtungen beruhen- 
den Ansätzen im Rahmen des weiteren Aufstellungsver- 
fahrens berücksichtigt werden. Dementsprechend voll- 
zieht der jetzt vorliegende Regierungsentwurf 2013 
bzw. der Finanzplan bis 2016 insbesondere die sich aus 
der Frühjahrsprojektion der Bundesregierung und der 


Rentenschätzung Ende April sowie den Ergebnissen des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ vom 8. bis 10. Mai 
2012 ergebenden Änderungen genauso nach wie die 
Auswirkungen der Tarif- und Besoldungsrunde 2012. 
Darüber hinaus wird für das Jahr 2013 die erst nach dem 
Kabinettbeschluss über die Eckwerte vereinbarte Zufüh- 
rung einer weiteren Tranche an den ESM berücksichtigt. 
Wie auch schon im laufenden Jahr wird Deutschland 
demnach im nächsten Jahr zwei Jahresraten in Höhe von 
insgesamt 8,7 Mrd. € in den ESM einzahlen - der bis- 
lang geltende Finanzplan bzw. die Eckwerte hingegen 
berücksichtigten für das Jahr 2013 nur eine Tranche. 

Trotz der erheblichen Mehrbelastungen im Jahr 2013 
konnten die Eckwerte aus dem März 2012 für alle Jahre 
- und dabei zum Teil sehr deutlich - unterschritten wer- 
den. Hierin zeigt sich die hohe Bindungswirkung, die 
die Eckwerte inzwischen für alle Ressorts entfalten. Das 
neue Top-Down-Aufstellungsverfahren hat sich damit 
als sinnvolle Ergänzung der Schuldenbremse erwiesen. 
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Im Ergebnis gelingt es, die Neuverschuldung im Regie- 
rungsentwurf 2013 im Vergleich zum Soll des Jahres 
2012 - einschließlich Nachtrag - um 13,3Mrd. € und 
damit auf 18,8 Mrd. € abzusenken. Aufgrund eines sehr 
moderaten Ausgabenwachstums und deutlich steigender 
Steuereinnahmen setzt sich der Trend der sinkenden 
Neuverschuldung im gesamten Finanzplanungszeitraum 
deutlicher fort, als noch im letzten Finanzplan unter- 
stellt. Im Jahr 2015 wird die geplante Neuverschuldung 
unter das Niveau des letzten Vorkrisenjahres 2008 
(1 1,5 Mrd. €) sinken und im letzten Finanzplanjahr 
2016 wird der Bundeshaushalt ohne neue Schulden 
ausgeglichen werden köimen. Zudem sieht der neue 
Finanzplan für das Jahr 2016 eine Teiltilgung - in Höhe 
von 1 Mrd. € - der Schulden des Investitions- und 
Tilgungsfonds vor. Besonders hervorzuheben ist auch, 
dass die strukturelle Neuverschuldung des Bundes be- 
reits im Jahr 2013 - also drei Jahre früher als durch die 
Schuldenbremse vorgegeben - die dauerhafte verfas- 
sungsmäßige Obergrenze für das strukturelle Defizit 
einhält und in den Folgejahren deutlich unterschreitet. 


Damit trägt der Bund maßgeblich dazu bei, dass 
Deutschland seine europäischen Verpflichtungen aus 
dem Stabilitäts- und Wachstumspakt und damit auch 
aus dem Fiskalvertrag erfüllen kann und das sog. Mittel- 
fristziel für das gesamtstaatliche strukturelle Defizit 
eingehalten wird. 

Ergänzend zu erwähnen ist, dass die Ergebnisse der 
Bund-Länder- Verständigung vom 24. Juni 2012 zur 
innerstaatlichen Umsetzung des Fiskalvertrags den 
Bundeshaushalt 2013 in einer Größenordnung von rund 
1 Mrd. € belasten werden. Dies konnte im Regierungs- 
entwurf zum Bundeshaushalt 2013 nicht mehr berück- 
sichtigt werden. Im Rahmen des parlamentarischen 
Verfahrens zum Bundeshaushalt 2013 wird die Bundes- 
regierung dem Deutschen Bundestag deshalb Vor- 
schläge unterbreiten, wie dieses Ergebnis umgesetzt 
werden kann, ohne dass die für 2013 geplante Netto- 
kreditaufnahme steigt. In welcher Form die defizit- 
neutrale Gegenfinanzierung in den Folgejahren ab 2014 
sichergestellt wird, wird im Rahmen der Aufstellung des 
Regierungsentwurfs zum Bundeshaushalt 2014 und des 
Finanzplans bis 2017 entschieden. 


Tabelle 1 


Berechnung der nach der Schuldenregel 
zulässigen Nettokreditaufnahme 



2013 

2014 

2015 

2016 


in Mrd. € 

Maximal zulässige strukturelle 
Nettokreditaufnahme in % des BIP 

1,28% 

0,97% 

0,66 % 

0,35% 

Nominales BIP des der 
Haushaltsaufstellung 
vorangegangenen Jahres 

2.570,8 

2.629,5 

2.714,5 

2.794,9 

Nach der Schuldenregel maximal 
zulässige strukturelle 
Nettokreditaufnahme 

33,0 

25,5 

17,9 

9,8 

abzüglich Konjunkturkomponente 

-3,7 

-2,8 

-1,4 

0,0 

abzüglich Saldo der finanziellen 
Transaktionen (einschl. Energie- 
und Klimafonds) 

-6,1 

-4,7 

-0,5 

-0,8 

Nach der Schuidenregei 
maximai zuiässige 

42,7 

33,0 

19,9 

10,6 


Nettokreditaufnahme 


Rundungsdifferenzen möglich 
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2 Wesentliche Kennziffern des Bundeshaus- 
halts 2013 und des Finanzplans 2012 bis 
2016 

Die Ausgaben werden im näehsten Jahr rund 
302,2 Mrd. € betragen und damit das Soll des Jahres 
2012 - einsehließlieh des Naehtrags zum Bundeshaus- 
halt - um rund 10,5 Mrd. € und damit deutlieh unter- 
sehreiten. Ursäehlieh hierfür sind im Wesentliehen die 
im Entwurf des Haushaltsbegleitgesetzes enthaltenen 
Konsolidierungsmaßnahmen im Bereieh der Sozialver- 
siehemngen: Neben der einmaligen Absenkung des 
Zusehusses an den Gesundheitsfonds um 2 Mrd. € wirkt 
sieh aueh der Wegfall der Bundesbeteiligung an den 
Kosten der Arbeitsforderung in einem merkliehen 
Rüekgang der Ausgaben aus. Lefzteres führt dazu, dass 
sieh der Einzelplan des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales - trotz struktureller Mehrbelastungen, z. B. 
durch die Regelsatzanpassungen im Bereich SGB II - 
auf einem gemessen an den Krisenjahren 2009 und 2010 
deutlich niedrigeren Niveau stabilisiert. Im Vergleich 
zum Soll des Jahres 2012 gehen zudem die Zinsaus- 
gaben um rund 2,5 Mrd. € zurück. Gleichzeitig berück- 
sichtigt der Regierungsentwurf Mehrausgaben insbe- 
sondere in den Schwerpunktbereichen Bildung und 
Forschung sowie in der Familienpolitik, hier insbeson- 
dere durch die Veranschlagung des Betreuungsgeldes. 

Im weiteren Finanzplanzeitraum steigen die im Bundes- 
haushalt etatisierten Ausgaben moderat an; die Verände- 
rungsraten liegen deutlich unter den Annahmen des 
alten Finanzplans sowie in den Jahren 2013 bis 2015 
unterhalb des für den gleichen Zeitraum prognostizier- 
ten Wachstums des realen BIP. Im letzten Jahr des 
neuen Finanzplans belaufen sich die Ausgaben auf rund 
309,9 Mrd. €. 

Die investiven Ausgaben (ohne Zahlungen an den ESM) 
gehen im Regiemngsentwurf 2013 und im Finanzplan- 
zeitraum im Vergleich zum Bundeshaushalt 2012 zwar 
leicht zurück. Dies ist aber vor allem auf Sonderfakto- 
ren wie insbesondere auf die Beendigung der Darle- 
hensfinanzierung der Bundesanstalt für Immobilienauf- 
gaben, die degressive Ausfinanzierung des 
Infrastrakturbeschleunigungsprogramms aus dem Jahr 
2011 und das Abschmelzen der Risiko Vorsorge im 
Gewährleistungsbereich im Zusammenhang mit ehe- 
maligen Konjunkturprogrammen zurückzuführen. 
Vemachlässigf man diese Effekte, so zeigt sich, dass die 
klassischen Investitionen - insbesondere im Verkehrs- 
bereich - auf hohem Niveau fortgeführt werden. Damit 
stehen wachstumsfordemde Maßnahmen weiterhin im 
Mittelpunkt der Politik der Bundesregierung. Zudem 
fließen erhebliche Mittel in die Bereiche Bildung und 
Forschung, die als unabdingbare Investitionen in die 
Zukunftsfähigkeit unseres Landes zu sehen sind. 


Auf der Einnahmenseite bilden sich vor allem die durch 
die günstigere wirtschaftliche Entwicklung höheren 
Steuereinnahmen ab. Die positive Entwicklung der 
Steuereinnahmen am aktuellen Rand ermöglicht es, für 
das Jahr 2013 Mehreinnahmen von 7,5 Mrd. € gegen- 
über dem Vorjahr zu veranschlagen. Diese überaus 
erfreuliche Entwicklung wird sich auch im Finanz- 
planungszeifraum fortsefzen. Gleichzeitig sind auf der 
Einnahmeseife auch gegenläufige Effekte zu nennen, 
u. a. der Rückgang der Privatisierungserlöse um rund 
2 Mrd. € oder auch - verbunden mit dem Wegfall der 
Bundesbeteiligung an den Kosten der Arbeits- 
förderung - der Wegfall des Eingliederungsbeitrages der 
Bundesagentur für Arbeif. 

Die Haushalts- und Finanzplanung des Bundes spiegelt 
sich auch in der Entwicklung wesentlicher finanz- und 
wirtschaftspolitischer Kennziffern wider: 

Die Ausgabenquote - also das Verhältnis der Aus- 
gaben des Bundes zum BIP -, die sich bezogen auf 
das Soll des Nachtrags zum Bundeshaushalt 2012 
auf 11,9 Prozent beläuft, wird auf Basis des Regie- 
rungsentwurfs für das Jahr 2013 auf 11,1 Prozent 
sinken. Bis zum Ende des Finanzplanungszeitraums 
reduziert sich die Ausgabenquote kontinuierlich 
weiter bis auf 10,5 Prozent. 

Die Zins-Ausgaben-Quote im Bundeshaushalt be- 
trägt im laufenden Jahr 1 1 ,0 Prozent und sinkt im 
Regierungsentwurf 2013 auf 10,5 Prozent. Auf- 
grund der im Vergleich zu den Gesamtausgaben 
überproportional steigenden Zinsausgaben steigt 
diese Quote wieder an, bis zum Ende des Finanz- 
planungszeitraums auf 13,3 Prozent. 

Der Anteil der Sozialausgaben an den Gesamtaus- 
gaben, der 2012 noch 49,4 Prozent betrug, geht im 
Regierungsentwurf für das Jahr 2013 auf 48,1 Pro- 
zent zurück. Im Verlauf des Finanzplanzeitraums 
steigt der Anteil auf 50,0 Prozent im Jahr 2016 an. 

Die Personalausgabenquote, die im laufenden Jahr 
bei 9,1 Prozent hegt, steigt im Regierungsentwurf 
infolge der Mehrausgaben aus der Tarif- und Besol- 
dungsrunde auf 9,5 Prozent an. Im Verlauf des 
Finanzplanungszeitraums sinkt sie dann wieder bis 
auf 9,1 Prozent im Jahr 2016. 

Die Kreditfmanzierungsquote - der Anteil der 
Nettokreditaufnahme an den Gesamtausgaben - be- 
trägt im Soll des laufenden Jahres 10,3 Prozent. Mit 
dem Regierungsentwurf 2013 wird dieser Wert 
deutlich unterschritten; er sinkt auf 6,2 Prozent. Mit 
dem Erreichen eines ohne neue Schulden ausge- 
glichenen Haushalts im Jahr 2016 geht die Kredit- 
finanzierungsquote auf Null zurück. 
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Dank der günstigen konjunkturellen Entwicklung, 
aber auch aufgrund der erfolgreichen Konsolidie- 
rungspolitik u. a. des Bundes konnte die 
Maastricht-Defizitquote im vergangenen Jahr um 
3,3 Prozentpunkte auf 1,0 Prozent des BIP deutlich 
gesenkt werden. Damit unterschritt Deutschland 
2011 den Referenzwert von 3 Prozent des BIP 
spürbar, sodass Deutschland in diesem Jahr aus 
dem Defizitverfahren entlassen wurde. In diesem 
Jahr dürfte das gesamtstaatliche Maastricht-Defizit 
weiter auf gut 'A Prozent des BIP sinken. Beim 
strukturellen Defizit wird Deutschland dank fort- 
gesetzter Konsolidierung voraussichtlich bereits in 
diesem Jahr sein mittelfristiges Haushaltsziel von 
max. 0,5 Prozent des BIP erreichen und auch in den 
Folgejahren einhalten. 

Auch die gesamtstaatliche Schuldenstandsquote 
sank im vergangenen Jahr erstmals seit Beginn der 
Krise wieder um 2,0 Prozentpunkte auf 
81,2 Prozent. Im laufenden Jahr hingegen wird die 
Quote durch die zusätzlichen Maßnahmen im 
Rahmen der europäischen Staatsschuldenkrise so- 
wie aufgrund der Nachbefüllung der Ersten Ab- 
wicklungsanstalt auf rund 83 Vi Prozent steigen. 
Mittelfristig dürfte die Schuldenquote ab dem Jahr 
2013 jedoch wieder sukzessive zurückgehen. Damit 
wird Deutschland auch die neuen Anforderungen 
des Stabilitäts- und Wachstumspakts hinsichtlich 
des Rückgangs der Schuldenstandsquote erfüllen. 

3 Die Ausgaben des Bundes 
3.1 Überblick 

Die Ausgaben des Bundes lassen sich unter verschie- 
denen Aspekten ordnen. Nach ihrer prozentualen Ver- 
teilung auf die einzelnen Ministerien (bzw. Einzelpläne) 
ergibt sich das in Schaubild 3 dargestellte Bild. Eine 
Unterteilung nach Aufgabenbereichen findet sich in 
Kap. 3.2. Diese Untergliederung der Ausgaben des 
Bundes orientiert sich weitgehend am Funktionenplan 
zum Bundeshaushalt. Dadurch sind die Haushaltsmittel 
ersichtlich, die für einzelne Aufgabenbereiche/ 
Politikbereiche vorgesehen sind, unabhängig davon, in 
welchem Einzelplan sie etatisiert sind. 

Von ökonomischem Interesse ist darüber hinaus die 
Unterteilung in konsumtive und investive Ausgaben, die 
in Kap. 3.3 ausführlicher behandelt wird. 


3.2 Aufteilung und Erläuterung der 
Ausgaben nach Aufgabenbereichen 

Die Abgrenzung und Gliederung der einzelnen Auf- 
gabengebiete in Tabelle 4 und in der nachfolgenden 
Darstellung entsprechen weitgehend - jedoch nicht in 
allen Einzelheiten - dem Funktionenplan zum Bundes- 
haushalt. Um das Zahlenmaterial zum Finanzplan aus- 
sagefähiger und transparenter zu machen, wurden die 
Aufgabenbereiche teils in anderer Zuordnung, teils in 
tieferer Aufgliederung sowie in anderer Reihenfolge 
dargestellt. 

3.2.1 Soziale Sicherung 

Der Bereich der sozialen Sicherung ist der größte Aus- 
gabenblock im Bundeshaushalt. Im Haushaltsentwurf 
2013 sind hierfür rd. 145 Mrd. € vorgesehen. Dies sind 
rd. 48,1 % der gesamten Ausgaben des Bundes. Am 
Ende des Finanzplanzeitraums befragen die Ausgaben 
für die soziale Sicherung rd. 155 Mrd. 6. 


3.2.1 .1 Rentenversicherungsleistungen 

Die Leistungen an die Gesetzliche Rentenversicherung 
sind seit Jahren die größte Ausgabeposition im Bundes- 
haushalt. Für das Jahr 2013 sind hierfür rd. 81,5 Mrd. € 
vorgesehen. Bis zum Jahr 2016 werden die Leistungen 
voraussichtlich aufrd. 87,1 Mrd. € steigen (Schaubild 4). 
Als Beitrag der Rentenversicherang zur Konsolidierung 
des Bundeshaushalts wird der allgemeine Bundeszu- 
schuss im Jahr 2013 um rd. 1 Mrd. € und in den Jahren 
2014 bis 2016 um jeweils 1,25 Mrd. € zusätzlich 
gekürzt. Trotz dieser Konsolidierungsmaßnahme zeich- 
net sich auf Basis der derzeitig positiven Wirtschafts- 
prognosen eine weitere Beitragssatzsenkung für 2013 
ab. 

Den Hauptanteil dieses sich aus verschiedenen Be- 
reichen zusammensetzenden Ausgabenblocks bilden die 
Bundeszuschüsse an die allgemeine Rentenversicherung 
einschließlich des zusätzlichen Bundeszuschusses (rd. 
60,0 Mrd. €). Hinzu kommen die Beitragszahlungen für 
Kindererziehungszeiten in Höhe von rd. 11,6 Mrd. €. 
Darüber hinaus erstattet der Bund der allgemeinen 
Rentenversicherung die Aufwendungen, die ihr auf- 
grand der Überführung von Ansprüchen und Anwart- 
schaften aus Zusatzversorgungssystemen der ehema- 
ligen DDR entstehen. Hierfür sind im Finanzplan- 
zeitraum 2012 bis 2016 rd. 15 Mrd. € vorgesehen (für 
2013 rd. 3 Mrd. 6). Seit 2010 trägt der Bund von diesen 
Aufwendungen - nach Erstattung des restlichen Anteils 
durch die Länder - dauerhaft 40 %. Des Weiteren leistet 
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Tabelle 2 

Der Finanzplan des Bundes 2012 bis 2016 

Gesamtübersicht 



Ist 

Soll 

Entwurf 

Finanzplan 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

Mrd.€ 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

1. Ausgaben 

296,3 

312,7 

302,2 

302,9 

303,3 

309,9 

Veränderung ggü. Vorjahr in 







Prozent 

-2,4 

+5,6 

-3,4 

+0,2 

+0,1 

+2,2 

II. Einnahmen 

296,2 

312,7 

302,2 

302,9 

303,3 

309,9 

Steuereinnahmen 

248,1 

252,2 

259,8 

269,1 

277,3 

288,5 

Sonstige Einnahmen 

30,8 

28,4 

23,6 

20,7 

21,3 

21,4 

Nettokreditaufnahme 

17,3 

32,1 

18,8 

13,1 

4,7 

- 

nachrichtlich: 







Ausgaben für Investitionen 

25,4 

35,6*' 

34,3*' 

29,7*' 

25,2 

24,9 


Rundungsdifferenzen möglich 

* Einschließlich Kapitalbeteiligung am Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) 


er Zusehüsse zu den Beiträgen zur Rentenversieherung 
der in Werkstätten und Integrationsprojekten besehäf- 
tigten behinderten Mensehen. Im Jahr 2013 ist hierfür 
ein Betrag von 1,1 Mrd. € vorgesehen. 

Die Ausgaben des Bundes für die Defizitdeekung in der 
knappsehaftliehen Rentenversieherung sinken gegen- 
über 2012 im Jahr 2013 um 150 Mio. € auf rd. 
5,6 Mrd. €. 

3.2.1 .2 Arbeitsmarkt 

Die Bundesausgaben für den Bereieh Arbeifsmarkt 
(Beteiligung des Bundes an den Kosten der Arbeitsfor- 
derung, Grundsieherung für Arbeitsuehende) werden im 
Jahr 2013 mit insgesamt rd. 31,4 Mrd. € veransehlagt. 
Der starke Rüekgang von rd. 8,6 Mrd. € gegenüber dem 
Soll für das Jahr 2012 (naeh Naehtragshaushalt) isf 
insbesondere auf die im Rahmen des Haushalfsbegleit- 
gesefzes 2013 vorgesehene Streiehung der Bundesbe- 
feiligung an den Kosfen der Arbeifsforderung sowie die 


günstige Wirtsehafts- und Besehäftigungsentwieklung 
zurüekzu führen. 

Aufgrund der strukturellen Auswirkungen des Gesetzes 
zur Verbesserung der Eingliederungsehaneen am 
Arbeitsmarkt vom 20. Dezember 2011 und der weiter- 
hin günstigen Entwieklung auf dem Arbeitsmarkt ist die 
Bundesagentur für Arbeit (BA) finanziell naehhaltig 
stabil aufgestellt. Vor diesem Hintergrund ist mit Wir- 
kung zum 1. Januar 2013 die Streiehung der Bundes- 
beteiligung an den Kosten der Arbeitsforderung (Soll 
2012: rd. 7,2 Mrd. €) bei gleiehzeitigem Wegfall des 
naeh § 46 Abs. 4 SGB II von der BA an den Bund zu 
leistenden Eingliederungsbeitrags (Soll 2012: rd. 
3,8 Mrd. 6) vorgesehen. Trotz dieser Maßnahmen wird 
die BA aueh im Haushaltsjahr 2013 sowie im 
Finanzplanzeitraum bis 2016 voraussiehtlieh 
Übersehüsse erzielen, somit Rüeklagen aufbauen 
können und folglieh kein Darlehen des Bundes 
benötigen. 
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Schaubild 2 


Mrd.€ 

320 


Entwicklung von Einnahmen, Ausgaben und Nettokreditaufnahme 
(Ist 2005 -2011, Soll 201 2 - 201 6) 


■ Ausgaben Einnahmen 



233,1 


228,6 

220 

2005 2006 2007 2008 

ohne Sondervermögen mit Kredilermachtigung 


2009 


2010 2011 
Jahr 


2012 2013 2014 2015 2016 


Schaubild 3 


Die Ausgaben des Bundes im Jahr 2013 nach Einzelplänen 
Gesamtausgaben: 302,2 Mrd.€ 

Bundesschuld Epl. 32 Verteidigung Epl. 14 

Verkehr, Bau und 
'Stadtentwicklung Epl. 12 
8,5 % 

Gesundheit Epl. 15 
4,1 % 


Arbeit und 
Soziales Epl. 1 1 
39,3 % 



Sonstige 

10,3% 


Bildung und Forschung Epl. 30 
4,6 % 

Allgemeine Finanzverwaltung Epl. 60 
6,8 % 


Wirtschaft und Technologie Epl. 09 
2,0 % 

Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend Epl. 17 
2,4 % 
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Für die Grundsieherung für Arbeitsuehende sind im 
Flaushalt 2013 insgesamt rd. 31,3 Mrd. € eingeplant, rd. 
1,4 Mrd. € weniger als im Vorjahr. Dabei sind für das 
Arbeitslosengeld 11 (ALG 11) 18,76 Mrd. € veranschlagt, 
610 Mio. € weniger als im Soll 2012. Dem liegt die 
Annahme zugrunde, dass die Zahl der Arbeitslosen 
2013 auf 2,781 Mio. sinken wird. Zudem wurde eine 
eventuelle Regelbedarfsanpassung und die entlastend 
wirkende Anrechnung des geplanten Betreuungsgeldes 
auf das ALG 11 berücksichtigt. Außerdem werden - in 
Umsetzung des Zukunftspakets der Bundesregierung 
vom Juni 2010 - Effizienzsteigerungen durch gezielt 
gesetzte Handlungsschwerpunkte bei der Vemiittlung 
und Betreuung besonderer Personenkreise (etwa Allein- 
erziehende und erwerbstätige ALG 11-Bezieher) sowie 
infolge der ab 2012 strukturell wirkenden Instrumenten- 
reform im SGB 111 und SGB 11 erwartet. Die Ansätze 
für die weiteren Finanzplanjahre (2014: 18,05 Mrd. €; 
2015: 17,94 Mrd. €; 2016: 17,85 Mrd. €) beruhen auf 
der Annahme eines weiteren, moderaten Rückgangs der 
Arbeitslosenzahlen. 


Für die Beteiligung des Bundes an den Leistungen für 
Unterkunft und Heizung (KdU) sind im Haushalt 2013 
4,6 Mrd. € (2014: 4,1 Mrd. €; 2015: 4,0 Mrd. €; 2016: 
3,9 Mrd. 6) vorgesehen, 300 Mio. € weniger als im Soll 
2012. Hierbei ist für das Haushaltsjahr 2013 eine feste 
Bundesbeteiligung von bundesdurchschnittlich 31,0 % 
berücksichtigt. Für die Finanzplanjahre geht diese feste 
Beteiligungsquote auf 28,2 % zurück, da die 
Übernahme der Aufwendungen für Mittagessen für 
Hortkinder sowie für Schulsozialarbeit im Jahr 2013 
ausläuft. Außerdem wird für 2013 eine Erhöhung der 
gesonderten variablen Bundesbeteiligung von bislang 
5,4 Prozentpunkten als finanzieller Ausgleich für die 
Erbringung der Bildungs- und Teilhabe-Leistungen für 
bedürftige Kinder durch die Kommunen unterstellt. Im 
Laufe des Jahres 2013 wird diese Quote anhand der 
tatsächlichen Ausgabenentwicklung des Jahres 2012 für 
diese Leistungen neu berechnet und entsprechend rück- 
wirkend zum 1. Januar angepasst. Die Ansätze für die 
Finanzplanjahre beruhen im Übrigen auf einem weiteren 
moderaten Rückgang der Arbeitslosenzahlen. 




Tabelle 3 

Die Ausgaben des Bundes 2011 bis 2016 nach Aufgabenbereichen 




Ist 

2011 

Soll 

2012 

Entwurf 

2013 

2014 

Finanzplan 

2015 

2016 





- in Mrd. 

€- 



3.2.1 

Soziale Sicherung 







3.2. 1.1 

Rentenversicherungsleistungen 

81,082 

81,629 

81,477 

83,100 

85,128 

87,065 

3.2. 1.2 

Arbeitsmarkt 

41,116 

40,009 

31,440 

30,234 

30,026 

29,836 

3.2. 1.3 

Familienpolitische Leistungen 

5,648 

5,847 

6,148 

6,956 

7,074 

7,074 

3.2. 1.4 

Wohngeld 

0,745 

0,650 

0,630 

0,630 

0,630 

0,630 

3.2. 1.5 

Wohnungsbauprämie 

0,435 

0,486 

0,454 

0,407 

0,462 

0,296 

3.2. 1.6 

Kriegsopferleistungen 

1,726 

1,662 

1,499 

1,359 

1,247 

1,185 

3.2.1. 7 

Entschädigung für Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung, 
Lastenausgleich, Leistungen im 
Zusammenhang mit Kriegsfolgen ... 

0,614 

0,645 

0,672 

0,647 

0,628 

0,615 

3.2. 1.8 

Landwirtschaftliche Sozialpolitik 

3,695 

3,692 

3,652 

3,624 

3,607 

3,626 

3.2. 1.9 

Gesetzliche Krankenversicherung ... 

15,300 

14,000 

12,000 

14,000 

14,700 

14,700 

3.2.1.10 

Sonstige Maßnahmen im 

Sozialbereich 

4,922 

5,942 

7,525 

9,152 

9,503 

9,923 

3.2.2 

Verteidigung 







3.2.2.1 

Militärische Verteidigung 

27,294 

27,180 

28,244 

27,865 

27,290 

27,239 

3.2.2.2 

Weitere Verteidigungslasten 

0,040 

0,052 

0,052 

0,055 

0,056 

0,056 

3.2.3 

Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz 







3.2.3.1 

Gemeinschaftsaufgabe 
"Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes" 

0,583 

0,590 

0,590 

0,590 

0,590 

0,590 

32.3.2 

Sonstige Maßnahmen im Bereich der 
Land- und Forstwirtschaft sowie des 
Verbraucherschutzes 

0,657 

0,509 

0,521 

0,535 

0,533 

0,574 

3.2.4 

Wirtschaftsförderung 







3.2.4.1 

Energie 

1,650 

1,472 

1,433 

1,435 

1,356 

1,377 

3.2.4.2 

Sonstige sektorale 
Wirtschaftsförderung 

0,573 

0,706 

0,649 

0,615 

0,611 

0,610 

3.2.4.3 

Mittelstand, industrienahe Forschung 
und Technologieförderung 

0,950 

0,950 

0,978 

0,987 

0,985 

0,985 

3.2.4.4 

Regionale Wirtschaftsförderung 

0,937 

0,635 

0,588 

0,582 

0,575 

0,575 

3.2.4.5 

Gewährleistungen und weitere 
Maßnahmen zur Wirtschaftsförderung 

1,718 

2,204 

2,240 

2,335 

2,144 

2,024 

3.2.5 

3.2.5.1 

3.2.5.2 

Verkehr 

Eisenbahnen des Bundes 

Bundesfernstraßen 

9,433 

5,456 

9,789 

5,958 

10,126 

5,699 

10,253 

5,667 

10,239 

5,726 

10,198 

5,724 





noch Tabelle 3 


Die Ausgaben des Bundes 2011 bis 2016 nach Aufgabenbereichen 




Ist 

Soll 

Entwurf 


Finanzplan 




2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 





- in Mrd 

€- 



3.2.5.3 

Bundeswasserstraßen 

1,922 

1,951 

1,970 

1,979 

1,993 

1,992 

3.2. 5.4 

Verbesserung der 

Verkehrsverhältnisse in den 
Gemeinden 

1,681 

1,672 

1,672 

1,672 

1,672 

1,672 

3.2.5.5 

Sonstige Maßnahmen im 
Verkehrsbereich 

2,063 

2,154 

1,949 

1,733 

1,726 

1,723 

3.2.6 

Bauwesen 







3.2.6. 1 

Wohnungs- und Städtebau 

2,034 

2,066 

1,933 

1,696 

1,440 

1,331 

3.2.7 

Forschung, Bildung und 
Wissenschaft, kulturelle 
Angelegenheiten 







3.2.7. 1 

Wissenschaft, Forschung und 
Entwickiung außerhaib der 
Hochschuien 

8,332 

8,821 

9,152 

9,355 

9,681 

9,677 

2 . 21.2 

Hochschuien 

1,855 

2,679 

3,335 

2,782 

2,465 

2,465 

3 . 21.3 

Ausbiidungsförderung, Förderung des 
wissenschaftiichen Nachwuchses .... 

2,629 

2,847 

2,676 

2,760 

2,828 

2,828 

3.2.7.4 

Berufliche Biidung sowie sonstige 
Bereiche des Biidungswesens 

1,486 

1,542 

1,650 

1,711 

1,759 

1,759 

3.2.7.5 

Kuitureiie Angeiegenheiten 

1,618 

1,808 

1,740 

1,663 

1,655 

1,653 

3.2.8 

Umweltschutz 

0,838 

1,061 

1,073 

1,020 

1,023 

1,024 

3.2.9 

Sport 

0,132 

0,131 

0,129 

0,127 

0,127 

0,127 

3.2.10 

Innere Sicherheit, Zuwanderung 

4,700 

4,752 

5,014 

4,913 

4,800 

4,816 

3.2.11 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 

5,931 

6,292 

6,317 

5,905 

5,906 

5,907 

3.2.12 

Allgemeine Finanzwirtschaft 







3.2.12.1 

Zinsausgaben 

32,828 

34,259 

31,713 

34,404 

37,422 

41,172 

3.2.12.2 

Versorgungsausgaben 

7,483 

7,488 

7,969 

8,057 

8,115 

8,130 

3.2.12.3 

Nachfoigeeinrichtungen der 
Treuhandanstait 

0,257 

0,200 

0,300 

0,276 

0,283 

0,278 

3.2.12.4 

Europäischer Stabiiitätsmechanismus 
(ESM) 

- 

8,687 

8,687 

4,343 

- 

- 

3.2.12.5 

Sondervermögen 

0,091 

0,261 

0,250 

0,250 

0,200 

0,200 

3.2.12.6 

Sonstiges 

15,775 

19,691 

18,247 

17,476 

17,389 

18,548 

3.2.12.7 

Giobaie Mehr-/Minderausgaben, 
soweit nicht bei 3. 2. 1.1 bis 3.2.11 








berücksichtigt 

- 

- 0,269 

- 0,253 

- 0,250 

- 0,293 

- 0,303 


Rundungsdifferenzen möglich 
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Schaubild 5 


^ Entwicklung der jahresdurchschnittlichen Arbeitslosenzahlen 1996 bis 2016* 

6 


5 4,861 



Jahr 

*Ab 2012: Eckwerteprognose der Bundesregierung; 

seit 2004 zählen Teilnehmer in Trainingsmalinahmen nicht mehr als Arbeitslose (Durchschnitt 2004: 95 000); 
2005: Zuwachs auch aufgrund statistischer Sondereffekte im Zuge der neuen Grundsicherung für Arbeitsuchende 
(Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe) 


Die Leistungen zur Eingliederung in Arbeit sowie die 
im Rahmen der Gmndsicherung für Arbeitsuchende 
anfallenden Verwaltungskosten werden im Jahr 2013 
mit rd. 7,95 Mrd. € veranschlagt (davon 3,9 Mrd. € für 
Eingliederungsleistungen) und über den Finanzplanzeit- 
raum verstetigt. 

3.2.1 .3 Familienbezogene Leistungen 

Das Eltemgeld soll Eltern in der Frühphase der Eltern- 
schaft unterstützen und helfen, in diesem Zeitraum 
selbst für ihr Kind sorgen zu können. Eltern, die ihre 
Erwerbstätigkeit unterbrechen oder auf höchstens 30 
Stunden wöchentlich reduzieren, erhalten eine Eltem- 
geldleistung in Höhe von grundsätzlich 65 % bis zu 
67 % des vorherigen bereinigten Nettoeinkommens, 
mindestens 300 € und höchstens 1 800 €. Eltemgeld 
kann in den ersten 14 Lebensmonaten des Kindes in 
Anspmch genommen werden. Ein Eltemteil kann für 
mindestens zwei und höchstens 12 Monate Eltemgeld 
beziehen. Zwei weitere Monate werden gewährt, wenn 
auch der Partner Eltemgeld bezieht und für zwei 
Monate eine Mindemng des Einkommens aus Erwerbs- 
tätigkeit erfolgt. 


Bei Teilzeiteinkommen während des Eltemgeldbezuges 
ersetzt das Eltemgeld die Differenz zwischen diesem 
und dem maßgeblichen Einkommen vor der Geburt. 
Alle Eltern, die die allgemeinen Anspmchsvoraus- 
setzungen erfüllen, erhalten den Mindestbetrag von 
300 €. Eltern mit geringem Einkommen und Eltern von 
Geschwisterkindern, die in enger Folge geboren werden, 
werden besonders berücksichtigt. Gegenüber der bis- 
herigen Finanzplanung werden die Mittel für das 
Eltemgeld im Jahr 2013 auf 4,9 Mrd. € angehoben. 

Regiemngsentwurf 2013 und Finanzplan bis 2016 be- 
rücksichtigen die geplante Einfühmng des Betreuungs- 
geldes, zu dem die Fraktionen von CDU/CSU und FDP 
einen Gesetzentwurf in den Deutschen Bundestag ein- 
gebracht haben. Ab dem 1. Januar 2013 sollen Eltern, 
die die Betreuung ihres Kindes im zweiten und dritten 
Lebensjahr privat sicherstellen, mit dem Betreuungsgeld 
eine gezielte Anerkennungs- und Unterstützungsleistung 
erhalten. Die Leistung soll im Jahr 2013 zunächst in 
Höhe von 100 € monatlich pro Kind für das zweite 
Lebensjahr eines Kindes und ab dem Jahr 2014 in Höhe 
von 150 € monatlich für das zweite und dritte Lebens- 
jahr eines Kindes gezahlt werden. Das Betreuungsgeld 
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soll für ab dem 1. Januar 2012 geborene Kinder gezahlt 
werden. Es ist für Familien vorgesehen, die keine 
öffentlieh geforderte Kindertagesbetreuung in Ansprueh 
nehmen. Das Betreuungsgeld soll im Regelfall unmit- 
telbar an die Zahlung des Eltemgeldes ansehließen. Für 
das Betreuungsgeld sind Ausgaben in Höhe von 
300 Mio. € im Jahr 2013, 1.11 Mrd. € im Folgejahr und 
1,23 Mrd. € Mio. € ab dem Jahr 2015 vorgesehen. Im 
Einzelplan 60 ist ab dem Jahr 2014 eine globale Min- 
derausgabe in Höhe der Nettobelastung des Bundes 
ausgebraeht. 

Zur Unterstützung der pflegenden Angehörigen ist am 
1. Januar 2012 das Gesetz zur Vereinbarkeit von Pflege 
und Beruf in Kraft getreten, mit dem die Familien- 
pflegezeit eingeführt worden ist. Hierbei handelt es sieh 
um eine auf höehstens 24 Monate befristete Teilzeit- 
Option mit einer staatlieh geförderten Aufstoekung des 
pflegebedingt verminderten Arbeitsentgelts. Die 
Familienpflegezeit soll für berufsfäfige Pflegende dazu 
beifragen, dass Beruf und Pflege besser mifeinander 
vereinbart werden können. Für das Haushaltsjahr 2013 
wurden Ausgaben in Höhe von 1,1 Mio. € im Budget 
vorgesehen. 

Naeh der Reehtspreehung des Bundesverfassungsge- 
riehts darf bei der Besteuerung von Eltern ein Einkom- 
mensbetrag in Höhe des säehbehen Existenzminimums, 
des Betreuungsbedarfs und des Erziehungsbedarfs ihrer 
Kinder nieht besteuert werden. Dies wird entweder über 
das als Steuervergütung gezahlte Kindergeld (für ersfe 
und zweife Kinder je 184 €, für dritte Kinder 190 €, ab 
dem vierten Kind 215 € monatlieh) oder über von der 
steuerliehen Bemessungsgrundlage abziehbare Frei- 
beträge (Kinderfreibetrag in Höhe von 4.368 € und 
einheitlieher Freibetrag für den Betreuungs- und Erzie- 
hungs- oder Ausbildungsbedarf eines Kindes in Höhe 
von 2.640 € jährlieh) erreieht. Für volljährige Kinder, 
die sieh in Berufsausbildung befinden und auswärtig 
untergebraeht sind, kann zusätzlieh ein Freibetrag in 
Höhe von bis zu 924 € abgezogen werden. Die beson- 
deren Belastungen Alleinerziehender werden seit 2004 
mit dem Entlastungsbetrag für Alleinerziehende in Höhe 
von 1.308 € berüeksiehtigt. Aufwendungen für die 
Betreuung eines Kindes können bis zur Höhe von 
4.000 € im Kalenderjahr zu zwei Dritteln als 
Sonderausgaben abgezogen werden. 

Zur Förderung der Inanspruehnahme hauswirtsehaft- 
beher Besehäftigungsverhältnisse und haushaltsnaher 
Dienstleistungen ermäßigt sieh die Einkommensteuer 
auf Antrag für haushaltsnahe Besehäftigungsverhält- 
nisse, bei denen es sieh um eine geringfügige Besehäf- 
tigung (sog. Mini-Job) handelt, um 20 % der Aufwen- 
dungen, höehstens 510 €, sowie um 20 % der Aufwen- 
dungen für eine versiehemngspfliehtige Besehäfligung 
oder für die Inanspruehnahme haushaltsnaher Dienst- 
leistungen fremder Anbieter (z. B. Dienstleistungs- 
agenturen), höehstens 4.000 6. Voraussetzung ist, dass 


die Besehäftigungsverhältnisse oder Dienstleistungen in 
einem in der Europäisehen Union oder dem Euro- 
päisehen Wirtsehaftsraum liegenden Haushalt des 
Steuerpflichtigen ausgeübt oder erbracht werden. Die 
Steuerermäßigung kann auch in Anspruch genommen 
werden für Pflege- und Betreuungsleistungen sowie für 
Aufwendungen, die einem Sfeuerpflichtigen wegen der 
Unferbringung in einem Heim oder zur dauernden 
Pflege erwachsen, soweif darin Kosfen für Dienst- 
leistungen enthalten sind, die mit denen einer Hilfe im 
Haushalt vergleichbar sind. 

Kinder unter 12 Jahren, die nur mit einem Eltemteil 
leben und vom anderen Eltemteil keinen ausreichenden 
Unterhalt bekommen, erhalten Unterhaltsvorschuss- 
leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz von bis 
zu 180 € monatlich für bis zu 6 Jahre. Der Bundesanteil 
von einem Drittel beträgt für das Jahr 2012 312 Mio. € 
und für das Jahr 2013 315 Mio. €. Der Kinderzuschlag 
isf für die Eltern vorgesehen, die zwar mit eigenem 
Einkommen ihren (elterlichen) Bedarf abdecken, jedoch 
ohne den Kinderzuschlag wegen des Bedarfs der Kinder 
Ansprach auf Arbeitslosengeld II hätten. Eltern haben 
Anspruch auf Kinderzuschlag für unverheirafefe, unter 
25 Jahre alte Kinder, die in ihrem Haushalt leben, wenn 

• für diese Kinder Kindergeld oder eine das Kinder- 
geld ausschließende Leistung bezogen wird, 

• die monatlichen Einnahmen der Eltern die Mindest- 
einkommensgrenze von 900 € für Eltempaare, 
600 € für Alleinerziehende erreichen, 

• das zu berücksichtigende Einkommen und Ver- 
mögen die Höchsteinkommensgrenze (Bemes- 
sungsgrenze zuzüglich Gesamtkinderzuschlag) 
nicht übersteigt und 

• der Bedarf der Familie durch die Zahlung von Kin- 
derzuschlag und evtl, zustehendem Wohngeld ge- 
deckt ist und deshalb kein Anspruch auf AEG II be- 
steht. 

Der Kinderzuschlag beträgt maximal 140 € monatlich je 
Kind und deckt zusammen mit dem Kindergeld in Höhe 
von monatlich 1 84 € den durchschnittlichen Bedarf von 
Kindern. Zusätzlich steht Kindern mit Kinderzuschlag 
seit 1. Januar 2011 das Bildungs- und Teilhabepaket zu. 
Damit erhalten sie zusätzliche Mittel für Schulsachen 
(100 €/Jahr), soziale Teilhabe (10 €/Monat), Ausflüge, 
Klassenfahrten und SchülerbefÖrderang sowie Mittag- 
essen. Außerdem ist auf Antrag die Bezuschussung von 
Nachhilfe möglich. Hinsichtlich des Wohnbedarfs ist 
das bei gegebener Einkommenshöhe zustehende Wohn- 
geld zu berücksichtigen. Für die Haushaltsjahre 2012 
und 2013 sind jeweils 388 Mio. € für den Kinderzu- 
schlag etatisiert. 
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3.2.1. 4 Wohngeld 

Zur Sicherung angemessenen und familiengerechten 
Wohnens in einem grundsätzlich marktwirtschaftlich 
orientierten Wohnungswesen wird Anspruchsbe- 
rechtigten „Wohngeld“ nach dem Wohngeldgesetz 
(WoGG) gewährt. Das Wohngeld tragen Bund und 
Länder je zur Hälfte. Im Bundeshaushalt sind im Jahr 
2013 hierfür rd. 0,6 Mrd. € vorgesehen. Darin berück- 
sichtigt ist im Wesentlichen der angenommene weitere 
Rückgang der Anzahl der Mischhaushalte (Eltern oder 
ein Eltemteil beziehen/bezieht AEG II und Kind/Kinder 
ist/sind selbst wohngeldberechtigt). Diese beantragen 
auch für die Kinder vermehrt Leistungen aus dem ALG 
11. Wohngeld wird einkommensschwächeren Haus- 
halten gewährt (Geringverdiener, Arbeitslosengeld- 
empfänger, Rentner und Studenten). Dagegen sind 
Transferleistungsempfänger vom Wohngeldbezug 
ausgeschlossen. 


3.2. 1.5 Wohnungsbauprämie 

Der Bund fordert insbesondere Beiträge an Bausparkas- 
sen mit einer Prämie, wenn das Einkommen des Bau- 
sparers jährlich 25.600/51.200 6 (Allein- 
stehende/Verheiratete) nicht übersteigt. Die Höhe der 
Prämie beträgt seit dem Jahr 2004 8,8 % der prämien- 
begünstigten Aufwendungen (Höchsfbefräge 512/1024 € 
für Alleinsfehende/Verheirafefe). Die Wohnungsbau- 
prämie wird in der Regel ersf nach Ablauf einer Sperr- 
frisf von 7 Jahren nach Verfragsabschluss oder Zufei- 
lung und Verwendung der Bausparsumme für den 
Wohnungsbau ausgezahlt. Im Rahmen des Eigenheim- 
renfengesefzes isf die Gewährung der Wohnungs- 
bauprämie für Verfräge, die ab dem Jahr 2009 neu abge- 
schlossen werden, generell an die Verwendung zu 
wohnungswirfschafflichen Zwecken gekoppelt. Hier- 
durch wird es erst ab dem Jahr 2016 zu Einsparungen 
kommen, da die Neuregelung erst nach Ablauf der sie- 
benjährigen Bindungsfrist kassenwirksam wird. 

Im Jahr 2013 sind Ausgaben nach dem Wohnungsbau- 
prämiengesefz in Höhe von rd. 0,5 Mrd. € vorgesehen. 
In den Folgejahren sind Bundesmiftel in einer Höhe 
zwischen 0,4 und 0,3 Mrd. € eingeplanf. 

3.2. 1.6 Kriegsopferleistungen 

Für Kriegsopferleistungen sind im Bundeshaushalt für 
das Jahr 2013 insgesamf rd. 1,5 Mrd. € veranschlagt. Es 
wird nach den Bereichen der Kriegsopferversorgung 
(KOV) und der Kriegsopferfürsorge (KOF) unferschie- 
den. 

Der Schwerpunkt liegt bei der KOV mit rd. 1,2 Mrd. € 
und umfasst die staatlichen Leistungen, die nach dem 
Bundesversorgungsgesetz (BVG) an Personen, die 
durch Krieg, Militärdienst oder militärähnlichen Dienst 


gesundheitlich geschädigt worden sind, oder an deren 
Hinterbliebene erbracht werden (im wesentlichen Ver- 
sorgungsbezüge (im Jahr 2013: rd. 964 Mio. 6) und 
Heil- und Krankenbehandlung (im Jahr 2013: rd. 
156Mio. €)). Darüber hinaus werden Mittel für die 
soziale Enfschädigung von Personen, die aus politischen 
Gründen inhaftiert wurden, Opfer von Gewalttaten und 
SED-Unrecht sowie Wehr- und Zivildienstgeschädigte 
zur Verfügung ge sf eilt. 

Insgesamt rd. 267.000 Personen erhielten Ende 2011 
Versorgungsleistungen; hiervon lebten rd. 
217.000 Personen in den alten und rd. 44.000 in den 
neuen Ländern sowie rd. 7.300 im Ausland. 

Die KOF umfasst alle Fürsorgeleistungen im Sozialen 
Entschädigungsrecht. Sie dient der Ergänzung der 
übrigen Leistungen nach dem BVG durch besondere 
Hilfen für Beschädigfe und Hinterbliebene im Einzel- 
fall. Hierzu gehören u. a. Hilfen zur Pflege für Beschä- 
digte und Hinterbliebene, soweit der Bedarf nicht durch 
die Pflegeversicherung gedeckt ist, Hilfen in besonderen 
Lebenslagen, Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
für Beschädigfe und ergänzende Hilfe zum Lebens- 
unterhalt. Die Leistungen sind grundsätzlich ein- 
kommens- und vermögensabhängig. Im Bundeshaushalt 
2013 werden hierfür rd. 293 Mio. € veranschlag!. 

3.2.1 .7 Entschädigung für Opfer der national- 
sozialistischen Verfolgung, Lasten- 
ausgleich, Leistungen im Zusammen- 
hang mit Kriegsfolgen 

Für die Entschädigung von Opfern der nationalsozia- 
listischen Verfolgung sind im Haushaltsentwurf 2013 
insgesamt rd. 604 Mio. € zugunsten von Menschen 
vorgesehen, die in der Zeit des Nationalsozialismus 
wegen politischer Gegnerschaft oder aus Gründen der 
Rasse, des Glaubens oder der Weltanschauung verfolgt 
wurden und hierdurch Schaden (z. B. an Körper oder 
Gesundheit oder im beruflichen/wirtschafthchen 
Fortkommen) erlitten haben. Die Leistungen des 
Bundes und der Länder betragen bis Ende 2012 insge- 
samt rd. 70 Mrd. 6. 

Ein Teil der Wiedergutmachungsleistungen des Bundes 
entfällt auf die Entschädigungsleistungen nach dem 
Bundesentschädigungsgesetz (BEG), das durch die 
Länder ausgeführt wird. Die Aufwendungen werden im 
Rahmen der Lastenverteilung nach § 172 BEG anteilig 
vom Bund und den alten Bundesländern getragen 
(Bundesanteil 2013: rd. 145 Mio. 6). 

Die Bundesregierung hat sich auf der Grundlage von 
Art. 2 der Vereinbarung zur Durchführung und Aus- 
legung des Einigungsvertrages gegenüber der Jewish 
Claims Conference (JCC) am 29. Oktober 1992 ver- 
pflichtet, für Härteleistungen an jüdische Verfolgte 
zusätzliche Mittel zur Verfügung zu stellen. Danach hat 
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der Bund bis 2012 4,lMrd. € geleistet (2013: rd. 
395 Mio. €). Außerdem werden an einen Fonds der JCC 
Zusehüsse für jüdisehe NS- Verfolgte in Osteuropa ge- 
leistet (1999 - 2012: rd. 429 Mio. €, 2013: rd. 
44 Mio. €). Seit dem Jahr 2007 erhalten NS-Verfolgte 
für Arbeit in einem Ghetto, die keine Zwangsarbeit war 
und bisher keine sozialversieherungsreehtliehe 
Berüeksiehtigung gefunden hat, eine Einmalzahlung 
von 2.000 € (insgesamt rd. 100 Mio. €). 

Ferner werden 2013 Mittel in Flöhe von 17,5 Mio. € 
eingesetzt für die Wiedergutmachung für andere als die 
oben genannten NS- Verfolgten, u. a. für Sinti und Roma 
und sog. Nichtglaubensjuden sowie für die Verwal- 
tungskostenerstattung an die JCC. 

Für den Lastenausgleich wurden von 1949 bis 2012 rd. 
75 Mrd. € an öffentlichen Mitteln eingesetzt. Heute 
bestehen diese Ausgaben vor allem in der Zahlung der 
Unterhaltshilfe als Form der Kriegsschadenrente (1. Juli 
2012: rd. 5.000 Empfänger), die nach §§ 5, 6 Lasten- 
ausgleichsgesefz (LAG) von Bund und Ländern zu 
finanzieren ist. Mit zunehmendem Abstand zum 
Zweiten Weltkrieg und seinen Folgen sowie nach der 
deutschen Wiedervereinigung sind die Ausgaben von in 
der Spitze über 2 Mrd. € p. a. (50er und 60er Jahre) auf 
rd. 22 Mio. € im Jahr 2013 zurückgegangen. 

Die Schwerpunkte für die Leistungen im Zusammen- 
hang mit Kriegsfolgen in Höhe von insgesamt rd. 
42 Mio. € (2013) liegen bei den Erstattungen an die 
Länder und an sonstige Stellen für die Beseitigung ehe- 
mals reichseigener Kampfmittel auf nicht bundes- 
eigenen Liegenschaften (2013: 21,5 Mio. 6), bei den 
Nachversicherangen ausgeschiedener Angehöriger des 
öffentlichen Dienstes nach § 99 Allgemeines Kriegs- 
folgengesetz (AKG) (2013: 16,5 Mio. 6) und bei den 
abschließenden Leistungen zur Abgeltung von Härten in 
Einzelfällen nach dem AKG (2013: 2,2 Mio. 6). 

3.2. 1.8 Landwirtschaftliche Sozialpolitik 

Die landwirtschaftliche Sozialpolitik dient dazu, den 
Agrarstrukturwandel zu flankieren und die sozial- 
ökonomische Lage der Landwirte und ihrer Familien zu 
verbessern. Agrarsozialpolitik ist zugleich zielorien- 
tierte, gestaltende Politik zugunsten der aktiven Land- 
wirte und Altenteiler und damit Teil der Politik für den 
ländlichen Raum. Mit einem Ansatz von rd. 3,7 Mrd. € 
bleibt die Agrarsozialpolitik das finanziell bedeutsamste 
Instrument der nationalen Agrarpolitik. Sie umfasst im 
Wesentlichen die Zuschüsse zur Alterssicherung der 
Landwirte sowie zur landwirtschaftlichen Kranken- und 
Unfallversicherung. 

Der Bundeszuschuss zur Alterssicherung der Landwirte 
als größter Ausgabeposten der landwirtschaftlichen 
Sozialpolitik wird u. a. als Folge des Rückgangs der 


Zahl der Rentner von rd. 2,14 Mrd. € im Jahr 2013 bis 
zum Jahr 2016 auf voraussichtlich rd. 2,07 Mrd. € 
sinken. Damit werden aber auch künftig mehr als drei 
Vierfel der Ausgaben in der Alterssicherung der Land- 
wirte im Rahmen der Defizitdeckung durch Bundeszu- 
schüsse finanziert. Die finanziellen Folgen des Struk- 
turwandels in der Landwirtschaft wirken sich nicht auf 
die Beitragshöhe aus, sondern werden allein vom Bund 
getragen. Die Ansätze stützen sich auf den Rechtsstand 
im Lagebericht der Bundesregierung über die Alters- 
sicherung der Landwirte 2009 vom 20. November 2009 
(BT-Drucks. 17/55) sowie aktuelle Schätzungen. 

In der landwirtschaftlichen Krankenversicherung über- 
nimmt der Bund die Leistungsausgaben der Altenteiler, 
soweit diese nicht durch deren Beiträge und den in den 
Beiträgen der aktiven Landwirte enthaltenen Solidar- 
zuschlag gedeckt sind. Dieser Solidarbeitrag verändert 
sich jährlich entsprechend dem übrigen Beitragsauf- 
kommen und beträgt im Jahr 2012 rd. 89 Mio. €. Die 
Zuschüsse des Bundes für die landwirfschaftliche 
Krankenversicherang sf eigen von rd. 1,3 Mrd. € im Jahr 
2013 bis zum Jahre 2016 voraussichtlich auf rd. 
1,4 Mrd. € an. 

Die Zuschüsse an die landwirtschaftliche Unfall- 
versicherung (Bundesmittel LUV) dienen der Senkung 
der Unfallversicherungsbeiträge, um damit die zu- 
schussberechtigten land- und forstwirtschaftlichen 
Unternehmer finanziell zu entlasten. Die landwirt- 
schaftliche Sozialversicherung soll auf der Grundlage 
des Gesetzes zur Neuordnung der Organisation der 
landwirtschaftlichen Sozialversicherung mit den Zielen 
einer effizienten Organisation, mehr innerlandwirt- 
schaftlicher Solidarität und überregionaler Beitrags- 
gerechtigkeit weiterentwickelt werden. Hierzu wird zum 
1. Januar 2013 ein Bundesträger für die gesamfe land- 
wirtschaftliche Sozialversicherung errichtet (Sozialver- 
sicherung für Landwirfschaff, Forsten und Gartenbau). 
Als flankierende Maßnahme zu der innerhalb eines 
Bundesträgers notwendigen stufenweisen Angleichung 
der Beiträge in der Unfallversicherung sollen im Zeit- 
raum von 2012 bis 2014 insgesamt 150 Mio. € mehr 
Bundesmittel zur Verfügung gesfellt werden, als bis- 
lang vorgesehen war. Die Rückführung der Bundes- 
mittel LUV erfolgt gleitend von 200 Mio. € im Jahr 
2011 in Schritten von 25 Mio. €/Jahr auf jeweils 
100 Mio. € in den Jahren 2015 und 2016. 

3.2.1 .9 Gesetzliche Krankenversicherung 

Der Bund leistet an die gesetzliche Krankenver- 
sichemng (GKV) zur pauschalen Abgeltung der Auf- 
wendungen für gesamtgesellschaftliche Aufgaben einen 
Bundeszuschuss. Dieser Zuschuss wird im Jahr 2013 
um 2 Mrd. € auf 12 Mrd. € abgesenkt. Die Reduzierung 
entspricht dem Betrag, den der Bund der GKV zur 
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finanziellen Konsolidierung im Jahr 2011 zur Verfü- 
gung gestellt hatte, der aber aufgrund der positiven 
konjunkturellen Entwicklung nicht benötigt wurde. 


3.2.1.10 Sonstige Maßnahmen im Sozialbereich 

• Für die Erstattung von Fahrgeldausfallen, die durch 
die unentgeltliche Beförderung von Menschen mit 
Behinderungen und ihrer Begleitpersonen im öffent- 
lichen Personenverkehr entstehen, leistet der Bund 
im Rahmen der Eingliederung von Menschen mit 
Behinderungen im Haushaltsjahr 2013 einen Beitrag 
von 250 Mio. €. Durch die Eigenbeteiligung eines 
Teils der Betroffenen ergeben sich für den Bund 
Einnahmen von 15 Mio. 6. Bund und Länder wenden 
für die unenfgeltliche Beförderung rd. 487 Mio. € 
jährlich auf Zur Infegration von Menschen mit 
Behinderungen stellt der Bund im Haushaltsjahr 
2013 für die Förderung von Einrichtungen der beruf- 
lichen und medizinischen Rehabilitation sowie der 
Prävention einen Beitrag in Höhe von rd. 1 Mio. 6. 
zur Verfügung. 

• Mit der Aussetzung der Wehrpflicht und damit auch 
des Zivildienstes ist zum 01.07.2011 der Bundes- 
freiwilligendienst (BFD) eingeführt worden. Der 
BFD wird vom Bundesamt für Familie und zivilge- 
sellschaftliche Aufgaben (BAFzA) adminisfrativ 
begleifef. Im ersfen Jahr seiner Exisfenz wurde er von 
mehr als 35.000 Freiwilligen geleisfef. Die Jugend- 
freiwilligendienste Freiwilliges Soziales Jahr (FSJ) 
und Freiwilliges Ökologisches Jahr (FÖJ) sind deut- 
lich gestärkt worden. Insgesamt leisten mehr als 
80.000 Menschen einen Freiwilligendienst in 
Deutschland, darunter auch einige hundert Jugendli- 
che, die hierzu aus anderen Staaten gekommen sind 
(„Incoming“). Der Bundesfreiwilligendienst bietet 
Frauen und Männern die Möglichkeit zum 
gemeinwohlorientierten Einsatz; er kann im sozialen 
und ökologischen Bereich, aber auch in weiteren 
Bereichen wie Sport, Integration, Kultur und Bildung 
sowie im Zivil- und Katastrophenschutz geleistet 
werden. Die Dauer des Dienstes beträgt mindestens 
sechs Monate und höchstens 18 Monate; sie kann in 
Ausnahmefällen bis auf 24 Monate verlängert 
werden. Grundsätzlich ist eine Vollzeittätigkeit 
Voraussetzung; Freiwillige, die älter als 27 Jahre 
sind, können den Bundesfreiwilligendienst auch in 
Teilzeit von mehr als 20 Wochenstunden leisten. Die 
Freiwilligen werden gesetzlich sozialversichert. Wie 
der ehemalige Zivildienst wird der 
Bundesfreiwilligendienst von sozialen Einrichtungen 
vor allem der Wohlfahrtsverbände, den Kommunen 
und vielen anderen Trägem und Einsatzstellen 
angeboten. Die Freiwilligen werden dort fachlich 
angeleitet und in Seminaren pädagogisch begleitet. 


Im Jahr 2012 sind für den Bundesfreiwilligendiensf, 
für Resfzahlungen nach dem Zivildienstgesetz sowie 
für die sonstigen Aufgaben des BAFzA rd. 
254 Mio. € veranschlagt. Für 2013 sind hierfür gut 
242 Mio. € vorgesehen. 

• Grandsätzlich werden die Kosten der Sozialhilfe von 
den Kommunen und Ländern getragen. Seit dem Jahr 
2003 beteiligt sich der Bund jedoch an den Nettoaus- 
gaben der Grandsicherang im Alter und bei 
Erwerbsminderang (Grandsicherang). Ab dem Jahr 
2009 wurde die bis dahin geltende Festbetrags- 
regelung i. H. V. 409 Mio. € p.a. in eine quotale 
Beteiligung des Bundes umgewandelt. Bezugsgröße 
sind die Nettoausgaben des Vorvoijahres. Danach 
sollte die Beteiligung des Bundes im Jahr 2009 13 % 
betragen und anschließend pro Jahr um 1 Prozent- 
punkt bis zum dauerhaften Anteil von 16 % im Jahr 
2013 anwachsen. Im Vermittlungsverfahren zum 
„Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur 
Änderung des Zweiten und Zwölften Buches Sozial- 
gesetzbuch“ wurde vereinbart, dass der Bund die 
Kommunen bei der Grandsicherung entlastet. Zu 
diesem Zweck werden die Erstattungen über 45 % 
(2012) und 75% im Jahr 2013 auf 100% ab dem 
Jahr 2014 erhöht. Im Rahmen des Kompromisses mit 
den Ländern zur innerstaatlichen Umsetzung des 
Fiskalvertrages hat sich der Bund bereit erklärt, zur 
weiteren Entlastung der Kommunen jeweils die 
aktuellen Nettoausgaben des laufenden 
Kalenderjahres zu erstatten. Für das Jahr 2013 sind 
im Regierungsenhvurf des Bundeshaushalts 2013 
derzeit noch 3,33 Mrd. € vorgesehen, eine ent- 
sprechende Aufstockung kann erst im parlamenta- 
rischen Verfahren erfolgen (Ist 2011 /Soll 2012: 
587,5/1.887 Mio. 6). Darüber hinaus werden der 
Deutschen Rentenversicherung Bund die Kosten und 
Auslagen, die den Trägem der Rentenversicherung 
durch die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach § 109a 
Abs. 2 SGB VI für das vorangegangene Jahr enfstan- 
den sind, ersfaffef (2013: 5 Mio. €). 

• Für die Förderung der privafen Pflegevorsorge durch 
Zahlung einer sfaatlichen Zulage sind im Finanzplan 
ab dem Jahr 2014 100 Mio. € p. a. vorgesehen. 

3.2.2 Verteidigung 

Deutschland steht vor sicherheitspolitischen Heraus- 
forderungen, die sich aus dem internationalen Terroris- 
mus, der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen 
und regionalen Konflikten ergeben. Die Sicherheits- 
partnerschaft in der Nordatlantischen Allianz bleibt 
dabei das Fundament der Friedensordnung in Europa. 
Die deutsche Außen- und Sicherheitspolitik orientiert 
sich an den Leitlinien präventiven Engagements, 
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umfassender Kooperation und dauerhafter Integration 
auf der Grundlage gesieherter Verteidigungsfähigkeit. 
Eingebunden in die internationale Staatengemeinsehaft 
leistet Deutsehland einen aktiven Beitrag zu politisehen 
Konfliktlösungen, der dem politisehen Gestaltungs- 
anspmeh und dem Gewieht Deutsehlands in der Welt 
angemessen ist. Dementspreehend müssen deutsehe 
Streitkräfte zur Landes- und Bündnisverteidigung bereit 
sein, zur Lösung von internationalen Krisen und Kon- 
flikten beitragen können, Partnersehaft und Kooperation 
pflegen und zur Rettung und Hilfeleistung befähigt sein. 


3.2.2. 1 Militärische Verteidigung 

Die sieherheitspolitisehen Rahmenbedingungen und die 
internationale Lage haben sieh in den letzten zwei Jahr- 
zehnten stark verändert. Entspreehend sind Auftrag und 
Aufgaben der Bundeswehr im Weißbueh 2006 der Bun- 
desregierung zur Sieherheitspolitik Deutsehlands und 
zur Zukunft der Bundeswehr festgelegt. 

Die sieherheitspolitisehe Ableitung der Neuausriehtung 
der Bundeswehr ergibt sieh aus den Verteidigungspoliti- 
sehen Riehtlinien vom 27. Mai 2011. Die Streitkräfte 
müssen vielseitiger, sehneller verlegbar und in der Lage 
sein, einen militäriseh wirksamen Beitrag zu leisten, der 
Deutsehlands politisehem Gewieht angemessen ist. Der 
zukünftige Umfang der Bundeswehr wird aus bis zu 
185.000 Soldatinnen und Soldaten und 55.000 Stellen 
für zivile Mifarbeiterinnen und Mifarbeifer besfehen. 
Die wiehtigsfen Entseheidungen zur Neuausriehtung 
sind getroffen. Bereits umgesetzt ist die Aussetzung der 
Wehrpflieht zum 1. Juli 2011. Im Realisiemngsplan 
vom 11. Juni 2012 wurde festgelegt, bis wann und an 
welehen Standorten die Einheiten der Bundeswehr ihre 
Zielstruktur einnehmen werden. 

Der mit der Strukturreform eingeleitete weitere Perso- 
nalabbau wird hinsiehtlieh der Ausgaben für ziviles 
Personal oberhalb der Zielstruktur finanziell flankiert 
mit einer Verstärkungsmögliehkeit aus dem Einzelplan 
60 bis zur Höhe von 1,0 Mrd. 6. 

Im Entwurf des Bundeshaushalts 2013 sind im Einzel- 
plan des BMVg Ausgaben in Höhe von rd. 33,28 Mrd. € 
veransehlagt, im Finanzplan bis 2016 für das Jahr 2014 
rd. 32,98 Mrd. 6, für das Jahr 2015 rd. 32,46 Mrd. € und 
für das Jahr 2016 rd. 32,45 Mrd. 6. 


3.2.2.2 Weitere Verteidigungslasten 

Der Bund trägt neben den Ausgaben für die eigenen 
Streitkräfte naeh Maßgabe völkerreehtlieher Verträge 
bestimmte Verteidigungsfolgekosten, die in unmittel- 
barem Zusammenhang mit dem Aufenthalt und Abzug 
der verbündeten Streitkräfte in der Bundesrepublik 
Deutsehland entstehen. 


Für das Haushaltsjahr 2013 sind Ausgaben in Höhe von 
56,1 Mio. € veransehlagt. Wegen der verstärkten Auf- 
gabe von militärisehen Standorten steigen dureh die 
Zahlung von Überbrüekungsbeihilfen naeh dem Tarif- 
vertrag für die ehemaligen Arbeifnehmerinnen und 
Arbeitnehmer der Entsendestreitkräfle die Ausgaben 
vorübergehend an. 


3.2.3 Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau- 
cherschutz 

Für die Bereiehe Ernährung, Landwirtsehaft und 
Verbrauehersehutz sind im Haushaltsentwurf insgesamt 
rd. 5,26 Mrd. € veransehlagt. 

Ziele der Agrarpolitik sind die naehhaltige Entwieklung 
und Stärkung der Land-, Forst- und Fisehereiwirtsehaft, 
eine leistungsfähige Emährungswirfsehaft und lebens- 
fähige ländliehe Räume mit vielfältigen Kulturland- 
sehaften. Darüber hinaus soll die Entwieklung zukunfts- 
fähiger ländlieher Räume durch koordinierte Förder- 
maßnahmen unterstützt werden. Wesentliche Ausgaben- 
schwerpunkte der nationalen Agrarpolitik bilden die 
Leistungen des Bundes für die landwirtschaffliche 
Sozialpolitik (vgl. Ziff 3.2.1.8) sowie die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes“ (vgl. Ziff 3. 2. 3. 2). 

Die Verbraucherpolitik unterstützt die Durchsetzung der 
berechtigten wirtschaftlichen Interessen der Verbrau- 
cherinnen und Verbraucher und fördert Verbraucher- 
information und -bildung, eine angemessene Interessen- 
vertretung der Verbraucher sowie eine bessere Ange- 
botstransparenz. Sichere und gesundheitlich 
unbedenkliche Lebensmittel und Bedarfsgegenstände 
sind Kemanliegen des gesundheitlichen Verbraucher- 
schutzes. Die Bundesregierung fördert aus dem Bun- 
deshaushalt Einrichtungen und Institutionen, die im 
Bereich der Verbraucherinformation bundesweit tätig 
sind. Darüber hinaus trägt die Bundesregierung unmit- 
telbar oder im Wege der Projektförderung zur Ver- 
braucher- und Emährungsinformation bei. 

3.2.3. 1 Verbraucherpolitik 

Für die Verbraucherpolitik sind insgesamt rd. 
142,6 Mio. € vorgesehen. Darin sind auch rd. 
66,7 Mio. € für die Erstattung der Verwaltungskosten 
sowie für Zuschüsse für Invesfitionen an das Bundesin- 
stitut für Ri sikobe Wertung (BfR) und rd. 33,1 Mio. € für 
das Bundesamf für Verbraucherschutz und Lebensmit- 
telsicherheit (BVL) enthalten. Der Zuschuss an die 
Stiftung Warentest wird zur Ausweitung der Arbeit im 
Bereich der Finanzprodukte um 1,5 Mio. € auf 5 Mio. € 
erhöht. Außerdem werden die Mittel für Verbraucher- 
information um 5 Mio. € auf 25 Mio. € aufgestockt, um 
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mehr Transparenz und Verbraucherinformation gerade 
bei Themen, die im Zuge des demografischen Wandels 
von besonderer Bedeutung sind, zu schaffen. 

3.2. 3.2 Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes“ 

Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes“ (GAK) stellt das 
wichtigste nationale Förderinstrument der Bundesre- 
gierung zur Koordinierung der Agrarstrukturpolitik in 
Deutschland dar. Die Fördermaßnahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe sind ein zentrales Instrument, um die 
nationale Mitfinanzierung der EU-Politik zur Entwick- 
lung des ländlichen Raumes umzusetzen. 

Der Bund beteiligt sich an der Finanzierung von För- 
dermaßnahmen im Rahmen der GAK im Bereich der 
Agrarstrukturverbesserung grundsätzlich mit 60 %; bei 
Maßnahmen zur Verbesserung des Küstenschutzes be- 
trägt die Bundesbeteiligung 70 %. 

Im Bundeshaushalt 2013 sind für die GAK 590 Mio. € 
veranschlagt, durch Verstärkungsmöglichkeiten können 
insgesamt 600 Mio. € Bundesmittel verfügbar gemacht 
werden. Davon entfallen auf den regulären Rahmenplan 
575 Mio. € und auf den Sonderrahmenplan für Maß- 
nahmen des Küstenschutzes in Folge des Klimawandels 
25 Mio. 6. Im Finanzplanungszeitraum für die Jahre 
2014 bis 2016 ist eine Stabilisierung der GAK-Mittel 
auf dem Niveau von 2013 vorgesehen. 

3.2. 3.3 Nachhaltigkeit, Forschung und 
Innovation 

Forschung und Innovation nehmen bei der Bewältigung 
der Herausforderungen wie Emährungssicherung, 
Klimawandel, Klimaschutz und Erhalt der natürlichen 
Ressourcen eine zentrale Rolle ein. 

Für die Bereiche Nachhaltigkeit, Forschung und Inno- 
vation sind Mittel in Höhe von insgesamt rd. 180 Mio. € 
vorgesehen. 

Davon sind 60 Mio. € für das Förderprogramm Nach- 
wachsende Rohstoffe veranschlagt. Gefördert werden 
können insbesondere Forschungs-, Entwicklungs- und 
Demonstrationsprojekte, die der Erschließung weiterer 
Verwendungsmöglichkeiten nachwachsender Rohstoffe 
im Nichtnahrungsmittelsektor und dem Aufbau von 
Produktlinien von der Erzeugung bis zur Verwendung 
nachwachsender Rohstoffe dienen. 


Ziel des Förderprogramms ist es insbesondere, 

einen Beitrag für eine nachhaltige Rohstoff- 
und Energiebereitstellung zu leisten und 

die Umwelt durch Ressourcenschutz, beson- 
ders umweltverträgliche Produkte und durch 
Verringerung der Treibhausgasemissionen, zu 
entlasten. 

Weiterer wesentlicher Ausgabeschwerpunkt mit 
37 Mio. € ist das Programm zur Innovationsförderung 
im Bereich Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucher. Das Programm unterstützt Forschungs-, 
Entwicklungs- und Demonstrationsvorhaben, die das 
Ziel haben, innovative technische und nicht-technische 
Produkte und Verfahren marktfähig zu machen. 

Mit der Förderung des ökologischen Landbaus und 
anderer Formen nachhaltiger Landwirtschaft wird die 
Durchführung von Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben sowie der Technologie- und 
Wissenstransfer gefördert. Hierfür sind 17 Mio. € vor- 
gesehen. Darüber hinaus werden Schulungs-, Aufklä- 
rungs- und Informationsmaßnahmen unterstützt. 

Außerdem sind 14 Mio. € zur Förderung von Modell- 
und Demonstrationsvorhaben veranschlagt. Einen 
Schwerpunkt in den nächsten Jahren sollen Modellvor- 
haben im Bereich Tierschutz und Tierhaltung einneh- 
men. 


3.2.3.4 Sonstige Maßnahmen im Bereich der 
Land- und Forstwirtschaft sowie des 
Verbraucherschutzes 

Wesentliche internationale Herausforderungen im Auf- 
gabenbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV) sind 
die Sicherung der Ernährung und eine nachhaltige 
Energie- und Rohstoffversorgung, bei gleichzeitiger 
Erhaltung von Biodiversität und Eindämmung des 
Klimawandels. Hier handelt das BMELV insbesondere 
in enger Kooperation mit ausgewählten staatlichen 
Partnern sowie internationalen Organisationen (u. a. 
FAO). Für diesen Bereich sind im Haushaltsjahr 2013 
rd. 60 Mio. € veranschlagt. 


3.2.4 Wirtschaftsförderung 

Die Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit der Wirt- 
schaft nachhaltig zu steigern, steht für die Wirtschafts- 
fÖrderang im Vordergrund. Deswegen werden für die 
gesamte Legislaturperiode aus dem 12 Mrd. €- 
Programm für Bildung und Forschung zusätzliche 
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6 Mrd. € zur Förderung von Forsehung und Entwiek- 
lung (FuE) und Innovation zur V erfugung stehen. Unter 
dem Daeh des im Mai 2012 vorgestellten Innovations- 
konzepts des Bundesministeriums für Wirtsehafl und 
Teehnologie hat dabei die anwendungsnahe und auf die 
private Wirtsehaft ausgeriehtete Teehnologieförderung 
einen besonderen Stellenwert. Ein wesentlieher 
Sehwerpunkt ist die Stärkung des innovativen 
Mittelstands. 


3.2.4. 1 Energie 

Um eine wirtsehaftliehe, siehere und umweltverträg- 
liehe Energieversorgung in Deutsehland zu gewährleis- 
ten, werden im Finanzplan erhebliehe Mittel bereitge- 
stellt: 

In dem seit September 2011 laufenden 6. Energiefor- 
sehungsprogramm wurden neue Forsehungssehwer- 
punkte entspreehend den Vorgaben des Energiekonzepts 
der Bundesregierung festgelegt. Mit 773,5 Mio. € för- 
dert das Bundesministerium für Wirtschaft und Tech- 
nologie im Finanzplanzeitraum 2012 bis 2016 Projekte 
zur Entwicklung von effizienten Energietechnologien 
sowie der nuklearen Sicherheits- und Endlager- 
forschung. 

Darüber hinaus wendet das Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit in den 
Jahren 2012 bis 2016 insgesamt 782,3 Mio. € für 
Forschungsvorhaben im Bereich der emeuerbaren Ener- 
gien auf Im gleichen Zeitraum stellt das Bundes- 
ministerium für Bildung und Forschung für die 
Projektförderung der Energietechnologien und effizien- 
ten Energienutzung 304 Mio. € zur Verfügung. Die 
institutioneile Fördemng der Energieforschung beträgt 
für das Jahr 2013 300 Mio. 6. Das Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
fördert im Zeitraum 2012 bis 2016 Projekte aus dem 
Bereich der Bioenergie mit insgesamt 125 Mio. 6. 

Der Einsatz emeuerbarer Energien wird über die Förde- 
rung im Rahmen des Emeuerbare-Energien-Gesetzes 
und über steuerliche Vergünstigungen hinaus durch 
zinsverbilligte Darlehen und/oder Investitionskosten- 
zuschüsse im Rahmen des Marktanreizprogramms 
zugunsten emeuerbarer Energien gefördert, das vor 
allem die Errichtung von Anlagen zur Wärmeerzeugung 
aus emeuerbaren Energien unterstützt. 

Zur Steigemng der Energieeffizienz stehen im Finanz- 
planzeitraum 2012 bis 2016 insgesamt Mittel in Höhe 
von 150,1 Mio. € zur Verfügung. Davon werden 
Projekte der Deutschen Energieagentur GmbH (dena), 
die Energieberatung für private Verbraucher und die 
Vor-Ort-Beratung bei Bestandsgebäuden gefördert. 
Darüber hinaus wird die Energieberatung im Mittelstand 
unterstützt, auf deren Gmndlage die KfW zinsgünstige 


Darlehen für Investitionen zur Verbessemng der Ener- 
gieeffizienz im Rahmen des Energieeffizienzprogramms 
gewährt. Weitere Mittel für zusäfzliche Maßnahmen zur 
Sfeigemng der Energieeffizienz werden aus dem Ener- 
gie- und Klimafonds (EKF) bereifgesfellt. 

Um die heimischen Hersteller und Anbieter von An- 
lagen und Techniken zur Nutzung emeuerbarer Ener- 
gien und zur Verbessemng der Energieeffizienz inter- 
national zu stärken, wurden die Exportinitiativen 
„Emeuerbare Energien“ und „Energieeffizienz“ gegrün- 
det. Beide Initiativen koordiniert und finanziert das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie. Im 
Finanzplanzeitraum 2012 bis 2016 stehen dafür insge- 
samt 92,5 Mio. € zur Verfügung. 

Zur Umsefzung der sog. kohlepolitischen Verständigung 
zwischen dem Bund, dem Land Nordrhein-Westfalen 
und dem Saarland vom 7. Febmar 2007 regelt das 
Steinkohlefinanziemngsgesetz vom 20. Dezember 2007 
in der Fassung vom 11. Juli 2011 die Steinkohlebei- 
hilfen des Bundes. Auf dieser Gmndlage wurden am 
28. Dezember 2007 und am 15. Dezember 2011 Zuwen- 
dungsbescheide an die RAG AG für die Jahre 2009 bis 
2012 bzw. 2013 und 2014 erteilt. Haushaltswirksam 
werden die festgelegten Beihilfen jeweils erst im Fol- 
gejahr, da die Auszahlung stets im Januar des Folgejah- 
res erfolgt. Die Bescheide sehen im Finanzplanzeitraum 
für Zuwendungen des Bundes folgende Höchstbefräge 
vor: 2012: 1.363 Mio. €, 2013: 1.371,8 Mio. €, 2014 

1.284.8 Mio. €. Für 2015 sieht das Steinkohlefinanzie- 

mngsgesetz einen Bundesanteil von 1.332,0 Mio. € und 
für 2016 von 1.053,6 Mio. € vor. Das Land Nordrhein- 
Wesffalen befeiligf sich mif folgenden Höchsfbefrägen: 
2012: 420 Mio. €, 2013: 389,2 Mio. €, 2014: 

363.8 Mio. €, 2015: 171,4 Mio. €. Das Saarland befei- 
ligf sich nicht. Im Jahr 2012 wird die RAG AG einen 
Eigenbeitrag von 170 Mio. € leisten. Ab 2013 beträgt 
der jährliche Eigenanteil der RAG AG 32 Mio. €. Die 
Ansätze für die Sfeinkohlehilfen werden gegenüber den 
Fesflegungen im Sfeinkohlefinanziemngsgesefz - in 
Erwartung höherer Erlöse durch höhere Weltmarkt- 
preise - im Zeitraum 2012 bis 2016 um jeweils 
200 Mio. € pro Jahr abgesenkt. Die Kohleverständigung 
vom 7. Febmar 2007 wird damit nicht aufgekündigt. 

Die Anpassungsgeldregelung für Arbeitnehmer des 
deutschen Steinkohlenbergbaus, die aufgrand von Still- 
legungs- oder Rationalisierangsmaßnahmen ausschei- 
den, ist entsprechend den Festlegungen des Steinkohle- 
finanziemngsgesetzes bis zum Auslaufen des 
Steinkohlenbergbaus verlängert worden. Für die Jahre 
2012 bis 2016 hat der Bund für seinen Anfeil insgesamf 
rd. 577,3 Mio. € vorgesehen. Nordrhein-Wesffalen und 
das Saarland befeiligen sich insgesamf mif einem Drif- 
fel. 
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3.2.4.2 Sonstige sektorale Wirtschaftsförderung 

Nach dem Auslaufen direkter Wettbewerbshilfen zielt 
die Neuausrichtung der Schiffbaupolitik in erster Linie 
auf die Anstrengungen der heimischen Werften zur 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit durch Stärkung 
ihrer Irmovationskraft und unterstützt damit wichtige In- 
dustriestandorte in oftmals strukturschwachen Regio- 
nen. Für das Innovationsbeihilfeprogramm sind im 
Finanzplanzeitraum 2012 bis 2016 insgesamt 60 Mio. € 
etatisiert. Seit dem Jahr 2008 werden die Innovations- 
beihilfen in gleicher Flöhe durch die Küstenländer kofman- 
ziert, soweit ein Schiffbauuntemehmen dieses Landes eine 
Zusage des Bundes für eine CIRR-Zinskredilierang erhal- 
len hat. 

Das Ausgleichssystem zur Absichemng des Zinsrisikos bei 
der Refinanzierung von CIRR-Krediten für den Bau von 
Schiffen isf im Jahr 2007 auf ein Gewährleistungs- 
instrument in alleiniger Zuständigkeit des Bundes umge- 
stellt worden. Damit wird es den Werften ermöglicht, ein 
technisch gutes Angebot durch eine wettbewerbsfähige 
Schiffsfinanzierang zu ergänzen. 

Mif Fördermaßnahmen für die forschungs- und fechno- 
logieintensive Luftfahrlindustrie sollen vor allem hoch 
qualifizierte Arbeitsplätze in Deutschland vor dem 
Hintergrund eines sich stetig verschärfenden internatio- 
nalen Wettbewerbs gesichert werden. 

Die Bundesregierung unterstützt - in Übereinstimmung 
mit dem EU- und dem internationalen Recht - durch 
Gewährleistungen die anteilige Finanzierung von Ent- 
wicklungskosten neuer Luftfahrzeugprogramme durch 
verzinsliche, verkaufsabhängig rückzahlbare Darlehen. 

Der Bund unterstützt Forschungs- und Technologie- 
projekte der Luftfahrtindustrie seit 1995 in verschie- 
denen Luftfahrtforschungsprogrammen. Für das im Jahr 
2007 gestartete Luftfahrtforschungsprogramm des 
Bundes sind für die Jahre 2013 bis 2016 insgesamf 
627,4 Mio. € vorgesehen. 

Für Maßnahmen der Außenwirfschaft werden 2013 rund 
317 Mio. € bereitgesfellt. Die verschiedenen Maßnah- 
men zur Exportförderung wurden in einem „Programm 
zur Erschließung von Auslandsmärkfen“ gebündelt. Das 
neue Programm besteht aus verschiedenen Export- 
initiativen, Messebeteiligungen und der Managerfort- 
bildung. Einen weiteren Schwerpunkt bildet die Wirt- 
schaftsförderungsgesellschaft Germany Trade and 
Invest - Gesellschaft für Außenwirtschaft und Stand- 
ortmarketing mbH. Sie bietet in- und ausländischen 
Unternehmen Informations- und Beratungsunter- 
stützung an mit dem Ziel, den Standort Deutschland für 
den Export und für ausländische Invesfifionen zu 
stärken und damit Arbeitsplätze in Deutschland zu 
sichern oder zu schaffen und so zum Wachstum der 
deutschen Wirtschaft beizutragen. Daneben wird das 
weltweite Netz der deutschen Auslandshandelskammem 


gefördert. Diese unterstützen insbesondere kleine und 
mittlere Unternehmen bei der Erschließung der Märkte 
vor Ort. Das im Jahr 2003 im Rahmen der Globalen 
G 8 -Partnerschaft mit Russland begonnene Projekt zur 
Entsorgung von außer Dienst gestellten Atom-U-Booten 
der mssischen Nordmeerflotte umfasst die Teilprojekte 
„Errichtung eines Langzeitzwischenlagers für Afom-U- 
Boot-Reakforsektionen“ und „Errichtung eines Regio- 
nalen Entsorgungszentrums für radioakfive Abfälle“. 
Hierfür sind im Jahr 2013 65 Mio. € veranschlag!. Das 
Gesamfprojekf haf eine Laufzeif bis 2014 mif einem 
Gesamfbudgef von 600 Mio. 6. 

Für die seit 1991 laufende Stilllegung der ehemaligen 
Uranerzbergbau- und Aufbereitungsbetriebe sowie für 
die Sanierung und Revitalisierung von Betriebsflächen 
der Wismut GmbH in Sachsen und Thüringen ein- 
schließlich der Sanierung der sächsischen Wismut-Alt- 
standorte (ab 2003) werden bis Ende 2012 voraussicht- 
lich insgesamt rund 6 Mrd. 6, davon 5,7 Mrd. € aus der 
institutioneilen Förderung und 0,3 Mrd. € aus erwirt- 
schafteten Einnahmen der Wismut GmbH, ausgegeben. 
Für das Jahr 2013 sind Mittel in Höhe von 148 Mio. € 
veranschlagt; für die Jahre 2014 bis 2016 insgesamt 
weitere 419 Mio. 6. 


3.2.4.3 Mittelstand, industrienahe Forschung 
und Technologieförderung 

Die Förderung des Mittelstandes konzentriert sich auf 

die Förderbereiche: 

1. Innovative Unternehmensgründnngen 

• Der High-Tech Gründerfonds (HTGF) beteiligt sich 
in einer ersten Finanzierungsrunde mit jeweils bis zu 
500.000 € an jungen Technologieuntemehmen. Ziel 
ist es dabei, die neu gegründeten Unternehmen 
solange zu finanzieren, bis sie reif für Anschluss- 
finanzierungen durch private Wagniskapitalgeber 
sind bzw. eigene Umsätze erzielen, d.h. für einen 
Finanzierungszeitraum von rand einem Jahr bis zwei 
Jahren. Nach Abschluss der Erstinvestitionsphase 
des ersten Fonds wurde Ende 2011 der HTGF II als 
Anschlussfonds aufgelegf, um die Investitionstätig- 
keit fortzusetzen. Dieser Anschlussfonds ist 
wiederum als Öffentlich Private Partnerschaft aus- 
gesfaltef. Die Befeiligung an beiden Fonds soll zum 
1. Januar 2013 an das ERP- Sondervermögen (ERP- 
SV) übergehen. Um dem Prinzip der Subsfanzer- 
haltung beim ERP-SV zu genügen, sind für das Jahr 

2013 Zuweisungen aus Bundesmiffeln in Höhe von 
20 Mio. € an das ERP-SV vorgesehen, für die Jahre 

2014 bis 2016 von jeweils 15 Mio. 6. Mögliche 
Risiken aus der Befeiligung trägt ab 2013 das ERP- 
SV. 
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• Bereits im Vorfeld der Gründung innovativer Unter- 
nehmen setzt das Programm „Existenzgründungen 
aus der Wissensehaft (EXIST)“ an. Mit dem EXIST- 
Wettbewerb „Die Gründerhoehsehule“ wird die 
Entwieklung und Umsetzung hoehsehulweiter 
Gesamtstrategien zur Etabliemng von Untemehmer- 
geist, der Verwirkliehung einer Gründungskultur 
und der Positionierung als gründungsprofilierte 
Hoehsehule unterstützt. Mit EXIST-Gründersti- 
pendium und EXIST-Forsehungstransfer werden 
individuelle Gründungsvorhaben an Hoehsehulen 
und Forsehungseinriehtungen in der Vorgründungs- 
phase unterstützt. Insgesamt sind für das EXIST- 
Programm im Jahr 2013 rund 32 Mio. € Bundes- 
mittel vorgesehen. EXIST wird mit Mitteln des 
Europäisehen Sozialfonds kofmanziert. 

• Mit dem Investitionszusehuss Wagniskapital werden 
privaten Investoren - insb. „Business Angels“ - 
unterstützt, die sieh langfristig an jungen innovati- 
ven Unternehmen beteiligen. Dureh den In- 
vestitionszusehuss sollen mehr Mensehen mit 
untemehmeriseher Orientierung für risikobehaflete 
Investitionen in junge innovative Unternehmen 
gewonnen werden, Zugleieh soll somit aueh die Ka- 
pitalausstattung dieser Unternehmen deutlieh ver- 
bessert werden. Vorbild für die Maßnahme ist das 
britisehe „Enterprise Investment Seheme“, das 
Wagniskapitalfinanzierungen in Großbritannien 
einen enormen Sehub gegeben hat. 

2. Beratungen und Seminare zur Steigerung von 
unternehmerischem Know-how und 

Innovationen 

Die frühzeitige Inanspruehnahme von qualifiziertem 
Know-how zu allen Fragen der Untemehmensführung 
soll die Wettbewerbsfähigkeit von kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU) und Freien Berufen verbessern. 
Die Förderung soll Anreize zur Inanspruehnahme von 
externen Beratungen und zur Teilnahme an Informa- 
tions- und Sehulungsveranstaltungen sehaffen. Aus 
diesem Titel werden aueh Seminare und Workshops für 
Exisfenzgründer und ein Nefzwerk von Informafions- 
und Beratungssfellen für das Handwerk, das auf dessen 
speziellen Belange ausgeriehtet ist, gefordert. Insgesamt 
stehen 40,2 Mio. € zur Förderung untemehmerisehen 
Know-hows zur Verfügung. 

Außerdem fördert der Bund die Innovationskompetenz 
in KMU mit einer Reihe von Innovationsberatungs- 
programmen, hierfür sfehen im Jahr 2013 insgesamt 
17,2 Mio. € bereit: 

• Das Programm „BMWi-Innovationsgutseheine (go- 
Inno)“ unterstützt KMU mit teehnologisehem 
Potenzial bei Produkt- und Prozessinnovationen 
sowie bei der Verbesserung der Rohstoff- und 
Materialeffizienz in Form von Innovationsgut- 
seheinen. Ziel ist es, die Innovations- und Wettbe- 


werbsfähigkeit der Unternehmen naehhaltig zu 
stärken und die Rohstoffquellen zu diversifizieren. 

• Weitere Maßnahmen sind u. a. die Förderberatung 
„Forsehung und Innovation“ des Bundes sowie die 
Nationale Kontaktstelle für KMU-Programme der 
EU. 

3. Innovationsförderung 

• Das Zentrale Innovationsprogramm Mittelstand 
(ZIM) bleibt das Basisprogramm für die Förderung 
von Forschungs- und Entwieklungsvorhaben von 
kleinen und mittleren Unternehmen in ganz 
Deutschland. Für das Programm sind im Jahr 2013 
Mittel in Höhe von rund 510 Mio. € vorgesehen, 
womit der Start von rund 5.000 mehrjährigen Pro- 
jekten und die Durchführung von rd. 8.000 laufen- 
den Projekfen anf eilig finanziert werden können. 

• Zur Stärkung der marktnahen Forschung und Ent- 
wicklung neuer Produkte, Verfahren und Dienst- 
leistungen sowie ihrer Markteinführung durch 
miffelsfändische Unfemehmen und freiberuflich 
Tätige werden zinsverbilligfe Darlehen im Rahmen 
des ERP-Innovationsprogramms gewährt, die feil- 
weise als Nachrangdarlehen gewährt werden. Für die 
Zinsverbilligung sind rund 47 Mio. € im Bundes- 
haushalt 2013 vorgesehen. Die Zinsverbilligung 
wird bis zur Hälfte und mit maximal einem Prozent- 
punkt aus dem Bundeshaushalt finanziert, die 
ERP-Wirtschaflsförderung trägt die übrige Verbilli- 
gungsleistung. 

4. Forschungsinfrastruktur für den Mittelstand 

Die Forschungsinfrastruktur dient dem Mittelstand, 
indem marktorientierte Forschungsleistungen angeboten 
werden. Hierfür werden insgesamt 199 Mio. € im Jahr 
2013 bereitgestellt: 

Mit der Förderang der industriellen Gemeinschaflsfor- 
schung (IGF) werden Forschungsvorhaben unterstützt, bei 
denen für ganze Branchen Problemlösungen erarbeifef 
werden sollen. Im Jahr 2013 sfehen für die IGF 
133,5 Mio. € zur Verfügung. 

Mif der Förderung der exfemen Industrieforschungs- 
einrichtungen in Ostdeutschland unterstützt der Bund 
nachhaltig die Wettbewerbsfähigkeit der innovativen 
ostdeutschen Industrie, die mittelständisch geprägt ist. 
Im Jahr 2013 stehen hierfür 65,5 Mio. € zur Verfügung. 

5. Technologie- und Innovationstransfer für den 
Mittelstand 

Aus dem Titel für Technologie- und Innovationstransfer 
(TuIT) verbessert das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie den Transfer von innovativen 
Ansätzen und Ergebnissen aus Forschung und Ent- 
wicklung aus der Wissenschaft in die Wirtschaft. 
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Hierfür stehen rund 27 Mio. € im Jahr 2013 zur 

Verfügung. 

• Eine wichtige Säule des neuen Programms TulT ist 
die Patent- und Erfmderforderung in der über- 
arbeiteten Förderlinie SIGNO (Schutz von Ideen 
für die gewerbliche Nutzung). 

• Normen und Standards steigern die Wettbewerbs- 
fähigkeit unserer Unternehmen. Sie sind 
Instrumente, innovative Produkte weltweit zu ver- 
markten sowie Innovationen aus Forschung und 
Entwicklung in die Wirtschaft zu transferieren. Das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 
fordert Normungs- und Standardisierungsprojekte 
und -prozesse in Zusammenarbeit mit dem 
DIN e.V. 


3.2.4.4 Regionale Wirtschaftsförderung 

Die regionale Wirtschaftsforderung isf grundsätzlich 
Aufgabe der Länder. Im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur“ (GRW) werden in strukturschwachen Regio- 
nen Investitionsvorhaben der gewerblichen Wirtschaft 
gefordert und Maßnahmen zur Verbesserung der kom- 
munalen wirtschaftsnahen Infrastruktur unterstützt. 
Insbesondere in den neuen Ländern und Berlin, die bis 
2013 weiterhin in Gänze zum Fördergebiet der GRW 
gehören, stellt die GRW das zentrale Instrument der 
Investitionsförderung dar. 

Für die GRW sind im Jahr 2013 Barmittel in Höhe von 
rund 569 Mio. € vorgesehen. Dies enfspricht einer An- 
hebung des Ansafzes um 33,3 Mio. € gegenüber dem 
allen Finanzplan 2011 bis 2015. Diese Anhebung wird 
im Finanzplanzeitraum - entsprechend der im parla- 
mentarischen Verfahren zum Bundeshaushalt 2012 
begonnenen Verstetigung der GRW-Ansätze - fortge- 
schrieben. Rückflüsse nach § 8 Abs. 3 des GRW- 
Gesetzes, die bei Nichteinhaltung von Bedingungen 
durch die Zuwendungsempfänger anfallen, können bei 
Überschreitung des veranschlagten Einnahmeansatzes 
von ca. 33 Mio. € für Mehrausgaben im Rahmen der 
GRW verwendet werden. Die Bundesmittel werden von 
den Ländern in gleicher Höhe kofinanziert. Im Bundes- 
haushalt 2013 ist außerdem eine Verpflichtungsermäch- 
tigung in Höhe von ca. 562 Mio. € vorgesehen. Diese 
kann in Höhe von rund 482 Mio. € (6/7) von den neuen 
Ländern und Berlin sowie in Höhe von rund 80 Mio. € 
(1/7) von den alten Ländern in Anspruch genommen 
werden. 

Die deutschen Konvergenzregionen (die neuen Länder 
und die Region Lüneburg) werden im Förderzeitraum 
2007 bis 2013 insgesamt rd. 16,08 Mrd. € aus den EU- 
Strukturfonds erhalten. Davon entfallen rund 


1 1,4 Mrd. € auf den Europäischen Regionalfonds 
(EFRE). Ein Teil dieser Mittel wird weiterhin im Rah- 
men der GRW eingesetzt. 

Im Rahmen des Zieles „Regionale Wettbewerbsfähig- 
keit und Beschäftigung“ werden die alten Länder (ein- 
schließlich Berlin, aber ohne die Region Lüneburg) EU- 
Strukturfondsmittel in Höhe von rund 9,4 Mrd. € erhal- 
ten. Davon entfallen rd. 4,7 Mrd. € auf den EFRE. Auch 
hiervon wird ein Teil weiterhin im Rahmen der GRW 
eingesetzt. 

Mit dem Investitionszulagengesetz 2010 vom 
7. Dezember 2008 wurde die Grundlage für die Forf- 
sefzung der InvestifionszulagenfÖrderung in den neuen 
Ländern und Berlin bis zum Ende des Jahres 2013 in 
Befrieben des verarbeifenden Gewerbes, besfimmfer 
produktionsnaher Dienstleistungen und des Beherber- 
gungsgewerbes geschaffen. Die Investitionszulage führt 
für die Anspruchsjahre 2010 bis 2013 unter Berück- 
sichtigung der Ergebnisse des Arbeitskreises Steuer- 
schätzungen vom Mai 2012 zu folgenden jährlichen 
Steuermindereinnahmen beim Bund (kassenwirksam): 
2012: -465 Mio. €; 2013: -265 Mio. €; 2014: 

-156 Mio. €, 2015: -71 Mio. € und 2016: 0 €. 


3.2.4.5 Gewährleistungen und weitere Maß- 
nahmen zur Wirtschaftsförderung 

Der Bund übernimmt Garantien für förderungswürdige 
oder im sfaaflichen Interesse hegende Vorhaben sowohl 
im außen- als auch im binnenwirtschaftlichen Bereich. 

Das Sondervermögen „Finanzmarktstabilisierungs- 
fonds“ (siehe dazu unter 3.2.13.2) durfte bis Ende des 
Jahres 2010 u. a. Garantien von insgesamt bis zu 
400 Mrd. € für Unternehmen des Finanzsektors 
übernehmen. Aktuell (Stand 19. Juni 2012) hat der 
Finanzmarktstabilisierungsfonds ausstehende Garantien 
in Höhe von rund 1 1 Mrd. 6. Diese werden 
laufzeitenbedingt bis spätestens Mitte 2015 
zurückgeführt sein. Eine Inanspruchnahme aus diesen 
Garantien ist derzeit wenig wahrscheinlich. Im Jahr 
2011 durften keine neuen Maßnahmen mehr aus diesem 
Sondervermögen finanziert werden. Im Zuge der 
Verschärfung der Staatschuldenkrise wurde mit dem 
2. FMStG der Finanzmarktstabilisierungsfonds befristet 
bis Ende 2012 reaktiviert. Hierdurch können in Summe 
mit dem Vorgängergesetz Kapitalhilfen bis zu 
80 Mrd. € und Garantien bis zu 400 Mrd. € an den 
definierten Empfängerkreis vergeben werden. 

Der mif Inkrafttreten des Restrukturierungsfondsge- 
setzes (RStrukFG) zum 31. Dezember 2010 neu errich- 
tete Restrukturierungsfonds (siehe dazu unter 3.2.13.2) 
soll sich in erster Linie aus der Bankenabgabe speisen. 
Er ist mit einer Garantieermächtigung i. H. von 
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100 Mrd. € und einer Kreditermäehtigung in der Höhe, 
in der die Kreditermäehtigung naeh § 9 FMStFG nieht 
in Ansprueh genommen wurde, jedoeh begrenzt auf 
maximal 20 Mrd. 6, ausgestattet. 


3.2.4.6 Informationsgesellschaft 

Mit einer Reihe von Fördermaßnahmen unterstützt das 
Bundesministerium für Wirtsehaft und Teehnologie die 
Entwieklung und Anwendung der neuen Informations- 
und Kommunikationsteehnologien in Wirtsehaft und 
Gesellsehaft: 

• Im Rahmen des Sehwerpunkts „Entwieklung 
konvergenter Informations- und Kommunikations- 
teehnik (IKT)“ wird die Entwieklung und Erpro- 
bung neuartiger IKT-basierter Teehnologien und 
Dienste, die ein starkes Anwendungs- und Trans- 
ferpotenzial im Hinbliek auf mittelständisehe Un- 
ternehmen aufweisen, gefördert. Im Jahr 2013 sind 
für dieses Programm 40,5 Mio. € vorgesehen. Im 
Fokus der Förderung sieben dabei neben den 
Leuehtfurmprojekfen „E-Energy“, „Infemef der 
Dinge“ und „IT2Green“ der Fördersehwerpunkt 
„Trusfed Cloud“. Geplant sind zwei neue Förder- 
sehwerpunkte: das Programm „Autonomik 11“ soll 
im Kern zur Umsetzung des neuen Zukunfts- 
projekts „Industrie 4.0“ der High-Teeh-Strategie 
2020 beitragen. Angestrebt werden Projekte, in 
denen smarte/autonome/mobile Systeme in intelli- 
genten Umgebungen über intelligente Netze inter- 
agieren. Gesucht sind innovative Lösungen, die 
Entscheidungen erleichtern, Assistenz geben, ler- 
nen, Kooperationen oder Aktionen einleiten, erfor- 
derliche Informationen selbständig beschaffen 
und/oder Handlungsoptionen vorschlagen bzw. 
selbst treffen. Gegenstand des Förderschwerpunkts 
„Intelligente Energiesysteme - Sichere und ver- 
lässliche Energieinformationsnetze und Dienste“ 
ist die Erforschung und Entwicklung von IKT- 
Lösungen zur Optimierang der Wirtschaftlichkeit 
und Sicherheit spartenübergreifender Energie- 
systeme (Strom-Gas-Kopplung). 

• Das Programm „IT- Anwendungen in der Wirt- 
schaft“ dient vor allem der Förderung von 
e-Business-Anwendungen, der Bereitstellung von 
hochwertigen Informationen für kleine und mittlere 
Unternehmen, der Unterstützung von Unternehmen 
zur Erhöhung der IT-Sicherheit bei informations- 
technischen Anwendungen und der Förderung der 
Digitalen Integration der Gesellschaft. Im Jahr 
2013 stehen dafür rund 19,5 Mio. € zur Verfügung. 


3.2.5 Verkehr 

Eine gut ausgebaute Verkehrsinfrastruktur ist eine 
wesentliche Voraussetzung für die Leisfungsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft und zugleich auch für die 
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands im internationalen 
Vergleich. Verkehrsinvestitionen leisten darüber hinaus 
einen wichtigen konjunktur- und beschäftigungspoliti- 
schen Beitrag. Im internationalen Vergleich weisen die 
nationalen Netze der drei „klassischen“ Verkehrsträger - 
Bundesschienenwege, Bundesfemstraßen und Bundes- 
wasserstraßen - eine große Dichte und einen hohen 
Ausbaustandard auf Um diesen Standortvorteil nach- 
haltig zu sichern, stellt der Bund auch in den kommen- 
den Jahren trotz umfangreichen Konsolidierungsbedarfs 
erhebliche Haushaltsmittel für den Aus- und Neubau 
sowie für die Erhaltung seiner Verkehrsinfrastruktur 
bereit. Alles in allem stehen für die „klassischen“ Ver- 
kehrsfräger sowie den Kombinierten Verkehr im 
Bundeshaushalt 2013 und für die Jahre 2014 bis 2016 
jährlich rd. 10 Mrd. € zur Verfügung. 


3.2.5. 1 Eisenbahnen des Bundes 

Um dem Wohl der Allgemeinheif und den Verkehrs- 
bedürfnissen Rechnung zu fragen (Art. 87e Grundge- 
sefz), finanziert der Bund Neu-, Ausbau- und Ersafz- 
invesfifionen in die Schienennefze der Eisenbahnen des 
Bundes. Die Kosfen der Unferhaltung und Instandsef- 
zung der Schienenwege werden von den Eisenbahnen 
des Bundes gefragen. 

Im Finanzplan bis 2016 werden die Schienenwege- 
invesfifionen auf hohem Niveau fortgeführt. Schwer- 
punktmäßig wird dabei die Erhaltung der Schienen- 
wege gefördert (2,5 Mrd. € jährlich). Für den Neu- und 
Ausbau wichtiger Schienenprojekte und Lückenschlüsse 
werden durchschnittlich Bundesmittel in Höhe von rd. 
1,5 Mrd. € p. a. bis 2016 bereit gestellt. Insgesamt 
stehen im Zeitraum 2013 bis 2016 für Investitionen in 
die Schienenwege rd. 16,9 Mrd. € zur Verfügung. 

Daneben trägt der Bund die nicht durch eigene Einnah- 
men gedeckten Aufwendungen des Bundeseisenbahn- 
vermögens (BEV). Das BEV ist Dienstherr der der 
DB AG zugewiesenen Beamten und zuständig für die 
Betreuung der Versorgungsempfänger. Es verwaltet und 
verwertet die nicht-bahnnotwendigen Immobilien. In 
den Jahren 2013 bis 2016 leistet der Bund - insbeson- 
dere im Rahmen der Defizitdeckung des BEV-Wirt- 
schaftsplans - insgesamt rd. 23,3 Mrd. € bzw. jahres- 
durchschnittlich rd. 5,8 Mrd. € im Bereich des BEV 
(Bundesleistungen insgesamt vgl. Schaubild 6). 





Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-27- 


Drucksache 17/10201 


3.2. 5.2 Bundesfernstraßen 

Das Bundesfemstraßennetz gehört zu den leistungs- 
fähigsten Europas und spiegelt damit die Bedeutung 
Deutschlands als führende Wirtschaftsnation und eines 
der wichtigsten und am meisten belasteten Transitländer 
wider. 

Im Bundeshaushalt 2013 sind für die Bundesfemstraßen 
einschließlich Neubau und Erweiterung, Grunderwerb, 
betriebliche Unterhaltung sowie bauliche Erhaltung 
einschließlich der 200 Mio. € aus dem Infrastrukturbe- 
schleunigungsprogramm rd. 5,9 Mrd. € vorgesehen, 
wovon rd. 4,7 Mrd. € auf Straßenbauinvestitionen 
entfallen. Diese wiederum verteilen sich auf die 
Bundesautobahnen mit rd. 3,1 Mrd. € und die Bundes- 
straßen mit rd. 1,6 Mrd. €. Seit der Schaffung des so 
genannten Finanzierungskreislaufs Straße bilden dabei 
die aus den Mauteinnahmen gespeisten Investitionen 
mit z. B. 2013 rd. 3,2 Mrd. € den Löwenanteil. Seit dem 
Flaushaltsjahr 2011 fließen die investiv verwendeten 
Mautmittel ausschließlich dem Verkehrsträger Straße zu 
(zuvor nur rd. 58 %). Seit dem Flaushalt 2012 sind zu- 
dem die Mauteinnahmen und alle aus Mautmitteln 
finanzierten Ausgaben transparent und übersichtlich in 
einem eigenen Flaushaltskapitel (1209) zusammenge- 
fasst. Insgesamt erreichen die Investitionen in die Bun- 
desfemstraßen das Niveau der Vorjahre. Für Neubau- 
und Erweiterangsmaßnahmen (Bedarfsplanmaßnahmen) 
sind 2013 insgesamt rd. 0,8 Mrd. € eingeplant. Davon 
entfallen rd. 0,6 Mrd. € auf die Bundesautobahnen und 
rd. 0,2 Mrd. € auf die Bundesstraßen. 

Aufgrand der voraussichtlich anhaltenden Zunahme des 
Güter- und damit des Schwerlastverkehrs ist auf die 
substanzerhaltenden und funktionssichemden Maßnah- 
men ein immer stärkeres Augenmerk zu richten und 
auch eine entsprechende Prioritätensetzung vorzuneh- 
men. Daher werden die Ausgaben für reine Erhaltungs- 
maßnahmen im Jahr 2013 auf rd. 2,5 Mrd. € angehoben. 
Davon sollen für Bundesautobahnen rd. 1,6 Mrd. € und 
für Bundesstraßen rd. 0,9 Mrd. € verwendet werden. 

Auch ihr Engagement im Bereich Öffentlich Private 
Partnerschaften setzt die Bundesregierung fort. Neben 
weiteren rd. 216 Mio. € für die Zins- und Tilgungs- 
zahlungen der Privaten Vorfinanzierung von noch 16 
Bundesfemstraßenprojekfen sind für das Jahr 2013 für 
die sechs laufenden A-Modell-Vorhaben aus Mautein- 
nahmen 190 Mio. € an Mitteln für die Betreiber einge- 
plant. Für die Ausschreibung und Weiterentwicklung 
sind im Flaushalt 2013 für weifere A-Modell-Projekfe 
insgesamf 3,2 Mrd. € an Verpflichtungsermächtigungen 
über deren gesamte Laufzeit ausgebracht. 


3.2.5.3 Bundeswasserstraßen 

Für den Bereich der Bundeswasserstraßen sind im 
Haushaltsjahr 2013 insgesamt rd. 1,9 Mrd. € vorgese- 
hen. Davon entfallen 0,9 Mrd. € auf Investitionen. Im 
Finanzplan bis 2016 werden die Bundeswasserstraßen- 
investitionen auf hohem Niveau fortgeführt. Insgesamt 
stehen dafür im Zeitraum 2013 bis 2016 3,5 Mrd. € zur 
Verfügung. Durch das hohe Alter der Anlagen an den 
Bundeswasserstraßen steht die Substanzerhaltung und 
Erneuerung der vorhandenen Infrastruktur im Vorder- 
grund. 


3.2.5.4 Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
in den Gemeinden und Regionalisie- 
rungsmittel 

Zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den 

Gemeinden steht insgesamt ein Finanzrahmen von 

1,672 Mrd. € zur Verfügung. Er verfeilt sich auf drei 

Bausfeine: 

1. „Bundesprogramm“ einschließlich der Investi- 
tionshilfen für die Deutsche Bahn AG bis 2019 
(Gesetz über Finanzhilfen des Bundes zur Verbes- 
serung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden; 
GVFG). Es umfasst jährlich rd. 332,6 Mio. 6. Aus 
diesen Mitteln können Schienenverkehrswege im 
Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) in Ver- 
dichtungsräumen und den zugehörigen Randgebie- 
ten mit zuwendungsfähigen Kosfen über 50 Mio. € 
gefördert werden. Der Fördersatz beträgt 60 % der 
zuwendungsfähigen Kosfen. 

2. Seif dem 1. Januar 2007 erhalten die Länder für den 
Wegfall von Bundesfinanzhilfen gern. § 3 Abs. 1 
Entflechtungsgesefz (EntflechtG) Kompensafions- 
zahlungen in Höhe von 1,336 Mrd. € jährlich. Diese 
werden den Ländern nach einem gern. § 4 Abs. 3 
EntflechfG vorgegebenen Schlüssel zur Verbesse- 
rung der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden 
zur Verfügung gesfellt. Bund und Länder überprü- 
fen bis Ende 2013, in welcher Höhe diese Finanzie- 
rangsmitfel zur Aufgabenerfüllung der Länder für 
die Jahre 2014 bis 2019 noch angemessen und 
erforderlich sind (Artikel 143c GG i. V. m. § 6 
EntflechtG). 

3. „Forschungsprogramm Stadtverkehr“ (FOPS). Es 
umfasst z. Z. ca. 4,2 Mio. € jährlich. Es ist das ein- 
zige bundesweite und praxisorientierte Programm 
zur Behandlung städtischer Verkehrsprobleme. 

Darüber hinaus werden den Ländern für den ÖPNV 

Regionalisierangsmittel zur Verfügung gesfellt, da sie 
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Schaubild 6 


Bundesleistungen an das Bundeseisenbahnvermögen 
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im Zuge der Bahnreform zum 1. Januar 1996 die Auf- 
gabenverantwortung für den Schienenpersonennah- 
verkehr übernahmen. Dafür steht ihnen gemäß Artikel 
106 a Grundgesetz ein Anteil aus dem Mineralölsteuer- 
aufkommen des Bundes zu. Im Jahr 2012 erhalten die 
Länder rund 7,085 Mrd. €. Gemäß Regionalisierungs- 
gesetz (RegG) steigen die Mittel jährlich um 1,5 %. Die 
Verwendung der Mittel weisen die Länder jährlich nach. 

3.2.6 Bau und Stadtentwicklung 

Die energetische Sanierung des Wohnungsbestandes 
sowie der energieeffiziente Neubau werden im Rahmen 
von KfW-Förderprogrammen (auf Basis des CO 2 - 
Gebäudesanierungsprogramms) mit zinsverbilligten 
Darlehen und Tilgungs- bzw. Investitionszuschüssen 
unterstützt. Seit 2007 werden auch Kommunen bei der 
energetischen Sanierung von infrastrukturellen Ein- 
richtungen wie Schulen, Kindergärten, Turnhallen und 
Gebäuden der Kinder- und Jugendarbeit gefordert. Im 
April 2011 wurde die Förderung auf alle Gebäude der 
kommunalen und sozialen Infrastruktur ausgeweitet. In 


dem Zeitraum von 2006 bis 2011 konnten allein durch 
die durch das C02-Gebäudesanierungsprogramm finan- 
zierten KfW-Förderkomponenten insgesamt Maßnah- 
men zur Sanierung und Errichtung von rund 2,8 Mio. 
Wohnungen und Energiesparmaßnahmen an mnd 1.300 
Gebäuden der sozialen und kommunalen Infrastruktur 
gefördert werden. 

Im Zeitraum 2006 bis 2011 wurden durch den Bundes- 
haushalt für die KfW-Förderprogramme zur CO 2 - 
Sanierung insgesamt rd. 7,4 Mrd. € Programmmittel zur 
Verfügung gestellt. Hinzu kommen aus dem im Rahmen 
des Energiekonzepts der Bundesregierung aufgelegten 
Energie- und Klimafonds (EKF) weitere 500 Mio. € 
Programmmittel in 2011 zugunsten dieses Förderbe- 
reiches. Neue Maßnahmen im C02-Gebäudesanierungs- 
programm werden ab dem Jahr 2012 vollständig aus 
Mitteln des EKF finanziert werden. Dort sind für die 
Jahre 2012 bis 2014 Programmmittel in Höhe von jähr- 
lich 1,5 Mrd. € vorgesehen. 
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Eigenmittelprogramme der KfW-Förderbank ergänzen 
die Bundesinitiativen im Modemisierungs- und Neu- 
baubereich. Alternativ zu den KfW-Programmen 
können seit 2006 steuerliche Anreize durch die 
begrenzte Absetzbarkeit von Handwerkerleistungen 
entsprechend § 35 a EStG in Anspruch genommen wer- 
den. 

Auf der Grundlage von Art. 104 b des Grundgesetzes 
gewährt der Bund den Ländern Finanzhilfen zur Städte- 
bauforderung. Die Städtebauforderung hilft Städten und 
Gemeinden, sich an den wirtschaftlichen, sozialen, de- 
mographischen und ökologischen Wandel anzupassen. 
Insoweit unterliegen die einzelnen Förderbausteine 
einer stetigen inhaltlichen Weiterentwicklung. Die För- 
derung erfolgt regelmäßig im Rahmen von Sanierungs- 
maßnahmen (BauGB). Dazu stehen aktuell die 
Programme „Städtebauliche Sanierungs- und 
Entwicklungsmaßnahmen“, „Städtebaulicher Denkmal- 
schutz“, „Aktive Stadt- und Ortsteilzentren“, „Stadtum- 
bau“, „Soziale Stadt - Investitionen im Quartier“ sowie 
„Kleinere Städte und Gemeinden“ zur Verfügung. Diese 
Programme biefen jeweils Lösungen spezieller 
Problemlagen. Für die Städtebauförderung hat der Bund 
den Ländern auch im Jahr 2012 wieder Programmmittel 
i. H. V. 455 Mio. € zur Verfügung gesfellt. 

Neben den Sfädfebauförderungsleisfungen leisfef der 
Bund im Rahmen der Altschuldenhilfeverordnung eine 
weitere wichtige Hilfe für die osfdeufsche Wohnungs- 
wirfschaft. Bis 2013 werden hierfür insgesamf 
rd. 1,1 Mrd. € Bundesmittel bereitgestellt. 


3.2.7 Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
kulturelle Angelegenheiten 

Im Koalitionsvertrag der Regierungsparteien wurde 
festgelegt, die Ausgaben für Bildung und Forschung in 
den Jahren 2010 bis 2013 um insgesamt 12 Mrd. € zu 
erhöhen. Diese Vorgabe wurde auch bei der Aufstellung 
des Bundeshaushalts 2013 und im Finanzplan der 
Bundesregierung bis zum Jahr 2016 umgesetzt. Die 
Bundesregierung trägt so dem Ziel Rechnung, gemein- 
sam mit Ländern, Wirtschaft und Privaten bis 2015 die 
Aufwendungen für Bildung und Forschung auf 10 % 
des Brutfoinlandsprodukts zu sfeigem. 

Die zusäfzlichen mehr als 12 Mrd. € werden efwa je zur 
Hälfte Bildung und Forschung zugute kommen. Für die 
Bildung als Querschnittsaufgabe wurde bereichsüber- 
greifend ein Bündel von Maßnahmen aus den unter- 
schiedlichsten Bereichen entwickelt. Drei Schwerpunkte 
stehen dabei auch weiterhin im Vordergrund: Die 
Stärkung des Fachkräftenachwuchses und der Hoch- 
schulen sowie die frühkindliche Bildung. Die zusätz- 
lichen 6 Mrd. € für FuE werden vorrangig für innova- 
fions- und wachsfumsfÖrdemde Forschungsmaßnahmen 
eingesetzf, die zu mehr Beschäftigung in Deutschland 


führen und Hebelwirkung auf zusäfzliche FuE-lnvesti- 
tionen der Wirfschaft und der Länder ausüben sollen. Im 
Mittelpunkt stehen dabei die Fortsetzung und der Aus- 
bau der Hightech- Strategie, die Fortführung des Pakts 
für Forschung und Innovation sowie der Exzellenz- 
initiative und der Aufbau der neuen Zentren der Ge- 
sundheitsforschung. Der Hauptteil der entsprechenden 
Ausgaben entfällt auf den Einzelplan des BMBF. 


3.2.7. 1 Wissenschaft, Forschung und Entwick- 
lung außerhalb der Hochschulen 

Die ressortübergreifende strategische Ausrichtung der 
Innovations- und Forschungspolitik der Bundesregie- 
rung erfolgt durch die Hightech- Strategie (HTS). Bei 
den neuen Akzenten in der 17. Legislaturperiode sind 
insbesondere die Konzentration auf fünf Bedarfsfelder 
(Klima/Energie, Gesundheif/Emährung, Mobilifäf, 
Sicherheit und Kommunikation) mit ihren zehn Zu- 
kunftsprojekten und eine klare europäische Perspektive 
zu nennen. Gleichzeitig wird die HTS auch Impulse für 
Wachsfum und Beschäftigung in Deutschland geben. 
Die bereits in der letzten Legislaturperiode erfolgrei- 
chen Instrumente der HTS (Innovationsallianzen, 
Spitzencluster-Wettbewerb, Förderung der Neuen 
Länder etc.) werden fortgeführt, neue sind hinzuge- 
kommen (wie die Validierung des Innovationspotenzials 
wissenschaftlicher Forschung, Industrie -Forschungs- 
campus). Dafür sfehen im Jahr 2013 rd. 324 Mio. € zur 
Verfügung. 

Ein weherer großer Schwerpunkt ist die Fortsetzung des 
Strukturwandels im deutschen Wissenschaflssystem. 
Dazu zählt die mit den Ländern vereinbarte Fortsetzung 
des Pakts für Forschung und Innovation. Dieser unter- 
stützf die Wissenschaffs- und Forschungsorganisationen 
und gibt ihnen langfristige Planungssicherheit. Bund 
und Länder haben am 4. Juni 2009 eine Fortsetzung des 
Paktes für die Jahre 2011 bis 2015 vereinbar!. Sie stie- 
ben jährliche Sfeigerungsrafen von 5 % an. ln diesem 
Zusammenhang haben Bund und Länder im Einver- 
nehmen mif den Wissenschafls- und Forschungsorgani- 
safionen forschungspolitische Ziele vereinbart, um den 
angestoßenen Strukturwandel in der Wissenschaftsland- 
schaft fortzusetzen und weiterzuentwickeln. Zu diesen 
Zielen gehören die dynamische Weiterentwicklung des 
Wissenschaftssystems und ihre Vernetzung, neue 
Strategien der internationalen Zusammenarbeit, nach- 
haltige Partnerschaften zwischen Wissenschaft und 
Wirtschaft sowie die Gewinnung der Besten für die 
deutsche Wissenschaft. 

Auch die Gründung und Etablierung vier weiterer 
„Deutscher Zentren der Gesundheitsforschung“ ist 
finanziell unterlegt. Nach den bereits in 2009 ins Leben 
gerufenen Deutschen Zentren für Neurodegenerative 
Erkrankungen und für Diabetesforschung bauen sich 
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nun die Zentren für Infektionsforsehung, für Herz- 
Kreislauf-Forsehung, für Lungenforsehung und das 
Deutsehe Konsortium für franslafionale Krebsforsehung 
sehriffweise auf. Dafür werden vom Bund zusäfzlieh 
zum Pakf für Forsehung und Innovation rund 71 Mio. € 
in 2013 bereifgesfellt; die Länder tragen 10 % der 
Kosten. Ziel ist es, Ergebnisse aus der biomedizinisehen 
Grundlagenforsehung raseher und besser zum Wohle 
der Patientinnen und Patienten in Form von neuen The- 
rapien, Diagnoseverfahren und Präventionsmaßnahmen 
in die klinisehe Anwendung und medizinisehe Praxis zu 
überführen. Dabei entsfehen weltweit beaehtete, inno- 
vative Forsehungsstrukturen, die bei der Bekämpfung 
der großen Volkskrankheiten jeweils die Kompetenz der 
besten deutsehen Forsehungsinstitute und Wissen- 
sehaftlerinnen sowie Wissensehaftler unter einem Daeh 
zusammenzuführen. Sehließlieh wird aueh der Aufbau 
von Forsehungsinfrastrukturen (deufsehe Forsehungs- 
flotte, internationale Großprojekte XFEL, FAIR ete.) 
gefordert. Für Investitionen im Bereieh „Klima, Ener- 
gie, Umwelt“ waehsen die Investitionsmittel signifikant 
an, wodureh insbesondere die Umsetzung der Gesamt- 
sehiffstrategie für Forsehungssehiffe eingeleitet wird. 
Zusammen mit der „naturwissensehaftliehe Grundlagen- 
forsehung“ sind rd. 340 Mio. € vorgesehen. 

Für die Arbeit des Deutsehen Zentrums für Luft- und 
Raumfahrt e.V. (DLR) sowie weitere Aktivitäten im 
Bereieh der Raumfahrt werden Mittel in Flöhe von rand 
1,243 Mrd.€ bereitgestellt. Fliervon entfallen 
639 Mio. € auf Beiträge zur Europäisehen Weltraum- 
organisation ESA und 272 Mio. € auf Aktivitäten im 
Rahmen des Nationalen Weltraumprogramms. Einen 
besonderen Sehwerpunkt stellen die anwendungs- 
bezogenen Programme wie Robotik, Erdbeobaehtung, 
Navigation und Telekommunikation dar. Das DLR als 
nationales Forsehungszentrum für Luft- und Raumfahrt, 
das sieh in den Forsehungsbereiehen Luft- und Raum- 
fahrt, Energie, Verkehr sowie Sieherheit mit umfang- 
reiehen Forsehungs- und Entwieklungsprojekten, aber 
aueh operationeilen Aufgaben im Rahmen nationaler 
und internationaler Kooperationen besehäftigt, erhält 
eine institutioneile Grundfinanzierung in Flöhe von 
361 Mio. € (einsehließlieh Zuwendung des Bundes- 
minisferiums der Verteidigung in Flöhe von 29 Mio. 6). 

Für den Bereieh „Maritime Teehnologien“ ist im 
Finanzplanzeitraum 2012 bis 2016 ein Ansatz in Flöhe 
von rund 159,4 Mio. € vorgesehen. Sehwerpunkte der 
Förderung sind Forsehung und Entwieklung im Bereieh 
innovativer Sehiffstypen und -komponenten sowie 
effiziente Teehnologien der Sehiffsfertigung und der 
Meeresteehnik. 

Die Aktivitäten im Forschungsprogramm „Mobilität 
und Verkehrstechnologien“ werden im Jahr 2012 mit 
rund 59 Mio. € gefördert; im Finanzplanzeitraum 2012 
bis 2016 beträgt der Ansatz insgesamt 300 Mio. 6. Die 


geplanten FuE-Aktivitäten sind schwerpunktmäßig auf 
intelligente Verfahren in der Logistik, auf effizientere 
Antriebskonzepte für Straßen- und Schienenfahrzeuge, 
auf eine weitere Erhöhung der Verkehrssicherheit durch 
Fahrerassistenzsysteme sowie auf eine stärkere 
Vernetzung der Verkehrsträger über luK-Technologien 
gerichtet. 

Eine zentrale Querschnittaktivität ist die internationale 
Zusammenarbeit in Bildung und Forschung. Mit der 
Strategie zur Intemationalisierung von Wissenschaft 
und Forschung gibt die Bundesregierung Antworten auf 
die Herausforderungen des globalen Wettbewerbs an 
unser Wissens- und Innovationssystem. Für die 
Zusammenarbeit mit anderen Staaten werden im Jahr 
2013 rd. 87 Mio. € zur Verfügung gestellt. 

3.2.7.2 Hochschulen 

Die Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und 
Ländern über den Hochschulpakt 2020 enthält ein Pro- 
gramm zur Aufnahme zusätzlicher Studienanfänger 
(erste Säule) sowie ein Programm zur Finanziemng von 
Programmpauschalen für von der DFG geförderte For- 
schungsvorhaben (zweife Säule). Der Hochschulpakf isf 
bis zum Jahr 2020 konzipiert. 

Die Vereinbarung wurde zunächsf für eine ersfe Pro- 
grammphase vom 1. Januar 2007 bis 31. Dezember 
2010 geschlossen. Die Länder verpflichfefen sich mif 
der ersfen Säule des Hochschulpakfes zunächsf bis 2010 
zur Aufnahme von insgesamt 91.370 zusätzlichen 
Studienanfängern gegenüber dem Basisjahr 2005. 
Darüber hinaus wurde vereinbart, dass bei der Verrech- 
nung und Fortschreibung der Vereinbarung auch die 
Studienanfänger berücksichtigt werden, die über dieser 
Zahl hegen. Insgesamt wurden in der ersten Programm- 
phase rd. 185.000 zusätzliche Studienanfänger ver- 
zeichnet. Mit der zweiten Säule des Hochschulpaktes 
wird eine Programmpauschale für von der DFG geför- 
derte Forschungsvorhaben gewährt, die zu 100 % vom 
Bund finanziert wird. 

Bund und Länder haben am 4. Juni 2009 eine zweife 
Programmphase vereinbart, die die Jahre 2011 bis 2015 
umfass!. Ziel isf es, auch für diesen Zeifraum ein be- 
darfsgerechtes Studienangebot zu schaffen und voraus- 
sichtlich 275.420 zusätzlichen Studienanfängern ein 
Studium zu ermöglichen. Aufgrund des Aussetzens von 
Wehr- und Zivildienst zum 1. Juli 2011 haben Bund und 
Länder ihre Finanzierungszusage auf rd. 327.000 
zusätzliche Studienmöglichkeiten angehoben. Insgesamt 
stellt der Bund für zusätzliche Studienanfänger in den 
Jahren 2011 bis 2015 gut 4,8 Mrd. € zur Verfügung. 
Des Weiteren soll die Programmpauschale für von der 
DFG geförderte Forschungsvorhaben weifergeführt 
werden. Zur Fortsetzung der Programmpauschalen 




Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-31 - 


Drucksache 17/10201 


Schaubild 7 


Mrd. € 

16 


Ausgaben für Bildung und Forschung aus dem Bereich des 
Ministeriums für Bildung und Forschung* 

1995 bis 2016 



Jahre 

* einschließlich BAföG-Darlehensanteil (seit 2000 von der KfW bereitgesfellt) und Programm "Zukunft, Bildung 
und Betreuung" (4 Mrd. € für Ganztagsschulen 2003 - 2009) - alle Angaben auf der Basis des aktuellen Ressortzuschnitts 


sollen insgesamt weitere 1,7 Mrd. € bereitgestellt wer- 
den (Vereinbarung vom 4. Juni 2009), davon im Jahr 
2013 rd. 318 Mio. 6. Darüber hinaus ist im Rahmen des 
Pakts für Forschung und Innovation eine Erhöhung des 
Etats der DFG um 5 % auf nunmehr gut 1 Mrd. € im 
Jahr 2013 vorgesehen, mit der die allgemeine und 
strukturierte Forschungsforderung an Hochschulen 
gesichert wird. 

Bund und Länder haben am 10. Juni 2010 eine weitere 
Verwaltungsvereinbamng über ein gemeinsames Pro- 
gramm für bessere Studienbedingungen und mehr Qua- 
lität in der Lehre beschlossen und damit den Hoch- 
schulpakt um eine dritte Säule erweitert. Die Verein- 
bamng gilt bis zum 31. Dezember 2020. In der Breite 
der Hochschullandschaft werden ab dem Winterse- 
mester 2011/12 Maßnahmen zur Personalgewinnung, 
Personalqualifizierung und Weiterentwicklung der 
Lehrqualität gefordert. In zwei Auswahlmnden wurden 
186 Hochschulen aus allen 16 Ländern für eine zunächst 
fünfjährige Förderung ab dem Wintersemester 2011/12 
bzw. dem Sommersemester 2012 ausgewählt. Im Jahr 
2013 stellt der Bund hierfür 200 Mio. € zur Verfügung. 


Insgesamt beabsichtigt der Bund, in den Jahren 2011 bis 
2020 rd. 2 Mrd. € für den Qualitätspakt Lehre als dritte 
Säule des Hochschulpaktes bereitzustellen, die Länder 
stellen die Gesamtfinanzierung sicher. 

Die Exzellenzinitiative, ein weiteres gemeinsames Pro- 
gramm von Bund und Ländern, eröffnet den deutschen 
Hochschulen die Chance, ihre Profile zu schärfen und 
Spitzenzentren mit hoher internationaler Attraktivität zu 
schaffen. In der dritten und letzten Förderrunde werden 
insgesamt 39 Universitäten aus 13 Ländern bis 2017 
gefördert: 45 Graduiertenschulen, 43 Exzellenzcluster 
und 1 1 Zukunftskonzepte konnten überzeugen. Die 
Förderung der bewilligten Projekte beginnt im Novem- 
ber 2012. Im Jahr 2013 sind rd. 363 Mio. € aus dem 
Bundeshaushalt für die Exzellenzinitiative vorgesehen. 

2013 stellt die Bundesregiemng für die Weiterentwick- 
lung des Bologna-Prozesses insbesondere durch inter- 
nationale Mobilität rd. 48,6 Mio. € bereit, für die 
Forschung über das Wissenschafts- und 
Hochschulsystem sowie ein Monitoring des Wissen- 
schaftssystems 17,1 Mio. 6. Auch die Weiterbildung 
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wird mit dem Start des Wettbewerbs „Aufstieg dureh 
Bildung: offene Hoehsehulen“ deutbeh gestärkt. Bis 
2020 sollen hierfür 250 Mio. € zur Verfügung gestellt 
werden. 

Für den Aus- und Neubau von Floehsehulen einschließ- 
beh der Floehsehulkliniken werden j ährlieh 
695,3 Mio. € auf der Grundlage des Entfleehtungsge- 
setzes als Kompensationszahlungen an die Länder und 
298 Mio. € für die überregionale Forsehungsforderung 
im Hoehsehulbereieh zur Verfügung gestellt. 


3.2.7.3 Ausbildungsförderung, Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses 

Dureh das BAföG wird eine individuelle Ausbildungs- 
forderung für eine der Neigung, Eignung und Leistung 
entspreehende Ausbildung ermöglieht. Der dem einzel- 
nen Auszubildenden hierfür zustehende Förderbettag 
orientiert sieh an dem Bedarf für Lebensunterhalt und 
Ausbildung. Mit dem 23. BAfoGÄndG hat die Bundes- 
regierung zuletzt zum 1. Oktober 2010 spürbare 
Leistungs- und Strukturverbesserungen für das BAföG 
erreieht. Der Förderungshöehstsatz beträgt seitdem 
670 € monatlieh. Mit dem über das BAföG zusätzbeh 
zur Verfügung gestellten Geld für Unterhalts- und Aus- 
bildungskosten wird vielen jungen Mensehen die Ent- 
seheidung für ein Studium erst ermöglieht. Dies gilt 
aueh für die Stipendien, die über die zwölf vom Bund 
unterstützten Begabtenförderungswerke zur Verfügung 
gestellt werden. Damit mehr junge Mensehen von der 
Förderung der Begabtenförderwerke profitieren können, 
wurde die Förderung bereits auf 1 % der Studierenden 
ausgedehnt. 2011 wurde das Büehergeld von 80 auf 
150 € monatlieh erhöht, im Jahr 2013 steht eine weitere 
Erhöhung auf 300 € an. 2013 sind rd. 198 Mio. € 
vorgesehen. 

Zum Sommersemester 2011 startete zudem das 
Deutsehlandstipendium. Ziel dieses nationalen Pro- 
gramms ist es, begabte und leistungsfähige Studierende 
an allen staatliehen und staatlieh anerkannten Floeh- 
sehulen in Deutsehland gemeinsam mit privaten Mittel- 
gebem dureh ein einkommensunabhängiges Stipendium 
(in Flöhe von 300 € pro Monat) zu unterstützen. Von 
0,45 Prozent der Studierenden einer Hoehsehule in 201 1 
über ein Prozent im Jahr 2012 soll die Höehstförder- 
quote ab Mitte 2013 auf 1,5 Prozent steigen. Zusätzlieh 
soll ab dem Wintersemester 2012/13 dureh ein Verteil- 
verfahren gewährleistet werden, dass innerhalb eines 
Bundeslandes nieht ausgesehöpfte Mittel an Hoehsehu- 
len übertragen werden können, die mehr Stipendien 
einwerben können. Finanzielle Hindernisse für die Auf- 
nahme eines Studiums sollen so abgebaut und Anreize 
für Spitzenleistungen geschaffen werden. Ergänzt wird 
diese Ausbildungsförderung durch das Bildungskredit- 
programm des Bundes und den allgemeinen Studien- 
kredit, ein Eigenmittelprogramm der KfW. 


Einen besonderen Schwerpunkt setzt die Bundes- 
regierung bei der Förderung des hochqualifizierten 
wissenschaftlichen Nachwuchses. Hierfür stehen bei- 
spielhaft die Maßnahmen zur qualitativen Weiterent- 
wicklung der Promotionsphase (DFG-Programm 
„Graduiertenkolleg“, das vom Bund finanzierte Pro- 
gramm „Promotion an Hochschulen in Deutschland“ 
von DAAD und DFG und die Förderung von 
Graduiertenschulen im Rahmen der von Bund und Län- 
dern gestarteten Exzellenzinitiative). Daneben wird mit 
einem Professorinnenprogramm erstmals zielgerichtet 
der Anteil von Wissenschaftlerinnen an den Professuren 
gesteigert. Für Strategien zur Durchsetzung von 
Chancengerechtigkeit für Frauen in Bildung und For- 
schung werden 2013 insgesamt 23 Mio. € zur Ver- 
fügung gestellt. Im Rahmen eines neuen 
Förderschwerpunkts “Forschung zum Wissenschaft- 
lichen Nachwuchs“ plant das BMBF die Förderung von 
Forschungsvorhaben über den akademischen Qualifi- 
zierungsprozess und die weiteren Karrierewege des 
wissenschaftlichen Nachwuchses. Hierfür sind in den 
Haushaltsjahren 2013 bis 2016 zurzeit jährliche Mittel 
von bis zu 3 Mio. Euro vorgesehen. 


3.2.7.4 Berufliche Bildung sowie sonstige 
Bereiche des Bildungswesens 

Um den Übergang von der Schule in den Beruf zu 
unterstützen, sind im Juni 2010 die „Bildungsketten“ 
mit zunächst 500 (bis 2013 insgesamt 1.000) Berufsein- 
stiegsbegleitem als „Bildungslotsen“ gestartet. Aus- 
gangspunkt ist eine Potenzialanalyse an Haupt- und 
Förderschulen, die den Schülerinnen und Schülern ihre 
eigenen Stärken und mögliche berufliche Orientie- 
rungen aufzeigt sowie frühzeitig eventuellen Förderbe- 
darf feststellt. Darüber hinaus werden weitere Praktiker 
mit Berufserfahrung zur Unterstützung in der Phase des 
Ausbildungseintritts eingesetzt. 

Mit dem Programm JOBSTARTER unterstützt der 
Bund die Entwicklung der Ausbildungsstruktur und 
leistet einen wichtigen flankierenden Beitrag zu den 
Aktivitäten des Nationalen Pakts für Ausbildung und 
Fachkräftenachwuchs in Deutschland. Neben der 
Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze wird ein 
wichtiger Beitrag zur Strukturentwicklung geleistet 
(grenzüberschreitende Bildungskooperationen, Ver- 
bundausbildung, Erprobung der neuen Handlungsspiel- 
räume des Berufsbildungsgesetzes). 

Die überbetrieblichen Berufsbildungsstätten (ÜBS) 
ergänzen mit ihrem Lehrangebot die betriebliche Aus- 
bildung solcher Klein- und Mittelbetriebe, die aufgrund 
ihrer Größe oder Spezialisierung nicht in der Lage sind, 
die geforderten Ausbildungsinhalte in ihrer Gesamtheit 
zu vermitteln. Erst durch die ergänzenden Lehrangebote 
der ÜBS werden diese Betriebe in die Lage versetzt, 
ausbilden zu können. Außerdem unterstützt das 
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flächendeckende Netz der ÜBS die praxisorientierte 
Weiterbildung im Mittelstand. Mit dem Förder- 
programm „Perspektive Berufsabschluss“ mit den 
beiden Schwerpunkten „Regionales Übergangs- 
management verbessern“ und „Abschlussorientierte 
modulare Nachqualifizierung sichern“ fordert das 
BMBF regionale strukturorientierte Vorhaben. 

Mit der überbetrieblichen Lehrlingsunterweisung (ÜLU) 
unterstützt der Bund die überbetriebliche Ausbildung im 
Flandwerk bei der Vermittlung schwieriger und zeitauf- 
wändiger Ausbildungsinhalte, um eine gleichmäßig 
hohe Qualität der Ausbildung sicher zu stellen. 

Durch das Aufstiegsfortbildungsforderungsgesetz 
(AFBG) werden Teilnehmerinnen und Teilnehmer an 
Meisterlehrgängen und ähnlichen auf vergleichbare 
Fortbildungsabschlüsse vorbereitenden Maßnahmen 
finanziell mit dem Meister-BAföG unterstützt. Im Jahr 
2011 erhielten rd. 166.000 Teilnehmerinnen und Teil- 
nehmer an Fortbildungen Leistungen des Meister- 
BAföGs. Im Jahr 2013 sind im Einzelplan des BMBF 
rd. 187 Mio. € Fördermittel vorgesehen. 

Im Bereich der beruflichen Begabtenförderung fördert 
die Bundesregierung begabte junge Berufstätige, die 
ihre Berufsausbildung besonders erfolgreich abge- 
schlossen haben. Ihnen werden anspruchsvolle Weiter- 
bildungsmaßnahmen finanziert. Des Weiteren wurde 
das Programm Aufstiegsstipendium eingeführt, durch 
das beruflich Begabte einen zusätzlichen Anreiz zur 
Aufnahme eines Studiums und damit zur weiteren Qua- 
lifizierung erhalten sollen. 

Zur Unterstützung der frühkindlichen Bildung und der 
Qualität in der Kindertagesbetreuung fördert der Bund 
die Qualifizierung des Personals in frühkindlichen 
Einrichtungen, etwa mit der Weiterbildungsinitiative 
„Frühpädagogische Fachkräfte“ und unterstützt Kitas 
bei der Teilnahme an der Initiative „Haus der kleinen 
Forscher“, um Kinder frühzeitig an naturwissenschaft- 
lich-technische Themen heranzuführen. 

Ab 2013 fördert der Bund außerschulische Maßnahmen 
für bildungsbenachteiligte Kinder und Jugendliche im 
Alter von drei bis 18 Jahren. Unter dem Titel „Kultur 
macht stark. Bündnisse für Bildung“ sollen die Maß- 
nahmen von Bildungskooperationen auf lokaler Ebene 
insbesondere im Bereich der kulturellen Bildung durch- 
geführt werden. Das Programm ist auf fünf Jahre ange- 
legt, für 2013 sind 30 Mio. € vorgesehen. Das BMBF 
stärkt schließlich auch die Leistungsfähigkeit des 
gesamten Bildungswesens durch Bildungsforschung. 
Schwerpunkte sind hier das Rahmenprogramm zur 
Förderung der empirischen Bildungsforschung und die 
Etablierung eines nationalen Bildungspanels. 

Zur Sichemng des Fachkräftebedarfs für kleine und 
mittlere Unternehmen (KMU) wird der Nationale Pakt 
für Ausbildung und Fachkräftenachwuchs mit neuen 


Akzenten bis 2014 fortgeführt. Er soll u. a. Potenziale 
bei den Jugendlichen erschließen, aber auch leistungs- 
starke Jugendliche für die berufliche Ausbildung 
begeistern. Hierfür werden unter anderem Schulungs- 
programme für Ausbilder und Betriebsinhaber in 
Zusammenarbeit mit der Wirtschaft entwickelt. Im 
November 2011 wurde gemeinsam mit der Wirtschaft 
die Informationskampagne „Berufliche Bildung - prak- 
tisch unschlagbar“ gestartet, die von einer Unter- 
kampagne „Ausbildung“ des BMWi und einer Unter- 
kampagne „Weiterbildung“ des BMBF begleitet wird. 
Sie soll über die Karrierechancen in der beruflichen 
Bildung informieren und vor allem auch bei leistungs- 
starken Jugendlichen dafür mit einer Vielfalt von 
Aktionen werben. 

Das Programm Bemfiiche Bildung unterstützt mit zwei 
Modulen überbetriebliche Lehrgänge im Handwerk 
sowie die Errichtung, Modernisierung und Ausstattung 
überbetrieblicher Bildungsstätten der gewerblichen 
Wirtschaft. 

Zur Erhaltung der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit 
von KMU sollen diese bei der Sicherung des Fach- 
kräftebedarfs durch Konzeptentwicklungen, Qualifizie- 
rungen und Projekte unterstützt werden. Dafür ist u. a. 
das Kompetenzzentrum für Fachkräftesicherung für 
KMU eingerichtet worden, das vom Rationalisierung- 
und Innovationszentrum der Deutschen Wirtschaft e.V. 
(RKW) und dem Institut der Deutschen Wirtschaft Köln 
(IW) getragen wird. 

Das BMWi fördert mit Unterstützung des Europäischen 
Sozialfonds (ESF) mit dem Programm „Passgenaue 
Vermittlung“ die Wettbewerbsfähigkeit kleiner und 
mittlerer Unternehmen durch Unterstützung bei der 
Rekrutierung von Auszubildenden. Unterstützt werden 
die Beratung der Unternehmen, die Vorauswahl geeig- 
neter Bewerber und die Durchführung von Bewer- 
bungsgesprächen mit potenziellen Auszubildenden 
durch Mitarbeiter der Handwerks-, Industrie- und Han- 
delskammern, der Kammern der Freien Berufe sowie 
anderer Organisationen der Wirtschaft. Ziel ist es, eine 
passgenaue Beratungs- und Vermittlungsleistung für 
KMU insbesondere im Handwerks- und Dienstleis- 
tungsbereich sicherzustellen und damit einen Beitrag 
zur Befriedigung des zukünftigen Fachkräftebedarfs zu 
leisten. 

Die Fachkräfteoffensive von BMWi, Bundes- 
ministerium für Arbeit und Soziales sowie der Bundes- 
agentur für Arbeit informiert die Öffentlichkeit, Unter- 
nehmen und Fachkräfte zum Thema 
Fachkräftesicherung ( www. fachkräfteoffensive. de ). Sie 
bündelt Beratungs- und Unterstützungsangebote und 
zeigt, wie bestehende und bisher vernachlässigte Poten- 
ziale im ln- und Ausland besser erkannt und aktiviert 
werden können. Das in 2012 gestartete Willkommens- 
portal www.make-it-in-germanv.com ist Teil der 


Drucksache 17/10201 


-34- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Faehkräfteoffensive. Es flankiert die inländisehen 
Maßnahmen der Faehkräfteoffensive dureh ein 
mehrspraehiges Intemetportal für internationale 
Faehkräfte. Es informiert über die Arbeits- und 
Lebensmögliehkeiten in Deutsehland. Das Portal wird 
weiter ausgebaut. Zudem wird ein Netzwerk mit 
Partnern im Ausland zur Unterstützung 
zuwanderungswilliger internationaler Faehkräfte 
aufgebaut. 

Rund drei Millionen der in Deutsehland lebenden 
Migrantinnen und Migranten haben vor ihrer Zuwande- 
rung einen Bildungsabsehluss in ihrem Flerkunftsland 
erworben. Davon entfallen 1,7 Mio. auf berufliehe Aus- 
bildungen und rd. 300.000 auf berufliehe Fortbildungen. 
Dieses Besehäfligungspotenzial wurde bisher kaum 
aktiviert, da zu den Absehlüssen keine aussagekräftigen 
Informationen vorbegen. Das „BQ-Portal - Das Infor- 
mationsportal für ausländisehe Berufsquabfikationen“ 
( www-bq-portal.de ) unterstützt Entseheidungsträger und 
Arbeitgeber bei der Bewertung ausländiseher Berufsab- 
sehlüsse. Es wird mit seinen länder- und berufsübergrei- 
fenden Informationen die ausländisehen Berufsab- 
sehlüsse für Unternehmen transparenter sowie 
Bewertungsverfahren einheitlieher und sehneller 
machen. 

3.2.7.5 Kulturelle Angelegenheiten 
Inländische Knltnrpolitik 

Der Bund fordert - unter Wahmng der Kulturhoheit der 
Länder - Maßnahmen und Einrichtungen mit gesamt- 
staatlicher Bedeutung: 

• Kulturelle Angelegenheiten einschließlich der Pflege 
deutscher Kultur des östlichen Europas sowie die 
kulturelle Betreuung für heimatlose Ausländer und 
fremde Volksgruppen 

• Angelegenheiten der Medien- und Filmwirtschaft 

• Gedenkstätten und Suchdienste 

• Kulturforderung in der Flauptstadt Berlin. 

Dafür stehen dem Beauftragten der Bundesregierung für 
Kultur und Medien einschließlich dem ihm zugeord- 
neten Bundesarchiv, dem Bundesinstitut für Kultur und 
Geschichte der Deutschen im östlichen Europa und der 
Behörde des Bundesbeauftragten für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR insge- 
samt l,19Mrd. € im Jahr 2013 zur Verfügung. Das 
hohe Niveau der Vorjahre wird damit aufrechterhalten. 

Schwerpunkte der Arbeit des Kulturbeauftragten sind: 

• Kulturelle Einrichtungen und Projekte von nationa- 
ler und gesamtstaatlicher Bedeutung 


• Sanierung der Berliner Museumsinsel im Rahmen 
der Förderung der Stiftung Preußischer Kulturbesitz 

• FilmfÖrdemng - u. a. Fördemng der Produktion von 
Kinofilmen durch den Deutschen Filmförderfonds 
und Digitalisierung der Kinos 

• Pflege des Geschichtsbewusstseins und Förderung 
von Gedenkstätten und Projekten von nationaler und 
internationaler Bedeutung auf der Grundlage der 
Gedenkstättenkonzeption des Bundes - u. a. Finan- 
zierung des Erweiterungsbaus beim Jüdischen 
Museum und des Freiheits- und Einheitsdenkmals in 
Berlin und Leipzig 

• Rundfünkanstalt „Deutsche Welle“. 

Neben der durch den Kulturbeauftragten durchgeführten 
Förderung wird auf dem Gebiet der Kunst und Kultur 
eine Vielzahl weiterer Maßnahmen, insbesondere durch 
das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent- 
wicklung sowie das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung unterstützt. 

Auswärtige Kultur- uud Bilduugspolitik 

Für die Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik weist 
der Regierungsentwurf 2013 rd. 1,58 Mrd. € aus. Über 
die Hälfte dieses Betrages entfällt auf den Einzelplan 
des Auswärtigen Amtes, das den Kulturaustausch mit 
den traditionellen europäischen und transatlantischen 
Partnern, aber auch z. B. mit den asiatischen oder isla- 
misch geprägten Kulturen sowie zwischen Industrie-, 
Schwellen- und Entwicklungsländern fördert. Zu den 
wichtigsten mit Bundesmitteln geförderten Mittler- 
organisationen gehören das Goethe-Institut, die 
Alexander von Humboldt-Stiftung und der Deutsche 
Akademische Austauschdienst. 


3.2.8 Umweltschutz 

Eine intakte Umwelt und der schonende Umgang mit 
den natürlichen Ressourcen sind Voraussetzung für eine 
langfristig stabile wirtschaftliche und soziale Entwick- 
lung. Der Bund ergreift im Rahmen seiner Umweltpo- 
litik Maßnahmen, die sich an der ökologischen Moder- 
nisierung sowie an der Nachhaltigkeit orientieren. Mit 
Klimaschutz, Energieerzeugung, Energie- und Material- 
effizienz, Luftreinhaltung und Naturschutz sind nur 
einige Politikfelder genannt. 

Für die Umsetzung umweltpolitischer Ziele verfügt der 
Bund über eine grundgesetzlich verankerte Gesetz- 
gebungskompetenz. Die Länder können jedoch abwei- 
chende gesetzliche Regelungen beschließen (grund- 
gesetzliche Abweichungskompetenz). Zudem liegen 
Durchfühmng und Finanzierung der Gesetze im Um- 
weltbereich grundsätzlich bei den Ländern. Darüber 
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hinaus engagiert sich der Bund im Umwelt- und Natur- 
schutz in Form von Förderprogrammen. 

Ein Großteil der Ausgaben für die Umweltpolitik ent- 
fällt mit rund 1,6 Mrd. € auf den Einzelplan des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit (BMU). 

Einen wichtigen Schwerpunkt in diesem Einzelplan 
bildet das Förderprogramm für Einzelmaßnahmen zur 
Nutzung emeuerbarer Energien, für das im Finanzplan- 
zeitraum folgende Ansätze vorgesehen sind: 303 Mio. € 
im Jahr 2013 sowie jeweils 336 Mio. € in den Jahren 
2014 bis 2016. Neben den Programmen der nationalen 
Klimaschutzinitiative bindet das Marktanreizprogramm 
(MAP) den größten Teil dieser Mittel. Über das MAP 
werden Anlagen zur Nutzung emeuerbarer Energien mit 
dem Schwerpunkt im Wärmemarkt in Form von 
Investitions- und Zinszuschüssen gefördert. Einen wei- 
teren Akzent im Bereich der Umweltpolitik setzt das 
Bundesprogramm „Biologische Vielfalt“. Dieses 
Programm baut auf der 2007 beschlossenen nationalen 
Strategie zur biologischen Vielfalt auf und stellt in den 
Jahren 2013 bis 2016 jährlich 15 Mio. € bereit, um 
Artenvielfalt und bedrohte Lebensräume zu erhalten. 

Im Jahr 2013 beträgt die Projektförderang auf dem 
Gebiet Klima, Energie und Umwelt aus dem Haushalt 
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung rd. 
458 Mio. €. 

Im Haushalt des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Technologie sind im Jahr 2013 für die Energieforschung 
115,1 Mio. € veranschlagt. Außerdem werden im Jahr 
2013 der Export von Technologien emeuerbarer Ener- 
gien mit 13,5 Mio. € und die Steigerung der Energie- 
effizienz mit 29,9 Mio. € gefördert. 

Auch Finanzhilfen im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gaben nach Art. 91a Grundgesetz kommen teilweise 
dem Umweltschutz zugute. Hinzu kommen zinsverbil- 
ligte Förderkredite bzw. Zuschüsse für Umwelt- und 
Energieeffizienzmaßnahmen aus der ERP-Wirtschafts- 
fÖrderang und KfW -Programmen. 

Weitere bedeutende Investitionen im Bereich Klima- 
schutz sind im Einzelplan des Bundesministeriums für 
Verkehr, Bau- und Stadtentwicklung veranschlagt. Zu 
der wichtigsten Fördersäule im Gebäudebereich gehört 
hierbei das 2006 über die KfW -Bankengrappe gesfarfefe 
C02-Gebäudesanierangsprogramm (vgl. dazu Ziff 
3.2.6). Neue Maßnahmen im C02-Gebäudesanierangs- 
programm werden ab dem Jahr 2012 vollsfändig aus 
Mitteln des Energie- und Klimafonds (EKF) finanzier! 
(vgl. dazu und zu wetteren Maßnahmen im EKF Ziff 
3.2.13.1). 


3.2.9 Sport 

Für die Förderung des deutschen Spitzensports stehen 
im Bereich des Bundesministeriums des Innern im Jahr 
2013 knapp 129,2 Mio. € zur Verfügung. Die gering- 
fügige Absenkung gegenüber dem Vorjahr beruht auf 
dem Wegfall des Bundeszuschusses (1,0 Mio. 6) zum 
Stiftungskapital der Nationalen Anti-Doping-Agentur 
(NADA) und dem planmäßigen Rückgang der Mittel für 
periodisch wiederkehrende Sportveranstaltungen und 
zentrale Maßnahmen. 

Weitere Mittel, die mittelbar oder unmittelbar der För- 
derung des Sports dienen, sind u. a. im Bereich des 
Bundesministeriums der Verteidigung (rd. 64,8 Mio. 6), 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (rd. 18,1 Mio. 6), des Auswärtigen Amtes 
(4,5 Mio. 6) und des Bundesministeriums der Finanzen 
(rd. 2,3 Mio. €) veranschlagt. 

Für das Bundesinstitut für Sportwissenschaft, dessen 
Aufgabenschwerpunkt bei der Initiierung, Förderung 
und Koordinierung sportwissenschafllicher Projekte 
sowie dem Transfer der Forschungsergebnisse in die 
Praxis liegt, sind im Jahr 2013 rd. 8,3 Mio. € vorge- 
sehen. 

3.2.10 Innere Sicherheit, Zuwanderung 

Für die innere Sicherheit sind im Haushaltsentwurf für 
2013 insgesamt rd. 3,6 Mrd. € vorgesehen. Damit ent- 
fallen wiederum mehr als zwei Drittel der Ausgaben des 
Bundesministeriums des Innern (rd. 5,84 Mrd. 6) auf 
den Bereich der inneren Sicherheit. Die Ausgaben im 
Bereich der inneren Sicherheit haben gegenüber der 
bisherigen Finanzplanung einen Aufwuchs um rd. 
197 Mio. € erfahren. Diese Steigerung beruht u. a. auf 
zusätzlichen Ausgaben zur Stärkung des Kampfes gegen 
Rechtsextremismus und zur Erhaltung der Einsatz- 
fahigkeit der Bundespolizei. Einen großen Anteil haben 
aber auch die Wiedergewährang der Sonderzahlung 
„Weihnachtsgeld“ sowie zusätzliche Mittel für die 
Tarif- und Besoldungsrande. 

Neben den Mitteln für die Bundespolizei in Höhe von 
rd. 2,53 Mrd. 6, für das Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik in Höhe von rd. 88 Mio. € und für 
das Bundeskriminalamt in Höhe von rd. 426 Mio. € 
stehen in diesem Bereich u. a. auch Mittel in Höhe von 
rd. 100 Mio. € für das Bundesamt für Bevölkerangs- 
schutz und Katastrophenhilfe sowie Mittel für die Bun- 
desanstalt Technisches Hilfswerk in Höhe von rd. 
177 Mio. € zur Verfügung. 
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Für die Durehführung von Integrationskursen naeh der 
Integrationskursverordnung sieht der Flaushaltsentwurf 
für das Jahr 2013 erneut einen Ansatz von rd. 
224 Mio. € vor. Dies unterstreieht die Bedeutung des 
Themas Integration und der Rolle der Spraehförderung. 

Darüber hinaus wurden für die Durehführung der 
Bundesfags- und der Europawahl rd. 47 Mio. € zusätz- 
lieh veransehlagf, und die Sfaatsleistung an den Zentral- 
rat der Juden in Deutsehland um jährlieh 5 Mio. € 
erhöht. 


3.2.11 Wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 

Die Bundesregierung bekennt sieh zu den Millenniums- 
Entwieklungszielen der Vereinten Nationen und unter- 
stützt im Rahmen ihrer Entwieklungspolitik aktiv die 
Entwieklung und Umsetzung der neuen globalen Part- 
nersehaft zwisehen Industrie-, Entwieklungs- und 
Transformationsländem. 

Eine wiehtige Rolle spielt dabei die Wirksamkeit der Ent- 
wieklungszusammenarbeit. So sind zum 1. Januar 2012 
zur Steigerang der Effizienz und der Steuerangsfahigkeit 
in der deutsehen Entwieklungszusammenarbeit drei 
große Organisationen der Teehnisehen Zusammenarbeit 
zur Gesellsehafl für Internationale Zusammenarbeit 
GmbH (GIZ) zusammengeführt worden. 

In absoluten Zahlen war Deutsehland im Jahr 2011 mit rd. 
14,53 Mrd. US-$ (10,45 Mrd. €) nach den USA (rd. 
30,7 Mrd. US-$) zweitgrößte Gebemation im Kreise der 
OECD-Staaten bei den öffentlichen Leistungen an Ent- 
wicklungsländer (ODA = Official Development 
Assistance). Am Brattonationalernkommen (BNE) ge- 
messen erzielte Deutschland damit eine ODA-Quote von 
0,40 %. 

Mit dem Entwurf des Bundeshaushalts 2013 und dem 
Finanzplan bis 2016 dokumentiert die Bundesregierung 
ihre entwicklungspolitische Verantwortung. Trotz der 
Konsolidierangserfordemisse werden insbesondere die 
Ausgaben im Entwurf des Einzelplans des BMZ im Jahr 
2013 erneut gesteigert und belaufen sich jetzt auf rd. 
6,42 Mrd. 6. Darin enthalten ist ein deutscher Beitrag an 
den Globalen Fonds zur Bekämpfung von Aids, Tuber- 
kulose und Malaria (GFATM) in Höhe von bis zu 
200 Mio. €. 

Neben den Ausgaben des Einzelplans des BMZ tragen 
auch die Entwicklungsleistungen anderer Ressorts und 
der EU, Verbundfmanzierangen sowie Schuldenerlasse 
zu der Umsetzung der entwicklungspolitischen Ziele der 
Bundesregierung bei. Zur Erreichung des ODA-Ziels 
von 0,7 % des BNE müssen über innovative Finanzie- 
rangsinstramente zusätzliche Einnahmequellen für die 
Entwicklungszusammenarbeit erschlossen werden. 


Deshalb werden ODA-anrechnungsfähige Mittel auch 
über das Sondervermögen „Energie- und Klimafonds“ 
generiert, das sich aus den Erlösen des Emissions- 
handels speist. 

3.2.12 Allgemeine Finanzwirtschaft 

3.2.12.1 Zinsausgaben 

Im Bundeshaushalt 2013 sind rd. 31,7 Mrd. € für Zins- 
ausgaben veransehlagf (rd. 10,5 % der gesamfen Bun- 
desausgaben). Die Zinsausgaben werden bis zum Jahr 
2016 auf rd. 41,2 Mrd. € (dies enfspricht 13,3% der 
Gesamfausgaben) ansfeigen (Schaubild 8). 

Die Haushaltsansäfze für Zinsausgaben basieren auf 
dem besfehenden Schuldenportfolio, der zur Finan- 
zierung der Tilgungen und des Neffokredifbedarfs ge- 
planten neuen Kredifaufnahme, den besfehenden und 
geplanten Swapverträgen und der Kassenfinanzierang. 
Sie berücksichtigen ferner die historisch durchschnitt- 
liche Schwankungsbreite der Zinsen. Die Ansätze für 
Zinsausgaben liegen für 2013 um rd. 10,6 Mrd. € unfer 
dem alten Finanzplanansatz. Seit Mitte 2011 sind die 
Zinsen für Bundeswertpapiere stark gesunken. Die 
Kosten der im vergangenen Jahr aufgenommenen 
Kredite hegen in Folge dessen teilweise deutlich unter 
den im alten Finanzplan unterstellten Ansätzen. Darüber 
hinaus war der im alten Finanzplan unterstellte Anstieg 
der Zinsen und Inflationsrisiken steiler, als er derzeit 
unterstellt wird. Für die Ansätze der neuen Finanz- 
planung, die auf einer Hochrechnung der aktuellen 
Zinssituation basieren, geht die Bundesregierung davon 
aus, dass das niedrige Zinsniveau für Bundeswert- 
papiere in Folge der Eurokrise und der Nachfrage nach 
sicheren deutschen Staatsanleihen bis zum Jahresende 
2012 bestehen bleiben und auch im Jahr 2013 nur lang- 
sam ansteigen wird. 

3.2.12.2 Versorgungsausgaben 

Die Versorgungsausgaben des Bundes 

Die Versorgungsausgaben umfassen direkte Pensions- 
zahlungen einschließlich der Beihilfen an ehemalige 
Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und Richter, 
Soldatinnen und Soldaten des Bundes und an Versor- 
gungsberechtigte nach dem Gesetz zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Art. 131 GG fallenden 
Personen (G 131) sowie an deren Hinterbliebene. 

Die Gesamtzahl der Versorgungsberechtigten ist in den 
letzten fünf Jahren um 6 % zurückgegangen. Bis 2016 
wird ein weherer Rückgang auf rd. 187.000 erwarfef 
(Tabelle 4). Grand hierfür isf die spürbare Abnahme der 
Zahl der Versorgungsberechtigten nach dem G 13 1 . 
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Aufgrund des Versorgungsrücklagegesetzes wird seit 
1999 über verminderte Besoldungs- und Versorgungs- 
anpassungen das Sondervermögen „Versorgungsrück- 
lage des Bundes“ gebildet. Es soll den Bundeshaushalt 
ab dem Jahr 2018 von Versorgungsausgaben entlasten. 
Die Mittelzuführungen zum Sondervermögen beliefen 
sich im Jahre 2011 auf rd. 533 Mio. 6. Nach den An- 
lagerichtlinien wurden diese Mittel von der Deutschen 
Bundesbank in handelbaren Schuldverschreibungen des 
Bundes sowie anderer EWU-Staaten zu marktüblichen 
Bedingungen angelegt. Ende des Jahres 2011 betrug der 
Marktwert des Sondervermögens rd. 4,9 Mrd. 6. 

Für alle ab dem 1 . Januar 2007 neu eingestellten Beam- 
tinnen und Beamten, Richterinnen und Richter sowie 
Berufssoldatinnen und Berufssoldaten des Bundes 
wurde das auf Dauer angelegte Sondervermögen „Ver- 
sorgungsfonds des Bundes“ eingerichtet. Für diese 
Beschäftigten werden Zuweisungen an das Sonderver- 
mögen in Höhe der durch die Versorgungsfonds- 
zuweisungsverordnung festgelegten Sätze zwischen 
27,9 % und 36,9 % der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 


geleistet. Ab dem Jahr 2020 werden sämtliche Versor- 
gungsbezüge und Beihilfeleistungen in Krankheitsfällen 
für diesen Personenkreis aus dem Fonds bestritten. Ende 
2011 betrug der Marktwert des Sondervermögens rd. 
424 Mio. €. Langfristig sollen die Versorgungsausgaben 
vollständig aus dem Versorgungsfonds getragen wer- 
den. 

Daneben beteiligt sich der Bund an den Versorgungs- 
lasten anderer Dienstherren und erbringt Leistungen 
nach dem Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungs- 
gesetz für die geschlossenen Sonderversorgungssysteme 
in den neuen Bundesländern. Die neuen Bundesländer 
erstatten dem Bund die Aufwendungen für das Sonder- 
versorgungssystem der Volkspolizei (einschl. Feuer- 
wehr und Strafvollzug). Die Ausgaben sind in der 
Tabelle 3 unter „Sonstige Maßnahmen im Sozial- 
bereich“ erfasst. 
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Tabelle 4 


Versorgungsausgaben^'des Bundes 2012 bis 2016 



2012 

2013 

2014 

2015 

2016 


- Mrd. €- 

Beamte, Richter und Soldaten 

6,9 

6,6 

6,7 

6,8 

6,9 

Anzahl der Versorgungsempfänger rd. 

176.000 

176.000 

177.000 

179.000 

180.000 

G 131 -Fälle 

0,6 

0,5 

0,4 

0,4 

0,3 

Anzahl der Versorgungsempfänger rd. 

16.000 

13.000 

10.000 

8.000 

7.000 

Summe Bund 

7,5 

7,1 

7,1 

7,2 

7,2 

Ehemalige Bahnbeamte 

4,8 

4,9 

4,9 

4,9 

4,8 

Anzahl der Versorgungsempfänger rd. 

179.000 

171.000 

166.000 

161.000 

156.000 

Ehemalige Postbeamte 

6,8 

7,0 

7,2 

7,4 

7,6 

Anzahl der Versorgungsempfänger rd. 

274.000 

273.000 

271.000 

270.000 

268.000 

Summe Bahn und Post 

11,6 

11,9 

12,1 

12,3 

12,4 

Nachrichtlich: 






Leistungen für die Sonderversorgungs- 
systeme in den neuen Bundesländern 

1,7 

1,8 

1,8 

1,9 

1,9 


Einschi. Versorgungsrücklage 


Die Versorgungsausgaben bei der Bahn 

Beim Bundeseisenbahnvermögen (BEV) werden im 
Jahresdurehsehnitt 2013 voraussiehtlieh für 102.500 
Ruhegehaltempfanger und 68.300 Hinterbliebene Ver- 
sorgungsbezüge sowie Beihilfen, Unterstützungen u. ä. 
gezahlt. Hieraus entstehen Belastungen des BEV in 
Höhe von rd. 4,9 Mrd. 6. Die Anzahl der Versorgungs- 
bereehtigten ist rüekläufig. Im Finanzplanzeitraum 
gehen die Versorgungsausgaben ab 2015 leieht zurüek. 
Der Bund ist verpfliehtet, die sieh aus den Einnahmen 


und Ausgaben des BEV ergebenden Defizite zu deeken. 
Die Ausgaben sind in der Tabelle 3 unter „Eisenbahnen 
des Bundes“ ausgewiesen (s. Ziff 3. 2. 5.2). 

Die Versorgungsausgaben bei den Postnacbfolge- 
unternebmen 

Ehemalige Postbeamte erhalten Versorgungs- und Bei- 
hilfeleistungen von der Postbeamtenversorgungskasse. 
Die Finanzierung der Gesamtleistungen tragen der Bund 
und die Postnaehfolgeuntemehmen. Der Finanzierungs- 
anteil der Postnaehfolgeuntemehmen beträgt seit dem 
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Jahr 2000 33 % der Bruttobezüge ihrer aktiven Beam- 
tinnen und Beamten und der fiktiven Bruttobezüge ihrer 
ruhegehaltfahig beurlaubten Beamtinnen und Beamten. 
Der größere Finanzierungsanteil entfallt auf den Bund, 
der gesetzlich zur Sicherstellung der Zahlungsfähigkeit 
der Postbeamtenversorgungskasse verpflichtet ist. 
Durch die Verwertung des überwiegenden Teils der 
Forderungen gegenüber den Postnachfolgeuntemehmen 
und die Verwendung der Verwertungserlöse zur Finan- 
zierung der Versorgungs- und Beihilfeleistungen wurde 
der Bundeshaushalt in der Vergangenheit entlastet. Die 
Versorgungsleistungen sind jetzt fast vollständig durch 
den Bund zu finanzieren. Die Ausgaben sind in der 
Tabelle 3 unter „Sonstiges“ erfasst. 

3.2.12.3 Nachfolgeeinrichtungen der Treuhand- 
anstalt 

Die Treuhandanstalt (TFIA) beendete die Privatisierung 
der ehemals volkseigenen Betriebe im Wesentlichen 
bereits Ende 1994. Seit 1995 wird der Finanzbedarf der 
Treuhand-Nachfolgeeinrichtungen direkt aus dem 
Bundeshaushalt gedeckt. Die Bundesanstalt für verei- 
nigungsbedingte Sonderaufgaben (BvS) als Rechts- 
nachfolgerin der TFIA hat die noch verbliebenen 
Restaufgaben in den Bereichen Vertragsmanagement, 
Reprivatisierang, Abwicklung, ökologische Altlasten 
und Verwertung von ehemals volkseigenem land- und 
forstwirtschaftlichem Vermögen geschäftsbesorgend auf 
andere Einrichtungen - im Wesentlichen auf die BVVG 
Bodenverwertungs- und -verwaltungs GmbH über- 
tragen. Die BvS konnte ihre Ausgaben - v. a. aufgrund 
des von der BVVG erwirtschafteten Einnahmeüber- 
schusses - bislang durch eigene Einnahmen decken und 
wird auch im Jahr 2013 ohne Zuwendungen aus- 
kommen. 

Für die folgenden weiteren Treuhand-Nachfolgeeinrich- 
tungen sieht der Bundeshaushalt für das Jahr 2013 
Zuwendungen in Höhe von rd. 300 Mio. € vor. 

Die Lausifzer und Mitteldeutsche Bergbau- Verwal- 
tungsgesellschaft mbH (LMBV) als unmittelbare Be- 
teiligung des Bundes saniert und verwertet die Flächen 
der stillgelegten, nicht privatisierten ostdeutschen 
Braunkohletagebaue und -Verarbeitungsanlagen. Die 
Kosten teilen sich der Bund und die betroffenen Länder 
Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen 
im Verhältnis 75 % zu 25 %. 

Die Gesellschaft zur Verwahrung und Verwertung von 
stillgelegten Bergwerksbetrieben mbH (GW), eine 
Tochtergesellschaft der LMBV, befasst sich mit der 
Stilllegung der unwirtschaftlichen Bergwerksbetriebe 
des Kali-, Erz- und Spatbergbaus der ehemaligen DDR. 
Es gehören noch 10 Bergwerke/Nachsorgebetriebe zur 
GW, 8 konnten bisher verkauft werden. Auf der Basis 


des Untemehmenskonzeptes wird die GW die wesent- 
lichen Verwahr- und Verwertungsarbeiten bis Ende 
2013 abgeschlossen haben. 

Die Energiewerke Nord GmbH (EWN), eine unmittel- 
bare Beteiligung des Bundes, ist mit der Stilllegung, 
dem Rückbau und der notwendigen Entsorgung der 
anfallenden radioaktiven Abfälle der Kernkraftwerke 
Greifswald und Rheinsberg befraut. 


3.2.12.4 Europäischer Stabilitätsmechanismus 

Im Jahr 2010 wurde durch die Einrichtung eines tempo- 
rären Euro-Schutzschirms, bestehend aus einem EU- 
Gemeinschaftsinstrument (Europäischer Finanzstabili- 
sierungsmechanismus, EFSM) und der Europäischen 
Finanzstabilisierungsfazilität (EFSF), auf die akute 
Staatsschuldenkrise reagiert. 

Durch das Stabilisierungsmechanismusgesetz 
(StabMechG) ist das Bundesministerium der Finanzen 
ermächtigt, Gewährleistungen für Notmaßnahmen der 
EFSF bis zur Höhe von insgesamt 211,0459 Mrd. € zu 
übernehmen. Die EFSF kann bis zum 30. Juni 2013 
Hilfsprogramme an einen Mitgliedstaat der Eurozone 
vergeben, wenn dies unabdingbar ist, um die Stabilität 
der Eurozone insgesamt zu wahren. Der deutsche Ga- 
rantieanteil für die bereifs besfehenden Rettungs- 
programme der EFSF für Irland (seif Dezember 2010), 
Portugal (seit Mai 2011) und das zweite Griechenland- 
Programm (seit März 2012) beläuft sich auf insgesamt 

95.3 Mrd. €. 

Der Europäische Rat hat sich am 17. Dezember 2010 
auf die Einrichtung eines permanenten Europäischen 
Stabilitätsmechanismus (ESM) geeinigt, der die EFSF 
und den EFSM nach ursprünglicher Planung zum 1. Juli 
2013 ablösen sollte. Der ESM wird durch völkerrecht- 
lichen Vertrag als internationale Finanzinstitution 
gegründet (die Unterzeichnung erfolgte am 2. Februar 
2012) und mit einem Stammkapital von 700 Mrd. € 
ausgestattet, das aus 80 Mrd. € eingezahltem Kapital 
und 620 Mrd. € abrufbarem Kapital besteht. Die Finan- 
zierungsanteile der einzelnen Mitgliedstaaten ergeben 
sich aus dem jeweiligen Anteil am Kapital der Euro- 
päischen Zentralbank (EZB). Deutschland beteiligt sich 
gemäß seinem Beitragsschlüssel in Höhe von 27,15 % 
mit einem Betrag von rund 21,7 Mrd. € am einzuzah- 
lenden Kapital und mit einem Betrag von rund 

168.3 Mrd. € am abrufbaren Kapital. Dem ESM sollen 
als Instrumente für die Sfabilitätshilfe an seine 
Mitglieder vorsorgliche Finanzhilfen, Finanzhilfen zur 
Rekapitalisierung von Finanzinstituten, Darlehen sowie 
Primär- und Sekundärmarkt-Unterstützungsfazilitäten 
zur Verfügung sfehen. 
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Da aueh im Verlauf des Jahres 2011 keine Beruhigung 
auf den Finanzmärkten eintrat und die Ansteekungs- 
gefahren deutlieh anstiegen, kamen die Staats- und 
Regierungsehefs der Eurozone am 9. Dezember 2011 
überein, das Startdatum des ESM in das Jahr 2012 vor- 
zuziehen. Somit werden während eines Jahres sowohl 
der ESM als aueh die EFSF für Hilfsmaßnahmen zur 
Verfügung stehen, allerdings soll der ESM ab seinem 
Inkrafttreten vorrangig genutzt werden, sollte dies not- 
wendig werden. Die Euro gruppe hat am 30. März 2012 
die besehleunigte Bereitstellung des einzuzahlenden 
Kapitals dureh die ESM-Mitglieder vereinbart. Statt 
fünf jährlieher Tranehen sollen nunmehr zwei Tranehen 
noeh im laufenden Jahr, zwei Tranehen im Jahr 2013 
und eine Tranehe im Jahr 2014 eingezahlt werden. 

Die zur vorzeitigen Einzahlung der ersten beiden deut- 
sehen Tranehen in Höhe von insgesamt knapp 
8,7 Mrd. € erforderliehe haushaltsreehtliehe Ermäehti- 
gung wurde im Rahmen des Naehtragshaushalts 2012 
gesehaffen. Die gemäß Art. 115 Abs. 1 GG erforder- 
liehe gesetzliehe Ermäehtigung für die Übernahme einer 
Gewährleistung zur Zeiehnung des abmfbaren Kapitals 
soll mit einem eigenen „Gesetz zur finanziellen Beteili- 
gung am Europäisehen Stabilitätsmeehanismus (ESM- 
Finanzierungsgesetz - ESMFinG)“ gesehaffen werden. 
Dieses soll zusammen mit dem „Gesetz zu dem Vertrag 
vom 2. Februar 2012 zur Einriehtung eines Euro- 
päisehen Stabilitätsmeehanismus“ die gesetzliehe 
Grundlage für die deutsehe Beteiligung am ESM bilden. 

Der ESM tritt in Kraft, sobald - gemessen an der Kapi- 
talverpfliehtung - 90 % der Ratifizierungen durch die 
Mitglieder erfolgt sind. Die technischen Durchfüh- 
rungsbestimmungen für den ESM sind noch nicht ab- 
schließend verhandelt. Eine förmliche Beschlussfassung 
über diese Durchführungsbestimmungen kann erst nach 
Inkrafttreten des ESM durch dessen Gremien erfolgen. 

Neben seiner Mitgliedschaft bei der EFSF und beim 
ESM hat sich Deutschland auch an den bilateralen Hil- 
fen für Griechenland beteiligt, die im Jahr 2010 be- 
schlossen worden sind. Auf Grundlage des Währungs- 
union-Finanzstabilitätsgesetzes vom 7. Mai 2010 wurde 
das Bundesministerium der Finanzen ermächtigt, Ge- 
währleistungen bis zur Höhe von insgesamt 22,4 Mrd. € 
für Kredite an die Hellenische Republik zu übernehmen. 
Diese Gewährleistung dient der Absicherung von Kre- 
diten der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) an 
Griechenland, die gemeinsam mit den Krediten der 
anderen Mitgliedstaaten des Euro-Raums und des Inter- 
nationalen Währungsfonds ausgezahlt werden sollen. 
Für das erste Griechenland-Programm hat die KfW 
insgesamt 15,17 Mrd. € ausgezahlt. Die restlichen Kre- 
ditzusagen aus dem ersten Griechenland-Programm sind 
inzwischen in das zweite Griechenland-Programm, das 
von der EFSF im März 2012 übernommen worden ist, 
übergegangen. 


3.2.13 Sondervermögen 

3.2.13.1 Sondervermögen Energie- und Klima- 
fonds (EKF) 

Im Rahmen der Umsetzung der Energiewende werden 
in den nächsten Jahren erhebliche Investitions- und 
Forschungsmaßnahmen erforderlich, die mit Mitteln aus 
dem EKF unterstützt werden. Neben den zentralen Be- 
reichen emeuerbare Energien und Energieeffizienz gilt 
es auch, die Weiterentwicklung der Elektromobilität vo- 
ranzutreiben und die dafür notwendigen Forschungs- 
mittel zur Verfügung zu stellen. Gleichzeitig steht 
Deutschland zu seinen Verpflichtungen, den Umwelt- 
und Klimaschutz in Entwicklungsländern zu unter- 
stützen. 

Ab dem Jahr 2013 werden alle auf den Kraftwerks- 
bereich entfallenden CO 2 - Emissionszertifikate verstei- 
gert. Die dabei erzielten erheblichen Mehreinnahmen im 
Vergleich zum Jahr 2012 werden ausschließlich für die 
Umsetzung der Energiewende eingesetzt. So stehen in 
den Finanzplanjahren 2013 bis 2016 im EKF insgesamt 
Mittel mit einem Gesamtvolumen von knapp 9,7 Mrd. € 
zusätzlich zu den im Bundeshaushalt veranschlagten 
Mitteln zur Verfügung. 

Der Wirtschaftsplan des EKF für das Jahr 2013 sieht 
eine Steigerung der Ausgaben im Vergleich zum Vor- 
jahr in Höhe von 1,4 Mrd. € bzw. nahezu 200 Prozent 
vor. Durch diesen Aufwuchs ist es u. a. möglich, die für 
die Umsetzung der Energiewende elementaren Vorha- 
ben in den Bereichen „emeuerbare Energien“ und 
„Energieeffizienz“ gegenüber den Vorjahren deutlich 
aufzustocken. Allein für FuE in den vorgenannten Be- 
reichen stehen 2013 rd. 180 Mio. € zusätzlich zu den im 
Bundeshaushalt veranschlagten Ausgabemitteln zur 
Verfügung. 

Daneben wird das C02-Gebäudesanierangsprogramm 
der KfW 2013 mit Programmmitteln in Höhe von 
1,5 Mrd. € ausgestattet. Hierdurch werden die klima- 
und energiepolitischen Ziele der Bundesregierung im 
Gebäudebereich umgesetzt und erhebliche Investitionen 
in der Bauwirtschaft angestoßen. 

Für den internationalen Klimaschutz stehen im Jahr 
2013 394 Mio. € zur Verfügung. Mit den Mitteln sollen 
dringend benötigte, zusätzliche bilaterale und multilate- 
rale Maßnahmen zur Treibhausgasminderang, zur 
Anpassung an den Klimawandel sowie zum Schutz der 
Wälder und der Biodiversität in Partnerländern finan- 
ziert werden. 

Darüber hinaus ist Deutschland auf gutem Weg, die im 
Regierangsprogramm Elektromobilität vorgesehenen 
Ziele zu erreichen. Ein Schwerpunkt der öffentlichen 
Unterstützung hegt im Bereich der Forschung und Ent- 
wicklung. Im Jahr 2013 werden hierfür 426 Mio. € zur 
Verfügung stehen. 
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Tabelle 5 






Sondervermögen „Energie- und Klimafonds“ 


Übersicht zum Finanzplan 2012 bis 2016 



Soll 

Entwurf 

Finanzplan 


2012 

2013 

2014 

2015 

2016 


in T€ 

Einnahmen 


Erlöse aus der Versteigerung der 
Berechtigungen gemäß 

Treibhausgas- 

Emissionshandelsgesetz 

780.000 

2.180.000 

2.400.000 

2.500.000 

2.600.000 

Ausgaben nach 
Politikschwerpunkten 


C02-Gebäudesanierungsprogramm 
und Energetische Stadtsanierung 

65.000 

328.220 

565.020 

614.800 

644.630 

Internationaler Klima- und 
Umweltschutz u. Ä. 

55.500 

394.000 

439.600 

334.950 

334.950 

Zuschüsse an stromintensive 
Unternehmen zum Ausgleich von 
Emissionshandel bedingten 
Strompreiserhöhungen; bis zu.... 



350.000 

395.000 

415.000 

Programmausgaben 

Elektromobilität 

300.500 

426.080 

249.277 

223.715 

210.000 

Erneuerbare Energien 

149.000 

340.000 

322.000 

343.000 

343.000 

Energieeffizienz 

109.980 

304.464 

283.486 

308.385 

308.385 

Versch. Programme nationaler 
Klimaschutz und Klimawandel 

100.000 

208.000 

182.000 

182.000 

182.000 

Rückführung Liquiditätsdarlehen 

- 

78.000 

- 

- 

- 

Zuführungen zur Rücklage 

20 

101.236 

8.617 

98.150 

162.035 

Ausgaben gesamt 

780.000 

2.180.000 

2.400.000 

2.500.000 

2.600.000 
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3.2.13.2 Weitere Sondervermögen 

Der konsolidierte Öffentliehe Gesamthaushalt umfasst 
aueh die Sonderreehnungen des Bundes, die sieh in 
unmittelbarer Bundesverwaltung befinden oder von 
Stellen außerhalb der Bundesverwaltung verwaltet wer- 
den. Aktuell sind neben dem gesondert abgehandelten 
Energie- und Klimafonds (vgl. Nr. 3.2.13.1) besonders 
hervorzuheben das Sondervermögen Finanzmarktstabi- 
lisierung, der Restrukturierungsfonds und das Sonder- 
vermögen Investitions- und Tilgungsfonds. Reehtlieh 
und wirtsehaftlieh sind die Mittel der Sondervermögen 
vom Bundeshaushalt grundsätzlieh getrennt zu halten. 

• Das Sondervermögen Finanzmarkstabilisierungs- 
fonds (FMS) wurde dureh das Gesetz zur Errieh- 
tung eines Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetz - FMStFG) 
vom 17. Oktober 2008 erriehtet. Der Fonds dient 


mehr aus diesem Sondervermögen finanziert 
werden. Im Zuge der Versehärfung der 
Staatsehuldenkrise wurde mit dem 2. FMStG der 
Finanzmarktstabilisiemngsfonds befristet bis Ende 
2012 reaktiviert. Flierdureh stehen in Summe mit 
den Regelungen des Vorgängergesetzes Kapital- 
hilfen bis zu 80 Mrd. € und Garantien bis zu 
400 Mrd. € zur Verfügung. Die Verwaltung des 
Fonds erfolgt dureh die Bundesanstalt für 
Finanzmarktstabibsierung (FMSA), die der Reehts- 
und Faehaufsieht dureh das BMF unterliegt. Für die 
Verbindliehkeiten des Fonds haftet der Bund, der 
aueh die Verwaltungskosten des Fonds trägt. 

• Mit Inkrafttreten des Restrukturierungsfonds- 
gesetzes (RStrukFG) zum 31. Dezember 2010 
wurde der Restrukturierungsfonds erriehtet, der 
ebenfalls von der FMSA verwaltet wird. Im Be- 
darfsfall kann die Bundesanstalt für Finanzdienst- 
leistungsaufsieht (BaFin) eine Übertragung (von 


Teilen) des Vermögens sowie der Verbindliehkei- 
ten einer bestandsgefährdeten systemrelevanten 
Bank auf ein bestehendes Kreditinstitut bzw. ein 
vom Restrukturierungsfonds gegründetes 
Brüekeninstitut anordnen. In der Folge können 
weitere Maßnahmen des Restrukturierungsfonds für 
das aufriehmende Instituf wie Rekapifabsierung 
oder Garantiegewährung erforderlieh sein. Die 
Mittel des Fonds für diese Maßnahmen sfammen in 
erster Linie aus der Bankenabgabe, die von Banken 
in Deutsehland jährbeh erhoben wird und in den 
Restrukturierungsfonds fließt. Soweit die ange- 
sammelten Mittel nieht zur Deekung der Kosten der 
Maßnahmen sowie für die Erriehtung und Verwal- 
tung des Restrukturierangsfonds ausreiehen, kön- 
nen von den Kreditinstituten Sonderbeiträge erho- 
ben werden. Sollte dureh Jahres- und 
Sonderbeifräge eine zeitgereehte Deckung des 
Mittelbedarfs nicht möglich sein, kann der 
Restrukturierungsfonds darüber hinaus Kredite auf- 
nehmen. Er ist mit einer Garantieermächtigung i. H. 
von 100 Mrd. € und einer Kreditermächtigung in 
der Höhe, in der die Kreditermächtigung nach § 9 
FMStG nicht in Anspruch genommen wurde, 
jedoch begrenzt auf maximal 20 Mrd. 6, ausgestat- 
tet. 

Über das zum 2. März 2009 errichtete Sonder- 
vermögen „Investitions- und Tilgungsfonds“ (ITF) 
finanzierte der Bund in den Jahren 2009 bis 2011 
zusätzliche Maßnahmen zur Stützung der Kon- 
junktur im Umfang von 19,9 Mrd. 6. Davon wurden 
rd. 10 Mrd. € für Finanzhilfen des Bundes für Zu- 
kunffsinvesfifionen der Länder und Kommunen, rd. 
3,9 Mrd. € für Bundesinvestifionen, rd. 4,8 Mrd. € 
für das Programm zur Stärkung der PKW-Nach- 
frage (Umweltprämie), rd. 0,8 Mrd. € für die Aus- 
weitung des zentralen Investitionsprogramms Mit- 
telstand und rd. 0,5 Mrd. € für die Förderung 
anwendungsorientierter Forschung im Bereich der 
Mobilität ausgegeben. Vom Jahr 2012 an dürfen 
keine Fördermittel mehr ausgezahlt werden. Das 
Sondervermögen besitzt eine eigene Kreditermäch- 
tigung und eine verbindliche Tilgungsregelung. 
Danach erhält der ITF zur Tilgung seiner Schulden 
Zuführungen in Höhe der Einnahmen aus dem 
Bundesbankgewinn, die den im Bundeshaushalt 
veranschlagten Anteil übersteigen und nicht zur 
Tilgung fälliger Verbindlichkeiten des Erblastentil- 
gungsfonds benötigt werden. Ebenfalls zur Schul- 
dentilgung sieht der Finanzplan für das Jahr 2016 
eine wehere Zuführung aus dem Bundeshaushalt in 
Höhe von 1 Mrd. € vor. 


der Stabilisierung des Finanzmarktes durch befris- 
tete Maßnahmen zur Überwindung von Liquiditäts- 
engpässen und zur Stärkung der Eigenkapitalbasis 
von Kreditinstituten, Versicherungsuntemehmen, 
Pensionsfonds, Kapitalanlagegesellschaften im 
Sinne des Investmentgesetzes sowie bestimmten 
Finanzholding-Gesellschaften. Zur Erfüllung seiner 
Aufgaben war der FMS bis einschließlich 
30. Dezember 2010 mit einer Gewährleistungs- 
ermächtigung von 400 Mrd. € ausgestattet, die 
Kreditermächtigung betrug insgesamt 90 Mrd. 6. 
Mit Inkrafttreten des Restrukturierungs- 
fondsgesetzes (RStrukFG) am 31. Dezember 2010 
reduzierte sich die Garantieermächtigung auf 
300 Mrd. 6, die Kreditermächtigung auf 70 Mrd. 6. 
Im Jahr 2011 durften keine neuen Maßnahmen 
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• Die Zweckvermögen bei der Landwirtschaftlichen 
Rentenbank sowie der Postbank (ehemals DSL- 
Bank) und das Bergmannssiedlungsvermögen 
(BSV) zählen zu den Sondervermögen, die von 
Stellen außerhalb der Bundesverwaltung verwaltet 
werden (Treuhandvermögen). Das BSV ist, soweit 
dieses von der THS Wohnen GmbH verwaltet 
wurde, durch das erste Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes über Bergmannssiedlungen am 
13. Dezember 2007 aufgelöst worden. 

• Durch das Schuldenmitübemahmegesetz hat der 
Bundeshaushalt mit Wirkung vom 1. Januar 1999 
die Zins- und Tilgungsverbindlichkeiten der sich in 
unmittelbarer Bundesverwaltung befindlichen Son- 
dervermögen Erblastentilgungsfonds, Bundeseisen- 
bahnvermögen und des (Ende 2000 aufgelösten) 
Ausgleichsfonds zur Sicherung des Steinkohleein- 
satzes (Verstromungsfonds) mit übernommen. Die 
ursprünglichen Verbindlichkeiten des Erblastentil- 
gungsfonds, die rd. 181 Mrd. € ausmachten, sind 
inzwischen nahezu vollständig getilgt, zum einen 
durch Einnahmen aus dem Bundesbankgewinn und 
der Versteigerung der UMTS-Lizenzen im Jahr 
2000, zum anderen durch die Anschlussfinanzie- 
rung durch den Bund. 

• Aus dem ERP- Sondervermögen werden insbeson- 
dere kleine und mittelständische Unternehmen 
gefördert. Die aus dem ERP-Sondervermögen 
finanzierte Wirtschaftsförderung wurde zum 1. Juli 
2007 neu geordnef. Im Rahmen der Neuordnung 
wurde ein Großteil des Vermögens des ERP 
(7,9 Mrd. 6) in die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW) eingebracht, davon 4,65 Mrd. € als Eigen- 
kapital und 3,25 Mrd. € als Nachrangdarlehen. Die 
aus dem Vermögen generierten Erträge gewähr- 
leisten langfristig die Fortführung der ERP-Wirt- 
schaftsfÖrderung und den Subsfanzerhalt. 

• Der Fonds „Deufsche Einheif” (FDE) wurde 1990 
als Sondervermögen des Bundes errichfef, um eine 
rasche Angleichung der Lebensverhältnisse im 
Beitrittsgebiet an das Niveau in den alten Bundes- 
ländern zu ermöglichen. Zum 1. Januar 2005 ent- 
fielen die Schuldendienstanfeile der allen Bundes- 
länder am FDE und der Bund übernahm als Mif- 
schuldner die Verbindlichkeifen des FDE. Hierbei 
wurden die Verbindlichkeifen des FDE in die Bun- 
desschuld integrier! (Art. 8 § 6 a Solidarpaktfort- 
fühmngsgesetz). Als Kompensation für den enffal- 
lenen Länderanfeil an der weheren Abfmanzierang 
des FDE erhält der Bund jährlich bis 2019 von den 
Ländern u. a. einen Festbetrag an der Umsatzsteuer 
in Höhe von 1,32 Mrd. 6. Weist der Bund auf Basis 
einer Modellrechnung nach, dass aufgrund der tat- 
sächlichen Zinsentwicklung die fiktive Restschuld 
des FDE Ende 2019 den Betrag von 6,54 Mrd. € 


übersteigt, erhält er im Jahr 2020 von den alten 
Bundesländern 53,3 % des übersteigenden Be- 
trages. 

• Durch den Fonds nach § 5 Mauergrundstücksgesetz 
werden wirtschaftliche, soziale und kulturelle Zwe- 
cke in den neuen Ländern (einschließlich ehemali- 
ges Ost-Berlin) gefördert. Hierzu werden Über- 
schüsse aus dem Verkauf von Mauer- und Grenz- 
grundstücken herangezogen; bis Ende des Jahres 
2010 insgesamt rd. 28 Mio. 6. 

• Das durch Erlass des BMF vom 7. Oktober 1991 
errichtete nicht rechtsfähige Sondervermögen Ent- 
schädigungsfonds (EF) bündelt die Rechte und Ver- 
pflichtungen, die sich für den Bund aus dem Ver- 
mögensgesetz sowie dem Entschädigungs- und 
Ausgleichsleistungsgesetz (EALG) ergeben. 
Rechtsgrundlage ist § 9 des Entschädigungsgeset- 
zes. Gespeist wird der EF seit 2008 im Wesent- 
lichen durch Zuweisungen aus dem Bundeshaus- 
halt. Für Entschädigungs- und Ausgleichsleistungen 
wurden bis Ende 2010 1,47 Mrd. € aus dem EF er- 
bracht. Für die Wiedergutmachung der NS-verfol- 
gungsbedingten Vermögensschädigungen wurden 
von 1994 bis 2010 Barleistungen in Höhe von rd. 
1 ,83 Mrd. € aus dem Fonds gezahlt. 

• Nach dem am 1 1 . Juli 2009 in Kraft getretenen 
Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens 
„Schlusszahlungen für inflationsindexierte Bun- 
deswertpapiere“ wurde ein Sondervermögen zur 
Vorsorge für die aus der Indexierung resultierenden 
Schlusszahlungen für inflationsindexierfe Bundes- 
werfpapiere errichte!. Diesem werden aus dem 
Bundeshaushalt jährlich anteilig die am Ende der 
Laufzeit von inflationsindexierten Bundeswert- 
papieren fällig werdenden Befräge zugeführt. Es 
handelt sich um eine zweckgebundene Rücklagen- 
bildung, so dass bei Fälligkeit die aus der Indexie- 
rung resultierenden Schlusszahlungsbeträge unmit- 
telbar aus dem Sondervermögen geleistet werden. 

3.3 Die konsumtiven und investiven Ausgaben 
des Bundes 
3.3.1 Überblick 

Die Ausgaben des Bundes lassen sich mit Blick auf ihre 
Wirkung auf gesamtwirtschaftliche Abläufe in konsum- 
tive und investive Ausgaben gliedern, ln § 10 Abs. 3 
Nr. 2 Haushaltsgrundsätzegesefz isf geregelt, welche 
Ausgaben zu den Investitionen zu zählen und welche als 
konsumtive Ausgaben anzusehen sind. Danach ist der 
bei weitem größere Anteil der Ausgaben des Bundes- 
haushaltes den konsumtiven Ausgaben zuzuordnen. 
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Außer dureh eigene Investitionsausgaben unterstützt der 
Bund die Investitionstätigkeit in erhebliehem Umfang 
aueh auf der Einnahmenseite, z. B. dureh Einnahmen- 
verziehte im Rahmen der steuerliehen Investitionsfor- 
derung und im Rahmen von Zuweisungen an die Län- 
der, z. B. aus dem Mineralölsteueraufkommen zuguns- 
ten des öffentliehen Personennahverkehrs nach § 5 Re- 
gionalisierungsgesetz oder infolge der Umwidmung der 
Finanzhilfen an die neuen Länder nach dem Investi- 
tionsforderungsgesetz Aufbau Ost in Sonderbedarfs- 
Bundesergänzungszuweisungen. 

3.3.2 Konsumtive Ausgaben 

Im Jahr 2013 werden die konsumtiven Ausgaben des 
Bundes (ohne sonstige Vermögensübertragungen) mit 
267,5 Mrd. € etwa 88,5 % der Gesamtausgaben ausma- 
chen (Tabelle 6). Die Ausgaben für Zuweisungen und 
Zuschüsse (ohne Investitionen) sowie für Zinsen be- 
laufen sich dabei auf insgesamf 221,7 Mrd. 6. Die Aus- 
gaben für Personal und den laufenden Sachaufwand 
betragen 53,3 Mrd. 6. Insgesamt konnte der Anteil der 
Personalausgaben an den Gesamtausgaben seit dem Jahr 
1970 von 16,4 % auf 9,5 % im Jahr 2013 reduziert wer- 
den. 


3.3.3 Investive Ausgaben 

Nach Maßgabe von § 10 des Gesetzes zur Förderung 
der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft in 
Verbindung mit § 50 Abs. 5 des Haushaltsgrundsätze- 
gesetzes wird im Folgenden näher auf Volumen und 
Struktur der Investitionsausgaben des Bundes im 
Finanzplanzeitraum eingegangen. Einerseits lassen sich 
die Investitionen in Sachinvestitionen und Finanzie- 
rungshilfen (vgl. 3. 3. 3.1), andererseits nach Aufgaben- 
bereichen gliedern (vgl. 3. 3. 3.2). 

Die Investitionsausgaben des Bundeshaushalts 2013 
hegen mit 34,3 Mrd. € zwar unter dem Soll des Vor- 
jahres von 35,6 Mrd. 6. Grund hierfür isf neben der 
Beendigung der Darlehensfmanzierung der Bundes- 
anstalf für Immobilienaufgaben unfer anderem die 
rückläufige Ausfmanzierung des Infrasfrukturbe- 
schleunigungsprogramms aus dem Jahr 2011 sowie das 
Abschmelzen der Risikovorsorge für Gewährleistungen 
aus den Konjunkturprogrammen. Das gleichwohl über- 
durchschnittlich hohe Niveau der Investitionen in den 
Jahren bis 2014 beruht auf der deutschen Beteiligung 
am Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM), der in 
den Jahren 2012 und 2013 mit je 8,7 Mrd. € und im Jahr 
2014 noch mit 4,3 Mrd. € veranschlagt ist und haus- 
haltstechnisch als Investition ausgewiesen wird. Berei- 
nigt man die Investitionsausgaben um diese Sonder- 
effekte, werden die Investitionen über den gesamten 
Finanzplanungszeitraum betrachtet insgesamt auf 
hohem Niveau verstetigt. 


3. 3.3.1 Aufteilung nach Ausgabearten 

Die Finanzierungshilfen des Bundes zugunsten von 
Investitionsvorhaben Dritter werden im Jahr 2013 
26,7 Mrd. € betragen (Tabelle 7) und bis zum Jahr 2016 
- insbesondere aufgrund des auslaufenden Beteiligungs- 
erwerbs am ESM - auf 17,7 Mrd. € zurückgehen. Die 
Finanzierungshilfen teilen sich auf in Hilfen für den 
öffentlichen Bereich (2013: 4,8 Mrd. 6), sowie auf 
sonstige Bereiche (2013: 21,9 Mrd. €). 

Der Bund tätigt im Jahr 2013 Sachinvestitionen in Höhe 
von 7,6 Mrd. €. Dieses Niveau geht im Folgejahr 
zunächst leicht zurück, verbleibt in den weiteren 
Finanzplanjahren aber konstant auf hohem Niveau. Von 
den Sachinvestitionen entfallen durchschnittlich knapp 
80 % auf Baumaßnahmen (Tabellen 6 und 7). 

Die Ausgaben für den Erwerb von beweglichen Sachen 
bewegen sich auf einem Niveau von rd. 0,9 Mrd. € 
jährlich, während die Ausgaben für den Erwerb von 
unbeweglichen Sachen bei rd. 0,6 Mrd. € hegen. 

Nicht zu den Sachinvestitionen gehören die Ausgaben 
für militärische Beschaffungen, Materialerhaltung, 
Wehrforschung und -entwicklung sowie für militärische 
Anlagen. Diese Ausgaben der Obergruppe 55 betragen 
im Planungszeitraum 2013 bis 2016 durchschnittlich 
mehr als 10 Mrd. € pro Jahr. 

Die eigenen Sachinvestitionen des Bundes machen nur 
einen relativ geringen Teil der öffentlichen Investitionen 
aus. Vielmehr liegt das Schwergewicht bei den Finan- 
zierungshilfen zugunsten von Investitionsvorhaben 
Dritter. Allerdings tragen auch die Kreditinstitute des 
Bundes (z. B. die Kreditanstalt für Wiederaufbau) in 
erheblichem Umfang zu öffentlichen und privaten 
Investitionen bei. 


3. 3.3.2 Aufteilung nach Aufgabenbereichen 

Von den vorgesehenen Sachinvestitionen in Höhe von 
7,6 Mrd. € entfallen rd. 5,9 Mrd. € auf den Verkehrs- 
bereich. Auch unter Einschluss der Finanzierungshilfen 
bildet der Verkehrsbereich das größte Investitionsfeld 
des Bundes. Die Investitionen in Bundesfemstraßen, 
Eisenbahnen des Bundes, Bundeswasserstraßen, den 
kommunalen Straßenbau und sonstige Verkehrsbereiche 
machen 2013 rd. 1 1,8 Mrd. € aus. 

Weitere Schwerpunkte hegen in den folgenden Be- 
reichen: 

Wirtschaftsförderung 

Im Jahr 2013 sind im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur“ (GRW) rund 569 Mio. € für regionale Förder- 
maßnahmen vorgesehen. 
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Tabelle 6 

Aufteilung der Ausgaben 2011 bis 2016 nach Ausgabearten *) 




Ist 

2011 

Soll 

2012 

Entwurf 

2013 

2014 

Finanzplan 

2015 

2016 



-inMrd.€- 

1. 

Laufende Rechnung 







1.1 

Personalausgaben 

27,9 

28,5 

28,6 

28,6 

28,5 

28,3 

1.1.1 

Aktivitätsbezüge 

20,7 

21,3 

21,0 

20,9 

20,6 

20,4 

1.1.2 

Versorgung 

7,2 

7,1 

7,7 

7,8 

7,9 

7,9 

1.2 

Laufender Sachaufwand 

21,9 

23,8 

24,7 

24,6 

24,3 

24,4 

1.2.1 

Unterhaltung unbeweglichen Vermögens 

1,5 

1,3 

1,3 

1,3 

1,3 

1,3 

1.2.2 

Militärische Beschaffungen, Anlagen usw. 

10,1 

10,7 

10,4 

10,3 

10,0 

10,2 

1.2.3 

Sonstiger laufender Sachaufwand 

10,3 

11,9 

12,9 

13,0 

13,0 

12,9 

1.3 

Zinsausgaben 

32,8 

34,2 

31,7 

34,4 

37,4 

41,10 

1.3.1 

An Verwaltungen 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

1.3.2 

An andere Bereiche 

32,8 

34,2 

31,7 

34,4 

37,4 

41,10 

1.4 

Laufende Zuweisungen 

und Zuschüsse 

187,6 

190,3 

182,6 

186,4 

189,0 

192,2 

1.4.1 

An Verwaltungen 

15,9 

17,6 

18,9 

19,9 

19,8 

21,0 


- Länder 

10,6 

11,9 

12,8 

13,7 

13,7 

14,0 


- Gemeinden 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 


- Sondervermögen 

5,3 

5,7 

6,0 

6,1 

6,1 

7,1 


- Zweckverbände 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

1.4.2 

An andere Bereiche 

171,6 

172,7 

163,7 

166,5 

169,1 

171,2 


- Unternehmen 

23,9 

25,1 

25,8 

25,5 

25,5 

25,8 


- Renten, Unterstützungen u. Ä. an 
natürliche Personen 

26,7 

26,9 

26,5 

26,6 

26,5 

26,4 


- Sozialversicherung 

115,4 

113,7 

104,3 

107,9 

110,6 

112,5 


- private Institutionen ohne 

Erwerbscharakter 

1,7 

1,7 

1,7 

1,7 

1,7 

1,7 


- Ausland 

4,0 

5,3 

5,4 

4,8 

4,8 

4,8 


- Sonstige 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

Summe 

Ausgaben der laufenden Rechnung 

270,2 

276,8 

267,5 

274,0 

279,1 

286,1 


2. 

Kapitalrechnung 







2.1 

Sachinvestitionen 

7,2 

8,0 

7,6 

7,2 

7,2 

7,2 

2.1.1 

Baumaßnahmen 

5,8 

6,5 

6,1 

5,7 

5,6 

5,6 

2.1.2 

Erwerb von beweglichen Sachen 

0,9 

0,9 

0,9 

0,9 

0,9 

0,9 

2.1.3 

Grunderwerb 

0,5 

0,6 

0,6 

0,7 

0,8 

0,7 


') Bei den konsumtiven Ausgaben handelt es sich um die Ausgaben der laufenden Rechnung ohne die nicht investiven Vermögens- 
Übertragungen, weiche den Ausgaben der Kapitalrechnung zugeschrieben werden. Die Ausgaben der Kapitairechnung beinhaiten neben 
den investiven Ausgaben gern. § 13 BHO auch die nichtinvestiven Vermögensübertragungen der Obergruppe 69. 





noch Tabelle 6 

Aufteilung der Ausgaben 2011 bis 2016 nach Ausgabearten *) 



Ist 

Soll 

Entwurf 

Finanzplan 


2011 

2012 

2013 

2014 2015 2016 


- in Mrd. € - 


2.2 Vermögensübertragungen 15,3 

2.2.1 Zuweisungen/Zuschüsse für Investitionen 14,6 

2. 2. 1.1 An Verwaltungen 5,2 

- Länder 5,2 

- Gemeinden 0,1 

- Sondervermögen 

2. 2. 1.2 An andere Bereiche 9,3 

- Inland 6,1 

- Ausland 3,3 

2.2.2 Sonstige Vermögensübertragungen 0,7 

2.3 Darlehensgewährung, 

Erwerb von Beteiligungen 3,6 

2.3.1 Darlehensgewährung 2,8 

2. 3. 1.1 An Verwaltungen 0,0 

2. 3. 1.2 An andere Bereiche 2,8 

- Sozialversicherung 

- Sonstige - Inland - (auch 

Gewährleistungen) 1,1 

- Ausland 1,7 

2.3.2 Enverb von Beteiligungen, Kapitaleinlagen 0,8 

- Inland 0,0 

- Ausland 0,8 

Summe 

Ausgaben der Kapitalrechnung 26,1 


3. Globalansätze 

4. Ausgaben zusammen 296,2 


15,2 

15,4 

15,5 

15,5 

15,2 

14,7 

14,8 

14,9 

14,9 

14,6 

5,0 

4,8 

4,8 

4,7 

4,7 

4,9 

4,7 

4,7 

4,6 

4,6 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

9,7 

10,0 

10,1 

10,2 

9,9 

6,4 

6,4 

6,6 

6,7 

6,5 

3,4 

3,6 

3,6 

3,5 

3,4 

0,5 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

12,9 

11,9 

7,6 

3,0 

3,0 

4,2 

3,2 

3,2 

3,0 

3,0 

0,1 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

4,2 

3,2 

3,2 

3,0 

3,0 

2,3 

1,6 

1,7 

1,5 

1,4 

1,9 

1,6 

1,6 

1,6 

1,7 

8,7 

8,7 

4,3 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

8,7 

8,7 

4,3 

- 

- 

36,1 

34,9 

30,3 

25,7 

25,4 

-0,2 

-0,3 

-1,4 

-1,5 

-1,6 

312,7 

302,2 

302,9 

303,3 

309,9 


Rundungsdifferenzen möglich 


') Bei den konsumtiven Ausgaben handelt es sich um die Ausgaben der laufenden Rechnung ohne die nicht investiven Vermögens- 
übertragungen, welche den Ausgaben der Kapitalrechnung zugeschrieben werden. Die Ausgaben der Kapitalrechnung beinhalten neben 
den Investiven Ausgaben gern. § 13 BHO auch die nichtlnvestiven Vermögensübertragungen der Obergruppe 69. 





Tabelle 7 


Die Investitionsausgaben des Bundes 2011 bis 2016 

- aufgeteilt nach Ausgabearten - 




Ist 

2011 

Soll 

2012 

Entwurf 

2013 

2014 

Finanzplan 

2015 

2016 



-inMrd.€- | 

1. 

Sachinvestitionen 

7,2 

8,0 

7,6 

7,2 

7,2 

7,2 

1.1 

Baumaßnahmen 

5,8 

6,5 

6,1 

5,7 

5,6 

5,7 


- Hochbau 

0,9 

0,9 

1,0 

0,8 

0,8 

0,8 


- Tiefbau 

5,0 

5,6 

5,1 

4,9 

4,8 

4,9 

1.2 

Era/erb von beweglichen Sachen 

0,9 

0,9 

0,9 

0,9 

0,9 

0,9 

1.3 

Era/erb von unbeweglichen Sachen 

0,5 

0,6 

0,6 

0,7 

0,8 

0,7 

2. 

Finanzierungshilfen 

18,2 

27,7 

26,7 

22,5 

17,9 

17,7 

2.1 

Finanzierungshilfen an öffentlichen 

Bereich 

5,2 

5,1 

4,8 

4,8 

4,7 

4,7 


- Darlehen 

0,0 

0,1 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 


- Zuweisungen 

5,2 

5,0 

4,8 

4,8 

4,7 

4,7 

2.2 

Finanzierungshilfen an sonstige Bereiche 

13,0 

22,6 

21,9 

17,7 

13,2 

13,0 


- Darlehen 

2,0 

2,7 

1,7 

1,6 

1,6 

1,7 


- Zuschüsse 

9,3 

9,7 

10,0 

10,1 

10,2 

9,9 


- Beteiligungen 

0,8 

8,7 

8,7 

4,3 

0,0 

0,0 


- Inanspruchnahme aus 

Gewährleistungen 

0,8 

1,5 

1,6 

1,7 

1,5 

1,4 

Investive Ausgaben insgesamt 

25,4 

35,6 

34,3 

29,7 

25,2 

24,9 


Rundungsdifferenzen möglich 




Tabelle 8 


Die Investitionsausgaben des Bundes 2011 bis 2016 

- aufgeteilt nach den größten Einzelaufgaben - 




Ist 

Soll 

Entwurf 


Finanzplan 




2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 



- in Mrd. € - 

1. 

Bundesfernstraßen 

4,9 

5,0 

4,7 

4,7 

4,8 

4,8 

2. 

Entwicklungshilfe 

4,8 

4,4 

4,3 

4,2 

4,2 

4,0 

3. 

Eisenbahnen des Bundes 

4,0 

4,0 

4,1 

4,2 

4,2 

4,2 

4. 

Gewährleistungen 

0,8 

1,5 

1,6 

1,7 

1,5 

1,4 

5. 

Bildung und Forschung 

1,6 

1,1 

1,0 

0,9 

1,0 

1,3 

6. 

Kommunaler Straßenbau/ÖPNV/ 
Kompensation 

1,7 

1,7 

1,7 

1,7 

1,7 

1,7 

7. 

Wohnungsbau (einschl. 
Wohnungsbauprämie)/Kompensation 

1,0 

1,1 

1,0 

0,9 

1,0 

0,8 

8. 

GA „Aus- und Neubau von Hochschulen“/ 
Kompensation 

0,9 

1,0 

0,9 

1,0 

1,0 

1,0 

9. 

Bundeswasserstraßen 

0,8 

0,9 

0,9 

0,9 

0,9 

0,9 

10. 

GA „Regionale Wirtschaftsstruktur“ 

0,9 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

11. 

Städtebau 

0,6 

0,6 

0,5 

0,5 

0,4 

0,4 

12. 

Umwelt- und Naturschutz, Strahlenschutz.. 

0,6 

0,7 

0,7 

0,7 

0,7 

0,7 

13. 

Bundesliegenschaften 

0,4 

0,8 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

14. 

GA "Agrarstruktur und Küstenschutz” u. Ä.. 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

15. 

Innere Sicherheit 

0,3 

0,4 

0,4 

0,3 

0,2 

0,2 

16. 

Kulturelle Angelegenheiten 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,1 

0,1 

17. 

Verteidigung einschl. zivile Verteidigung 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

18. 

Europäischer Stabilitätsmechanismus 
(ESM) 

- 

8,7 

8,7 

4,3 

- 

- 

19. 

Sonstiges 

1,2 

1,8 

1,4 

1,2 

1,2 

1,2 

Insgesamt 

25,4 

35,6 

34,3 

29,7 

25,2 

24,9 


Rundungsdifferenzen möglich 
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Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

Die investiven Ausgaben im Einzelplan des Bundes- 
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ) liegen 2013 bei rund 4,3 Mrd. 6. 

Bildung und Forschung 

Der Bund stellt den Ländern Mittel auf der Grundlage 
von Art. 143c Abs. 1 GG für den Ausbau und Neubau 
von Hochschulen einschließlich Hochschulkliniken und 
die Bildungsplanung sowie nach Art. 91b Abs. 1 GG 
für überregionale Fördermaßnahmen im Hochschulbe- 
reich bereit. 

Entsprechend der Bund-Länder-Vereinbarung gern. 
Art. 91b GG über die Exzellenzinitiative des Bundes 
und der Länder zur Förderung von Wissenschaft und 
Forschung an deutschen Hochschulen stellt der Bund 
75 % der Mittel zur projektbezogenen Förderung zur 
Verfügung, den übrigen Anteil von 25 % tragen die 
Länder. 

Der Bund hat mit den Ländern im Hochschulpakt 2020 
vereinbart, zusätzliche Studienplätze zu schaffen. Als 
Reaktion auf die Aussetzung der Wehrpflicht bzw. des 
Zivildienstes wurde das Studienangebot weiter aufge- 
stockt. Darüber hinaus wurde ein gemeinsames Pro- 
gramm für bessere Studienbedingungen und mehr Qua- 
lität in der Lehre beschlossen. 

Mit dem Ziel des Ausbaus einer international wettbe- 
werbsfähigen und leistungsstarken Wissenschafts- 
infrastruktur werden im Bereich der institutioneilen 
Förderung insbesondere die MPG, die FhG, die HGF 
sowie die Mitgliedseinrichtungen der WGL durch er- 
hebliche Finanzmittel nach Artikel 91b Abs. 1 GG ge- 
fördert. 

Wohnungsbau 

Für die im Rahmen der Föderalismusreform 1 ab 2007 
vollständig auf die Länder übergegangene soziale 
WohnraumfÖrderung gewährt der Bund den Ländern 
zweckgebundene Kompensationszahlungen in Höhe von 
jährlich 518,2 Mio. €. Mit den weiterhin für investive 
Zwecke der WohnraumfÖrderung zu verwendenden 
Zahlungen sind mit Ausnahme der gewährten Rück- 
bürgschaften alle Altverpflichtungen des Bundes abge- 
golten. Sowohl das Grundgesetz als auch die Koali- 
tionsvereinbarung enthalten einen Prüfauftrag zur 
Fortführung der Kompensationszahlungen an die 
Länder von 2014 bis 2019. Danach prüfen Bund und 
Länder bis Ende 2013, in welcher Höhe die den Ländern 
zugewiesenen Finanzierungsmittel zur Aufgabenerfül- 
lung der Länder für den Zeitraum ab 2014 bis 2019 
noch angemessen und erforderlich sind (Artikel 143c 
GG n. F. i. V. m. § 6 EntflechtG). 


Städtebau 

Die Städtebauförderung ist von städtebaulicher, sozial- 
und kommunalpolitischer Bedeutung und leistet einen 
nachhaltigen Beitrag zur Beschäfligungspolitik. Gleich- 
zeitig hilft sie, den aktuellen Folgen des demografischen 
Wandels in der Gesellschaft gezielt zu begegnen sowie 
die energie- und klimaschutzrelevanten Ziele des Bun- 
des zu verwirklichen. Durch sie ist es zudem möglich, 
die soziale Integration wirtschaftlich Benachteiligter 
wie auch derjenigen Quartiersbewohner mit Migra- 
tionshintergrund voranzutreiben. Durchschnittlich sind 
für die Städtebauförderung in den Jahren 2012 bis 2016 
jährliche Kassenmitfel in Höhe von rd. 480 Mio. € vor- 
gesehen. 

Umweltschutz 

Die Ausgaben des Bundes im Umweltschutzbereich 
stellen nur einen geringen Teil der gesamten Umwelt- 
schutzinvestitionen in Deutschland dar, da laut Grund- 
gesetz die Länder für den Vollzug im Bereich des Um- 
weltschutzes zuständig sind. Der Schwerpunkt 
öffentlicher Investitionen in den Umweltschutz hegt 
daher bei Ländern und Gemeinden. Mit seiner Förde- 
rung ergänzt der Bund vor allem Umweltschutzvor- 
haben Dritter, indem er Anreize für umweltgerechtes 
Verhalten setzt. Die Investitionen des Bundes für Um- 
weltschutz im Einzelplan des BMU belaufen sich auf rd. 
723 Mio. € im Jahr 2013. 


3.4 Die Finanzhilfen des Bundes 

Unter Finanzhilfen im Sinne des Subventionsberichts 
werden nach § 12 StWG Hilfen des Bundes für private 
Unternehmen und Wirtschaftszweige verstanden. 
Daneben werden sonstige Hilfen berücksichtigt, die 
bestimmte Güter und Dienstleistungen für private 
Haushalte verbilligen und gleichzeitig mittelbar dem 
Wirtschaftsgeschehen zugeordnet werden können (z. B. 
Hilfen für den Wohnungsbau). 

Subventionen sollen als Hilfe zur Selbsthilfe gewährt 
werden. Dauerhaft gewährte Subventionen können zu 
Wettbewerbsverzerrungen führen und so Fehlallokatio- 
nen von Ressourcen hervorrufen. Ein verzögerter 
Strukturwandel und eine Beeinträchtigung der Wett- 
bewerbsfähigkeit der Volkswirtschaft insgesamt wären 
dann die Folge. Die Konsolidierungserfordemisse der 
nächsten Jahre machen es weiterhin unerlässlich, sämt- 
liche Subventionen kontinuierlich auf ihre Notwendig- 
keit hin zu überprüfen. 
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Schaubild 9 


Mrd. € 

12 


Entwicklung der Finanzhilfen des Bundes in der Abgrenzung des 
23. Subventionsberichts 1999 bis 2016 

□ Gewerbliche Wirtschaft ■ Wohnungswesen □ Ernährung, Landwirtschaft 
(ohne Verkehr) und Verbraucherschutz 


□ Sonstige 


10,8 



Jahr 


Rundungsdifferenzen möglich 

’einschl. Umweltprämie im Investitions- und Tilgungsfonds (ITF) 


Die Finanzhilfen des Bundes wurden zwischen 2000 
und 2007 kontinuierlich abgesenkt, wobei sich das Sub- 
ventionsvolumen in diesem Zeitraum nahezu halbierte. 
Zur Begrenzung der realwirtschaftlichen Folgekosten 
der Finanzkrise wurden jedoch staatliche Unterstüt- 
zungsmaßnahmen nötig, die das Volumen der Finanz- 
hilfen im Jahr 2009 sprunghaft auf 10 Mrd. € ansteigen 
ließen. Aufgrund der zeitlichen Befristung der bedeu- 
tendsten Stabilisiemngsmaßnahmen war bzw. ist jedoch 
bereits in den Jahren 2010 und 2011 ein deutlicher 
Rückgang der Finanzhilfen auf 7 Mrd. € bzw. 6 Mrd. € 
zu verzeichnen. Bis zum Jahr 2013 werden die Finanz- 
hilfen des Bundes in Abgrenzung des 
23. Subventionsberichts weiter abgesenkt und erreichen 
mit 5,8 Mrd. € das Vorkrisenniveau. 

Im Zeitraum 2012 bis 2016 sinken die Finanzhilfen des 
Bundes um insgesamt rd. 0,5 Mrd. €. Hierzu leisten die 
Bereiche gewerbliche Wirtschaft sowie Ernährung, 
Verbraucherschutz und Landwirtschaft einen wesent- 
lichen Beitrag, während die Finanzhilfen im Bereich 
Wohnungswesen zunächst ansteigen. 


Im Jahr 2013 verteilen sich die Finanzhilfen des Bundes 
in Abgrenzung des 23. Subventionsberichts im Wesent- 
lichen auf die Bereiche gewerbliche Wirtschaft (Anteil: 
48,3 %), Wohnungswesen (Anteil: 22,4 %) und Ernäh- 
rung, Verbraucherschutz und Landwirtschaft (Anteil: 
12,1 %). In der Summe erhalten die genannten Wirt- 
schaftsbereiche im Jahr 2013 etwa 83 % der Finanzhil- 
fen des Bundes. 


3.5 Die Personalausgaben und Stellenentwick- 
lung des Bundes 

Der Bereich der Personalausgaben des Bundes wird 
maßgeblich bestimmt von den Bezüge- und Entgelt- 
zahlungen an die aktiven Beschäftigten (Zivil- und Mi- 
litärpersonal) sowie von den Versorgungsleistungen an 
die Pensionäre. Im Verhältnis zu den Gesamtausgaben 
ist der Anteil der Personalausgaben nahezu konstant. 
Trotz der Tarif- und Besoldungsrunden der vergangenen 
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Jahre konnte die Personalausgabenquote kontinuierlich 
verringert werden. Sie wird sich in den nächsten Jahren 
etwa bei 9,5 % einpegeln (Schaubild 10). 

Innerhalb des Ausgabenblocks der Personalausgaben ist 
es auf Grund des überproportional hohen Stellenabbaus 
im Arbeitnehmerbereich in der zivilen Bundeswehr- 
verwaltung und der Ausgabensteigerungen für den Be- 
reich der inneren Sicherheit zu Verschiebungen vom 
Tarif- zum Beamtenbereich gekommen. Ein wachsender 
Aufwuchs bei den Beihilfeausgaben entfallt dabei im 
Wesentlichen auf den Bereich der Versorgungsempfan- 
gerinnen und Versorgungsemp langer. Hauptursache 
hierfür ist neben den allgemeinen Kostensteigemngen 
im Gesundheitswesen insbesondere auch die Zunahme 
der Zahl sowie die höhere Lebenserwartung der Pensio- 
näre. In den Folgejahren ist mit einer Fortsetzung dieser 
Entwicklung zu rechnen. 


Die Gesamtzahl der zivilen Planstellen/Stellen (ohne 
Ersatz(plan)stellen) im Bundeshaushalt 2013 wird 
gegenüber dem einigungsbedingten Höchststand von 
1992 um rd. 128.500 reduziert, davon sind rd. 71.000 im 
Zuge der haushaltsgesetzlichen Stelleneinsparung der 
Jahre 1993 bis 2012 weggefallen. 

Die im Regierungsentwurf 2013 ausgebrachten neuen 
Planstellen/Stellen werden durch einen gezielten Stel- 
lenwegfall an anderer Stelle und durch die Aufnahme 
von neuen kw-Vermerken zumindest teilweise ausge- 
glichen. Der Stellenbestand 2013 des Bundes im zivilen 
Bereich - ohne Ersatz(plan)stellen - wird sich unter 
Einbeziehung des Stellenwegfalls aufgrund der Stellen- 
einsparung gern. §§21 und 22 Haushaltsgesetz 2012 
voraussichtlich auf rd. 251.000 Planstellen/Stellen redu- 
zieren (Schaubild 1 1). Wie im Vorjahr wurden auch 
2013 zahlreiche Planstellen und Stellen ausgebracht, die 
nur mit Überhangpersonal besetzt werden dürfen. Dies 
unterstützt die in 2011 angestoßene Bundeswehr- 
Reform. 
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Schaubild 11 


Entwicklung des Stellenbestandes in der Bundesverwaltung 


Planstellen/Stellen in Tausend 
(Soll Bundeshaushalt) 


1990 bis 2013* 


450 



Jahr 


* Soll RegE 2013 ohne Ersatz(plan)stellen nebst Berücksichtigung der Stelleneinsparung gern. §§ 21 und 22 HG 2012 


4 Die Einnahmen des Bundes 
4.1 Überblick 

Bei den Einnahmen des Bundes im Jahre 2013 
(302,2 Mrd. €) lassen sich drei große Bereiche unterschei- 
den (Schaubild 12). Den größten Anteil (259,8 Mrd. 6) 
stellen die Steuereinnahmen dar (Kap. 4.2), bestehend aus 
den Bundesanteilen an den großen Gemeinschaflssteuem 
(Lohnsteuer und veranlagte Einkommensteuer, Körper- 
schaftsteuer und Umsatzsteuer), speziellen Verbrauch- 
Steuern (z. B. Energie-, Tabak-, Versicherungs- und 
Stromsteuer) und weiteren Bundessteuem (Solidaritätszu- 
schlag). Die Steuern machen im Jahre 2013 knapp 86 % 
der Gesamteinnahmen des Bundes aus. 

Neben den Steuereinnahmen erzielt der Bund im Jahre 
2013 sonstige Einnahmen (Kap. 4.3) in Höhe von 
23,6 Mrd. €. Hierzu gehören insbesondere ein Anteil am 
Gewinn der Deutschen Bundesbank, Einnahmen aus 
Gewährleistungen, die LKW-Maut, Erstattungen der 
Länder, Einnahmen aus Privatisierungen und Grund- 
stücksverkäufen sowie Zinseinnahmen und Darlehens- 
rückflüsse. 

Schließlich ist im Entwurf des Bundeshaushalts 2013 
eine Nettokreditaufnahme in Höhe von 18,8 Mrd. € 


veranschlagt. Dies entspricht einer Kreditfmanzierungs- 
quote von 6,2% nach 10,3% im Haushaltssoll 2012 
und 5,9 % im Haushaltsabschluss des Jahres 2011. Bis 
zum Ende des Finanzplanungszeitraums geht die Kredit- 
fmanzierungsquote auf 0 % zurück. 

4.2 Steuereinnahmen 
4.2.1 Steuerpolitik: Rückblick 

Modernisierung der Besteuerung und Abbau unnö- 
tiger Steuerbürokratie 

Mit Kabinettbeschluss vom Januar 2010 hat die 
Bundesregierung ihr Ziel bekräftigt, die zum Stichtag 
30. September 2006 ermittelten Belastungen der 
Wirtschaft aus bundesrechtlichen Informationspflichten 
(rd. 49 Mrd. 6) bis Ende 2011 um 25% netto zu 
reduzieren. Ziel ist es, bei neuen Regelungsvorhaben 
stets auch die Wirksamkeit und die ggf mit einer 
Maßnahme verbundenen bürokratischen Belastungen im 
Blick zu behalten. Notwendige Regelungen sollen so 
schlank und bürokratiearm als möglich ausgestaltet 
werden, bestehende Regelungen werden systematisch 
auf Vereinfachungspotenzial überprüft. Das BMF hat 
dabei einen gewichtigen Beitrag geleistet und bis Ende 
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2011 rd. 25,5% (entspricht etwa 5,4 Mrd. €) der 
Bürokratiekosten der Wirtschaft im Vergleich zur 
Bestandsmessung 2006 netto abgebaut. Als Beispiel ist 
hier insbesondere die Vereinfachung der elektronischen 
Rechnungsstellung durch das Steuerverein- 
fachungsgesetz 2011 zu nennen. Allein durch diese 
Maßnahme wird ein Entlastungsvolumen von rd. 
4 Mrd. € erreicht. 

Die Bundesregierung hat am 14. Dezember 2011 das 
„Eckpunktepapier zur weiteren Entlastung der 
Wirtschaft von Bürokratiekosten“ beschlossen. 
Hierdurch sollen zusätzliche Maßnahmen zur 
Erreichung des 25 %-Ziels für alle Ressorts initiiert 
werden. Aus steuerlicher Sicht sind dabei folgende 
Maßnahmen zu nennen: 

• Reduziemng der Aufbewahrungsfristen auf fünf 
Jahre sowie weitere Anreize für die elektronische 
Archivierung von Rechnungen und anderen 
Belegen. 

• Vereinfachung und Hamionisierung von 
Anforderungen an die Finanz- und Lohn- 
buchhaltung; Neuregelung des steuerlichen 
Reisekostenrechts. 


Mit dem am 28. März 2012 beschlossenen 
Arbeitsprogramm „Bessere Rechtsetzung“ hat sich die 
Bundesregierung ein anspruchsvolles Reduktionsziel für 
den gesamten messbaren Erfüllungsaufwand gesetzt. Im 
Mittelpunkt des Arbeitsprogramms steht die 
Verpflichtung, die Belastungen für Bürger, Wirtschaft 
und Verwaltung dauerhaft auf niedrigem Niveau zu 
halten sowie durch Transparenz, Verständlichkeit und 
frühzeitige Beteiligung die gesellschaftliche Akzeptanz 
von Rechtsnormen zu erhöhen. So soll beispielsweise in 
der dort eingesetzten Projektarbeitsgruppe „Einfacher 
Steuern zahlen“ der Erfüllungsaufwand untersucht 
werden, der durch den Prozess der Anmeldung von 
Steuern bis zu deren Zahlung entsteht. Ziel des Projekts 
soll es sein, Möglichkeiten zur Reduzierung dieses 
Aufwands darzustellen. 

Der steuerliche Bürokratieabbau bleibt eine 
Daueraufgabe. Die insbesondere durch das 
Steuervereinfachungsgesetz 2011 eingeleitete Moder- 
nisierung des Besteuerungsverfahrens wird dabei 
kontinuierlich weiter verfolgt. Daneben werden die 
Bemühungen auf europäischer Ebene, Verein- 
fachungspotenziale bei den dortigen Rechtsvorschriften 
zu identifizieren und umzusetzen, durch die 
Bundesregierung konstruktiv unterstützt. 
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Maßnahmen gegen den Umsatzstenerbetrng 

Die EU-Mitgliedstaaten sind sieh darüber einig, den 
Steuerbetrug im Bereieh der indirekten Besteuerung 
effektiv und entsehieden zu bekämpfen. Die - auf der 
Grundlage der von der Europäisehen Kommission am 
1 . Dezember 2008 vorgelegten Mitteilung über eine 
koordinierte Strategie zur wirksameren Bekämpfung des 
Umsatzsteuerbetrugs in der Europäisehen Union - 
begonnenen Arbeiten auf EU-Ebene zur Bekämpfung 
des Umsatzsteuerbetrugs wurden fortgeführt: 

• Die Kommission hat am 31. Januar 2012 gestützt 
auf die Verordnung (EU) Nr. 904/2010 des Rates 
vom 7. Oktober 2010 über die Zusammenarbeit der 
Verwaltungsbehörden und die Betrugsbekämpfung 
auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer - insbesondere 
auf die Artikel 14, 32, 48, 49 und 51 Abs. 1 VO 
(EU) Nr. 904/2010 - die Durehführungsverordnung 
(EU) Nr. 79/2012 zur Regelung der Durehführung 
bestimmter Vorsehriften der sog. Zusammen- 
arbeitsverordnung erlassen. In der Durehführungs- 
verordnung werden die praktisehen Modalifäfen 
und die feehnisehen Einzelheifen der Zusammen- 
arbeitsverordnung geregelt. 

• Der Rat hat am 15. Mai 2012 Sehlussfolgerungen 
zu der Kommissionsmitteilung zur Zukunft der 
Mehrwertsteuer (vgl. Absehnitt 4.2.3) angenom- 
men. Darin hat der Rat die einsehlägigen Rats- 
gremien und die Kommission aufgefordert, die 
Sehlussfolgerungen in ihren laufenden Arbeiten 
und bei der Verwirkliehung der Ziele der Mit- 
teilung zur Zukunft der Mehrwertsteuer zu berüek- 
siehtigen. Im allgemeinen Teil der 
Ratssehlussfolgerungen begrüßt der Rat die 
Kommissionsmitteilung und das Ziel eines 
EU-Mehrwertsteuersystems, das einfaeher, effi- 
zienter und neutraler sowie robuster und betrugs- 
sieherer sein sollte. In diesem Zusammenhang hebt 
der Rat die derzeitige sehwierige und komplexe 
Wirtsehafts- und Finanzlage hervor, fordert 
- ebenso wie der Europäisehe Rat in seinen 
Sehlussfolgerungen vom 1./2. März 2012 - die 
entsehlossene Konsolidierung der nationalen 
Staatshaushalte und erinnert daran, dass der 
Europäisehe Rat die Mitgliedstaaten ersueht hat, 
„gegebenenfalls ihr Steuersystem mit dem Ziel zu 
überprüfen, es wirksamer und effizienter zu 
gestalten, ungereehtfertigte Steuerbefreiungen 
abzusehaffen, die Steuerbemessungsgrundlage zu 
verbreitern, den Faktor Arbeit steuerbeh zu 
entlasten, die Effizienz der Steuererhebung zu 
verbessern und die Steuerumgehung zu 
bekämpfen“. 


Bund und Länder haben ihre Anstrengungen für eine 
effektive Bekämpfung der Umsatzsteuerhinterziehung 
konsequent fortgesetzt und dureh Einführung versehie- 
dener Maßnahmen zur Abwehr von kriminellen An- 
griffen auf besfimmfe Wirtsehaftssektoren sowie durch 
wehere Mechanismen den Schulz des nationalen Um- 
satzsteueraufkommens vor Schädigungen weiter verbes- 
sert. Zu den bedeutsamsten Maßnahmen zur Verhin- 
derung von Umsatzsteuerausfällen in mehrsfelliger 
Milbonenhöhe zählen die zum 1. Juli 2010, zum 
1. Januar 2011 und 1. Juli 2011 wirksam gewordenen 
Änderungen des § 13bUSfG (Erweiterung der Steuer- 
schuldnerschaft des Leistungsempfängers auf die Über- 
bagung von C02-Treibhausgasemissionszertifikafen, 
auf die Lieferungen von Indusfrieschrott und Altme- 
tallen, auf bestimmte Gebäudereinigerleistungen auf 
bestimmte Lieferungen von Gold und bestimmte Liefe- 
rungen von Mobilfunkgeräten und integrierten Schalt- 
kreisen). Mit der Verpflichtung zur grundsätzlich 
monatlichen Übermittlung der Zusammenfassenden 
Meldung bei innergemeinschaftlichen Warenlieferungen 
und Lieferungen im Rahmen von innergemeinschaft- 
lichen Dreiecksgeschäften (§ 25b Absatz 2 UStG) durch 
die Unternehmer wurden für die Finanzverwaltung auch 
die Voraussetzungen zu einem schnelleren Abgleich der 
Daten über den innergemeinschaftlichen Handel 
geschaffen, mit der Folge, dass Umsatzsteuerhinterzie- 
hung früher erkannt, im besten Fall sogar verhindert 
werden kann. Darüber hinaus wurde die nationale Um- 
setzung von EUROFISC zwischen Bund und Ländern 
abgestimmt. 

Luftverkehrsteuer 

Die Steuersätze für die Luftverkehrsfeuer sind enfspre- 
chend § 1 1 Abs. 2 Luftverkehrsteuergesefz aufgrund der 
für das Jahr 2012 erwartefen Einnahmen aus der Einbe- 
ziehung des Luftverkehrs in den Handel mit Emissions- 
zertifikaten durch die Verordnung zur Absenkung der 
Steuersätze nach § 11 Absatz 2 des Luftverkehrsteuer- 
gesetzes im Jahr 2012 (Luftverkehrsteuer- Absenkungs- 
verordnung 2012 - LuftVStAbsenkV 2012) vom 
16. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2732) abgesenkt 
worden. Ab dem 1. Januar 2012 gilt damit für Abflüge 
in Mifgliedsfaafen der EU und Driffsfaafen, die in 
diesem Enffemungskreis hegen, ein Sfeuersafz von 
7,50 € (2011: 8,00 €), für Abflüge in andere Zielländer 
mit einer Entfernung bis zu 6.000 Kilometern ein 
Steuersatz von 23,43 € (2011: 25,00 €) und für Abflüge 
in Zielländer mit einer Entfernung über 6.000 Kilometer 
ein Steuersatz von 42,18 € (2011 : 45,00 €). 
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Tabelle 9 

Entwicklung der Kinderfreibeträge und des Kindergeldes ab 1998 



1998 

1999 

2000 

2002 

2009 

ab 2010 




in € 



Kinderfreibeträge 







Sächliches Existenzminimum . 

3.534 

3.534 

3.534 

3.648 

3.864 

4.368 

Betreuung und Erziehung 
oder Ausbiidung 

- 

- 

1.546 

2.160 

2.160 

2.640 

Kindergeid^’ 

1. Kind 

112 

128 

138 

154 

164 

184 

2. Kind 

112 

128 

138 

154 

164 

184 

3. Kind 

153 

153 

153 

154 

170 

190 

4. Kind 

179 

179 

179 

179 

195 

215 


ln 2000/2001 Betreuungsfreibetrag nur für Kinder unter 1 6 Jahre 

2 ) 

In 2009 Einmalzahlung in Höhe von 100 € je Kind („Kinderbonus“) 
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4.2.2 Ergebnisse der Steuerschätzung 

Die Einnahmeerwartungen bei den Steuern für die Jahre 
2012 bis 2016 basieren auf den Ergebnissen des 
Arbeitskreises „Steuersehätzungen“ vom Mai 2012. 

Neben dem federführenden Bundesministerium der 
Finanzen gehören diesem Arbeitskreis das Bundes- 
ministerium für Wirtsehaft und Teehnologie, die 
Obersten Finanzbehörden der Länder, die Bundes- 
vereinigung der kommunalen Spitzenverbände, die 
Deutsehe Bundesbank, das Statistisehe Bundesamt, der 
Saehverständigenrat zur Begutaehtung der gesamtwirt- 
sehaftliehen Entwieklung und führende wirtsehafts- 
wissensehaftbehe Forsehungsinstitute an. 

Der Sehätzung wurden die gesamtwirtsehaftbehen 
Grundannahmen der Frühjahrsprojektion der Bundes- 
regierung für den Zeitraum bis 2016 zugrunde gelegt. 
Im Jahresdurehsehnitt 2012 erwartet die Bundesre- 
gierung einen nominalen Anstieg des Bruttoinlands- 
produkts von 2,3 %. Für das Jahr 2013 wird ein Nomi- 
nalwaehstum von 3,2 % projiziert. Für den 

mittelfristigen Voraussehätzungszeitraum naeh 2013 
wird eine Zunahme des nominalen Bruttoinlands- 
produkts von 3,0 % p. a. vorausgesagt. 

Der Arbeitskreis „Steuersehätzungen“ geht grundsätz- 
lieh vom geltenden Steuerreeht aus. 

Für die Jahre 2012 bis 2016 wurden gegenüber der 
Sehätzung vom November 2011 die finanziellen Aus- 
wirkungen der naehstehenden Steuerreehtsänderungen 
berüeksiehtigt: 

- 3. Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

- Gesetz zur Umsetzung der Beitreibungsriehtlinie 
sowie zur Änderung steuerlieher Vorsehriflen 

- Gesetz zur Änderung des Gemeindefinanzreformge- 
setzes und von steuerlichen Vorschriften 

- Verordnung zur Absenkung der Steuersätze nach § 1 1 
Abs. 2 des Lufiverkehrsteuergesetzes im Jahr 2012 
(Luftverkehrsteuer- Absenkungsverordnung 20 1 2) 

- Verordnung zur Änderung der Fahrzeug-Zulassungs- 
verordnung, anderer straßenverkehrsrechtlicher Vor- 
schriften und der Kraftfahrzeug-Pflichtversicherungs- 
Verordnung 

- Anwendung der BFH-Urteile zur regelmäßigen 
Arbeitsstätte bei mehreren Tätigkeitsstätten 

- Umsetzung des EuGH-Urteils zur Besteuerung von 
Streubesitzdividenden als unmittelbar geltendes 
Recht. 


Verglichen mit der letzten Steuerschätzung vom 
November 2011 werden die Steuereinahmen insgesamt 
im Jahr 2012 voraussichtlich um 4,6 Mrd. € höher aus- 
fallen. Für den Bund ergeben sich daraus im Jahr 2012 
Mehreinnahmen von 2,3 Mrd. 6, von denen 0,1 Mrd. € 
auf niedrigere EU-Abführangen zurückzuführen sind. 

Auch in den Jahren 2013 bis 2016 wird das Steuerauf- 
kommen über dem letzten Schätzergebnis vom 
November 2011 liegen: 2013: -i- 5,0 Mrd. € (Bund: 

2,9 Mrd. €); 2014: -t 6,4 Mrd. € (Bund: 2,2 Mrd. €); 
2015: 6,2 Mrd. € (Bund: 2,0 Mrd. €) und 2016: 

7,2 Mrd. € (Bund: 2,9 Mrd. €). 

Für die Jahre 2012 bis 2016 beträgt das geschätzte 
Steueraufkommen: 



Insgesamt 

davon Bund 

2012 

596,5 Mrd. € 

252,3 Mrd. € 

2013 

618,1 Mrd.e 

260,1 Mrd.e 

2014 

642,1 Mrd.e 

270,5 Mrd. e 

2015 

664,7 Mrd. € 

278,7 Mrd. e 

2016 

687,3 Mrd. € 

290,1 Mrd. e. 


In der nachfolgenden Tabelle 10 sind zusätzlich zu den 
Ergebnissen der Steuerschätzung (Nr. 1) die Auswir- 
kungen von geplanten Steuerrechtsänderungen beziffert, 
die nicht in der Steuerschätzung berücksichtigt wurden, 
aber Bestandteil der Finanzplanansätze sind. 


4.2.3 Steuerpolitik: Vorschau 

Modernisierung des Besteuerungsverfahrens und 
Abbau unnötiger Steuerbürokratie 

Die Bestrebungen des Bundesministeriums der Finan- 
zen und der obersten Finanzbehörden der Länder, das 
Besteuerungsverfahren grundlegend zu modernisieren 
und zu vereinfachen, konzentrieren sich auf den Ausbau 
von IT-basierten Verfahren und die damit verbundene 
Ablösung der bisherigen papierbasierten Verfahrensab- 
läufe. Wie im Koalitionsvertrag vorgesehen, soll des- 
halb noch in dieser Legislaturperiode allen Bürgern auf 
Wunsch eine vorausgefüllte Steuererklärung (VaSt) mit 
bei der Finanzverwaltung vorhandenen aktuellen Daten 
als kostenloses freiwillig nutzbares Serviceangebot 
elektronisch zur Verfügung gestellt werden. 

Die VaSt soll in mehreren Stufen eingeführt werden. In 
der ersten Ausbaustufe werden voraussichtlich Grund- 
daten wie zum Beispiel Name und Adresse, die vom 
Arbeitgeber bescheinigten Lohndaten, die Rentenbe- 
zugsmitteilungen, sowie Beiträge zu Kranken- und 
Pflegeversicherungen und Vorsorgeaufwendungen im 
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Internet abrufbar sein. Neben dem Abruf der Daten und 
der Möglichkeit der Erstellung der Einkommensteuer- 
erklärung im ElsterOnlinePortal soll auch ein automa- 
tischer Download der Daten in die Eintragungsfelder 
der elektronischen Steuererklärungsprogramme (z. B. 
ElsterFormular, WISO, DATEV) ermöglicht werden. 
Der Datenabruf dieser personenbezogenen und dem 
Steuergeheimnis unterliegenden Daten unterliegt 
höchsten Sicherheitsstandards. 

Steuerpolitik im internationalen und europäischen 
Kontext 

Die Bundesregierung setzt ihre erfolgreiche internatio- 
nale Steuerpolitik für eine bessere internationale Zusam- 
menarbeit, faire steuerliche Wettbewerbsbedingungen 
und die Wahrung der nationalen Besteuerungsrechte 
fort. 

Auf OECD-Ebene wirkt die Bundesregierung insbeson- 
dere an der laufenden Überarbeitung des OECD- 
Musters für Doppelbesteuemngsabkommen und dessen 
Kommentars und an der Weiterentwicklung der OECD- 
Verrechnungspreisleitlinien zur Gewinnabgrenzung 
zwischen verbundenen Unternehmen mit, um in Über- 
einstimmung mit den innerstaatlichen Regelungen 
soweit wie möglich zu einem internationalen Konsens 
in diesem Bereich beizutragen und dadurch sowohl 
potentielle Besteuerungskonflikte zu reduzieren als auch 
die nationalen Besteuemngsmöglichkeiten zu sichern. 

In Hinblick auf die Bekämpfung des steuerschädlichen 
Wettbewerbs ist die Bundesregierung im Global Forum 
(Global Forum on Transparency and Exchange of 
Information) Prozess aktiv, der durch die G20 initiiert 
worden ist. Hierbei geht es um die Prüfung der tatsäch- 
lichen Umsetzung des OECD- Standards zu Transparenz 
und steuerlichem Auskunftsaustausch durch alle wichti- 
gen Finanzzentren der Welt. Der Prüfungsprozess 
begann im März 2010 und wird in den nächsten Jahren 
die Prüfung der Verhältnisse in mehr als 100 Staaten 
und Gebieten zum Gegenstand haben. Innerhalb der EU 
geht es in diesem Zusammenhang vor allem um die 
Beförderung des automatischen Informationsaustauschs. 
Hier gilt es, die notwendige politische Einigung über die 
revidierte Fassung der Zinsrichtlinie herbeizuführen. 
Die im Zusammenhang mit der Neubelebung des Bin- 
nenmarktes unterbreiteten Vorschläge für eine stärkere 
Koordinierung im Bereich der direkten Steuern müssen 
im Einzelnen geprüft und diskutiert werden. 

Um die Koordinierung der direkten Steuern in der EU 
zu befördern, hat die EU-Kommission einen Richt- 
linienvorschlag zur Gemeinsamen Konsolidierten 
Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage vorgelegt. 


Deutschland steht diesem Projekt grundsätzlich positiv 
gegenüber, befürwortet jedoch eine stufenweise Vor- 
gehensweise im Rahmen dieses sehr ambitionierten 
Projekts. 

Maßnahmen gegen den Umsatzstenerbetrng 

Auf EU-Ebene wird die Bekämpfung des Umsatz- 
steuerbetrugs konsequent weiterverfolgt. In diesem 
Zusammenhang ist auch die von Seiten der Euro- 
päischen Kommission am 6. Dezember 2011 vorgelegte 
Mitteilung zur Zukunft der Mehrwertsteuer wichtig. Die 
Kommission strebt eine Vereinfachung, eine Steigemng 
der Effizienz und eine Verringerung der Betrugsanfäl- 
ligkeit des bestehenden Mehrwertsteuersystems an. Hier 
wird es wichtig sein, eine ausgewogene Balance 
zwischen diesen gegenläufigen Zielsetzungen zu finden. 

Bund und Länder messen der effektiven Bekämpfung 
der Umsatzsteuerhinterziehung auch weiterhin eine 
hohe Priorität bei. Von der im Durchführungsbeschluss 
2010/710/EU des Rates vom 22. November 2010 einge- 
räumten Möglichkeit, die Steuerschuldnerschaft des 
Leistungsempfängers auf bestimmte, sich als ausge- 
sprochen betrugsanfällig erweisende Lieferungen von 
Mobilfunkgeräten und integrierten Schaltkreisen (Com- 
puterbauteilen) zu erweitern, hat Deutschland Gebrauch 
gemacht. Durch Art. 6 i.V.m. Artikel 7 des Sechsten 
Gesetzes zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen 
vom 16. Juni 2011 (BGBL I S. 1090) wurde der An- 
wendungsbereich der Steuerschuldnerschaft des 
Leistungsempfängers (§ 13b UStG) mit Wirkung vom 
1 . Juli 2011 entsprechend erweitert. Damit wurde ein 
wichtiger Schritt für die weitere Stabilisierung des Um- 
satzsteueraufkommens umgesetzt. 

Steuerliche Maßnahmen als Beitrag zu einer nach- 
haltigen Konsolidierung des Haushalts 

Die Verhandlungen zur Einführung einer Finanztrans- 
aktionsteuer auf EU-Ebene dauern noch an. Nachdem 
sich gezeigt hat, dass eine EU-weite Finanztrans- 
aktionsteuer entsprechend dem Richtlinienvorschlag der 
EU-Kommission nicht mit der erforderlichen Einstim- 
migkeit beschlossen werden kann, hat die Bundesre- 
gierung am 27. Juni 2012 beschlossen, einen Antrag auf 
Einführung eines gemeinsamen Finanztrans- 
aktionsteuersystems im Wege der Verstärkten Zusam- 
menarbeit zu stellen. Nach Art. 20 des Vertrages über 
die Europäische Union muss der Antrag von mindestens 
neun Mitgliedstaaten unterstützt werden. Die Bundes- 
regierung setzt ihre Bemühungen zur Einführung einer 
Finanztransaktionsteuer konsequent fort. Sie legt 
weiterhin der Finanzplanung ab dem Jahr 2014 Ein- 
nahmen aus einer Finanztransaktionsteuer in Höhe von 
2 Mrd. € p. a. zugrunde. 
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Tabelle 10 


Die Steuereinnahmen des Bundes 2012 bis 2016 


2012 2013 2014 2015 2016 


■ in Mrd. € - 


1. Steuerschätzung 


Bundesanteil an Lohnsteuer und 
veranlagter Einkommensteuer .... 


Bundesanteil an nicht veranlagten Steuern vom 
Ertrag, Abgeltungsteuer auf Zins- und Ver- 
äußerungserträge und Körperschaftsteuer 


Bundesanteil an Steuern vom Umsatz 
(nach Abzug EU - MwSt-Eigenmittel) .. 


Bundesanteil an Gewerbesteuerumlage 

Tabaksteuer 

Branntweinsteuer 


Energiesteuer 

abzüglich: Länderbeteiligung 

Stromsteuer 


Sonstige Bundessteuern 

abzüglich: - Ergänzungszuweisungen. 

- EU-BNE-Eigenmittel 


- Kompensation Kfz-Steuer 

(ab 07/2009) 

- Konsolidierungshilfen 


2. Auswirkungen von geplanten Steuerrechts- 
änderungen, die unter Nr. 1 nicht erfasst sind 
und Anpassungen an die aktuelle Einnahme- 
entwicklung 


Steuereinnahmen 


77,4 

82,7 

87,3 

91,8 

96,6 

21,5 

21,7 

23,5 

24,7 

25,8 

102,9 

106,4 

107,9 

111,4 

114,9 

1,6 

1,6 

1.7 

1,8 

1,8 

14,2 

14,3 

14,5 

14,3 

14,4 

2,1 

2,1 

2,1 

2,1 

2,0 

40,0 

39,8 

39,6 

39,6 

39,4 

-7,1 

-7,2 

-7,3 

-7,3 

-7,3 

6,9 

6,4 

6,4 

6,4 

6,4 

36,6 

36,9 

37,7 

38,3 

38,8 

-11,3 

- 10,7 

- 10,2 

-9,6 

-9,0 

-22,8 

-24,0 

-22,9 

-24,9 

-24,0 

-9,0 

-9,0 

-9,0 

-9,0 

-9,0 

-0,8 

-0,8 

-0,8 

-0,8 

-0,8 

0,0 

-0,3 

- 1,4 

- 1,4 

- 1,6 

252,2 

259,8 

269,1 

277,3 

288,5 


Rundungsdifferenzen möglich 

1) Ergebnis AK „Steuerschätzungen“ vom Mai 2012 

2) Betrag vorbehaltlich der Entscheidung des Stabilitätsrates gemäß § 2 Abs. 2 KonsHilfG. 
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Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
21. September 2011 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft über Zusammenarbeit in den Bereichen 
Steuern und Finanzmarkt in der Fassung vom 
5. April 2012 

Mit dem deutsch-schweizerischen Steuerabkommen soll 
die effektive Besteuemng von Vermögensanlagen deut- 
scher Steuerpflichtiger in der Schweiz auf Dauer und in 
einem regulären Verfahren sichergestellt werden. Dabei 
ist im Zusammenhang mit dem angestrebten System- 
wechsel für die Zukunft eine umfassende Nachversteue- 
rung für die Vergangenheit vorgesehen. Die in der 
Zukunft zu erhebende Kapitalertragsteuer entspricht den 
deutschen Regelungen und geht in ihrem sachlichen 
Anwendungsbereich deutlich über die innerhalb der EU 
geltenden Regelungen hinaus. Sie wird flankiert durch 
einen gegenüber dem OECD-Standard erweiterten 
Informationsaustausch für die Zukunft, der das Auf- 
deckungsrisiko für in der Schweiz unterhaltene 
Schwarzgeldkonten oder -depots erheblich erhöhen 
wird. Ausreichend ist ein auf der Grundlage deutschen 
Steuerrechts geltend gemachtes Überprüfungsinteresse 


der deutschen Steuerbehörden. Künftig erfolgt im Erb- 
fall entweder eine Meldung an die zuständige deutsche 
Finanzbehörde oder eine Besteuerung in Höhe von 
50 %. Dies entspricht dem deutschen Höchstsatz für die 
Erbschaftsteuer. Bei Inkrafttreten des Steuerabkommens 
wird Deutschland gesamtstaatlich eine Einnahme von 
2 Milliarden Schweizer Franken im Jahr 2013 zufließen. 

Gesetz zum Abbau der kalteu Progressiou 

Die Bundesregierung hat zu dem Gesetz zum Abbau der 
kalten Progression den Vermittlungsausschuss ange- 
rufen. Der Bundesrat hatte dem Gesetz in seiner Sitzung 
am 11. Mai 2012 nicht zugestimmt. Mit dem Gesetz 
zum Abbau der kalten Progression sollen die Bür- 
gerinnen und Bürger in den Jahren 2013 und 2014 von 
den Wirkungen der kalten Progression entlastet werden. 
Ziel ist es zu verhindern, dass Lohnerhöhungen, die 
lediglich die Inflation ausgleichen, auf Grund des pro- 
gressiv ausgestalteten Einkommensteuertarifs zu einem 
höheren Durchschnittssteuersatz führen. Hierfür soll der 
Grundfreibetrag in zwei Schritten angehoben und der 
Tarifverlauf im Bereich der Progressionszonen im glei- 
chen prozentualen Anteil angepasst werden. Des 
Weiteren soll eine regelmäßige Überprüfung (Zwei- 
Jahres-Rhythmus) der Wirkung der kalten Progression 
im Tarifverlauf stattfmden. 
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Jahressteuergesetz 2013 

Das Kabinett hat am 23. Mai 2012 den Entwurf eines 
Jahressteuergesetz 2013 besehlossen. Mit dem Gesetz 
soll der faehlich notwendige Gesetzgebungsbedarf ins- 
besondere zur Anpassung des Steuerreehts an das Reeht 
und die Reehtspreehung der Europäisehen Union und an 
Reehtsentwieklungen bei der OECD (Betriebsstätten- 
gewinnaufteilung) umgesetzt werden. Weitere Maß- 
nahmen greifen zudem Empfehlungen des Bundesreeh- 
nungshofs auf, dienen der Sieherung des 
Steueraufkommens oder der Verfahrensvereinfaehung 
im Besteuerungsverfahren. Inhaltlieh hervorzuheben ist 
insbesondere die sehrittweise Verkürzung der Aufbe- 
wahrungsfristen naeh Abgabenordnung, Umsatzsteuer- 
gesetz und Handelsgesetzbueh, die Aufnahme einer 
Regelung zum Naehteilsausgleieh für die private 
Nutzung von bettiebliehen Elektrofahrzeugen und 
Hybridelektrofahrzeugen, sowie die Steuerbefreiung des 
Wehrsolds der freiwillig Wehrdienst Leistenden. 

Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Förderung 
von energetischen Sanierungsmaßnahmen an Wohn- 
gebäuden 

Im Rahmen der Energiewende und des geplanten Atom- 
ausstiegs beabsiehtigt die Bundesregierung aueh steuer- 
liehe Anreize zur Gebäude Sanierung zu sehaffen und 
damit zur Energieeinsparung beizutragen. Im Juni 2011 
besehloss das Kabinett den Entwurf eines Gesetzes zur 
steuerliehen Förderung von energetisehen Sanierungs- 
maßnahmen an Wohngebäuden, dem aber der Bundesrat 
nieht zustimmte. Im von der Bundesregierung im Herbst 
2011 angerufenen und noeh nieht abgesehlossenem 
Vermittlungsverfahren zwisehen Bund und Ländern soll 
eine Einigung zur steuerliehen Abzugsfähigkeit energe- 
tiseher Sanierungsmaßnahmen gefunden werden, die 
dem Begünstigten dann als Alternative zum CO 2 - 
Gebäudesanierungsprogramm zur Verfügung sfehen 
soll. 

V erkehrsteueränderungsgesetz 

Das Kabinett hat am 23. Mai 2012 den Entwurf eines 
Verkehrsteueränderungsgesetzes besehlossen. Mit dem 
Gesetz soll negativen Folgen für das Versiehe- 
mngsfeueraufkommen aus dem Trend zum strukturellen 
sowie produktbezogenen Wandel aus fiskaliseher Sieht 
entgegengewirkt werden. Zudem soll dureh Ergän- 
zungen und Präzisierungen des Versieherungsteuerge- 
setzes (VersStG) der Vollzug, die Reehtsanwendung 
bzw. die Erfüllung von Informationspfliehten insgesamt 
erleiehtert werden. Um den kraftfahrzeugsteuerliehen 
Anreiz zur Ansehaffung umweltfreundlieher Elektro- 
fahrzeuge zu verstärken, wird die bereits bestehende 
Begünstigung für Elektro-Personenkraftwagen mit dem 
Gesetz ausgedehnt. Zudem ist in dem Gesetzentwurf 
eine Vereinfaehung hinsiehtlieh der maßgeb liehen 
Abgrenzungskriterien hinsiehtlieh der Fahrzeugklassen 


und Aufbauarten unter Berüeksiehtigung der umwelt- 
politisehen Lenkungswirkung der Kraftfahrzeugsteuer 
vorgesehen. Die derzeit maßgebliehen kraftfahr- 
zeugsteuerreehtliehen Abgrenzungskriterien hinsiehtlieh 
der Fahrzeugklassen und Aufbauarten führen regel- 
mäßig zu Sehwierigkeifen bei der absehließenden 
Beurteilung der Fahrzeuge, da sie von der verkehrs- 
reehtliehen Einstufung mitunter abweiehen. 

Energiebesteuerung 

Die Bundesregierung beabsiehtigt, zeitnah einen Kabi- 
nettbesehluss über die Naehfolgeregelung für den so 
genannten Spitzenausgleieh zu fassen. Mit dieser 
Regelung bei der Energie- und Stromsteuer wird Unter- 
nehmen des Produzierenden Gewerbes eine weit 
reiehende Entlastung von der Energie- und Stromsteuer 
gewährt, um deren internationale Wettbewerbsfähigkeit 
zu erhalten. Der Spitzenausgleieh soll künftig nur noeh 
gewährt werden, wenn von den begünstigten Unter- 
nehmen ambitionierte Anforderungen zur Verbesserung 
der Energieeffizienz erfüllt werden. Zu diesem Zweek 
sollen die Unternehmen in einer Übergangsphase Ener- 
giemanagementsysteme oder vergleiehbare Systeme 
einführen. In einem zweiten Sehritt sollen dann - auf der 
Basis einer branehenübergreifenden Effizienzver- 
einbarung - tatsäehliche Energieeinsparungen naehge- 
wiesen werden. 

Die Kommission hat am 13. April 2011 einen Vorsehlag 
zur Überarbeitung der Energiesteuerriehtlinie (Rieht- 
linie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003) 
vorgelegt, der im Rat von den Mitgliedstaaten verhan- 
delt wird. Aufgrund der zahlreiehen vorgesehlagenen 
Änderungen und des Einstimmigkeitserfordemisses für 
einen Besehluss des Rafes isf nieht von einer kurz- 
fristigen Verabsehiedung auszugehen. In der Folge ist 
- unter Einbeziehung der durch die Verhandlungen noch 
möglichen Änderungen an dem Vorschlag - eine Über- 
arbeitung des Energie- und Stromsteuergesetzes zu 
erwarten. 

4.3 Sonstige Einnahmen 

4.3.1 Überblick 

Neben den Steuereinnahmen als größtem Einnahme- 
block erzielt der Bund noch sonstige Einnahmen in 
Höhe von 23,6 Mrd. € im Jahr 2013 (Tabelle 1 1). 

4.3.2 Privatisierungspolitik 

Die Bundesregierung hat sich in ihrer Koalitionsver- 
einbarung zu einer grundsätzlichen Überprüfung staatli- 
chen Beteiligungsbesitzes verpflichtet. Sie baut dabei 
auf jahrzehntelangen Erfahrungen im Abbau staatlicher 
Aktivitäten in der Wirtschaft auf Zugleich ist die 
Beteiligungspolitik des Bundes an Werterhalt und Wett- 
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bewerbsneutralität orientiert. Konkrete Maßstäbe für 
diese Überprüfungen sind dabei die Wirtschaftlichkeit 
der Aufgabenerfüllung sowie die Frage, ob für eine 
Beteiligung an Unternehmen ein wichtiges Bundes- 
interesse im Sinne des § 65 Abs. 1 der Bundeshaus- 
haltsordnung besteht. 

Das Bundesfinanzministerium erstellt im Auftrag des 
Bundeskabinetts im Zusammenwirken mit den zustän- 
digen Ressorts den Bericht zur „Verringerang von 
Beteiligungen des Bundes“. Dieser Bericht erscheint 
alle zwei Jahre; zuletzt aktualisiert am 12. Januar 2011. 

4.3.3 Bundesimmobilienangelegenheiten 

Mit Wirkung zum 1. Januar 2005 wurde die mit unter- 
nehmerischen Strukturen ausgestattete Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben (Bundesanstalt) als eine bun- 
desunmittelbare rechtsfähige Anstalt des öffentlichen 
Rechts im Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Finanzen gegründet. Als zentraler Immobilien- 
dienstleister auf Bundesebene nimmt sie folgende Kem- 
aufgaben wahr: 


• Wirtschaftliche Verwaltung des dienstlich genutz- 
ten Bundeshegenschaftsvermögens auf der Basis 
eines nachhaltigen, wert- und kostenoptimierten 
zentralen Liegenschaftsmanagements, 

• wirtschaftliche Verwertung der nicht mehr für 
dienstliche Zwecke benötigten Liegenschaften, 

• zentrale Deckung des Gmndstücks- und Raum- 
bedarfs für Bundeszwecke sowie 

• Wahrnehmung bestimmter liegenschaftsbezogener 
öffentlicher Verwaltungsaufgaben des Bundes. 

Im Rahmen des Einheitlichen Liegenschafts- 
managements (ELM) tritt die Bundesanstalt gegenüber 
inländischen Nutzem von Dienstliegenschaften des 
Bundes als zentraler „Dienstleister“ auf und wird gemäß 
§ 2 Abs. 3 des Gesetzes über die Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben bis spätesfens zum 1. Januar 2013 
gmndsäfzlich alle Diensfliegenschaften des Bundes in 
ihr Eigentum übernehmen und auf der Grandlage eines 
Mietverhältnisses den Nutzem überlassen. 


Tabelle 11 

Sonstige Einnahmen des Bundes im Jahre 2013 


- in Mrd. € - 


♦ Steuerähnliche Abgaben (Münzeinnahmen und dgl.) 0,3 

♦ Verwaltungseinnahmen 8,1 

davon - Gebühren, Entgelte 7,1 

♦ Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit und Vermögen (ohne Zinsen) 5,3 

davon - Gewinne aus Unternehmen und Beteiligungen (u.a. Gewinnabführung Bundesbank/EZB) 5,2 

- Mieten, Pachten u.a.m 0,1 

♦ Erlöse aus der Veräußerung von Gegenständen, Kapitalrückzahlungen 3,4 

davon - Privatisierungserlöse 3,3 

♦ Einnahmen aus der Inanspruchnahme von Gewährleistungen 0,3 

♦ Zinseinnahmen 0,5 

♦ Darlehensrückflüsse 1,1 

♦ Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen, besondere Finanzierungseinnahmen 4,6 

Zusammen 23,6 
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Weiterhin fuhrt die Bundesanstalt im Rahmen des ELM 
seit dem Haushaltsjahr 2005 neue Baumaßnahmen für 
die Bundesbehörden auf den ihr überfragenen bzw. von 
ihr zu besehaffenden Liegensehaften dureh. Zur Finan- 
zierung der Kosfen haf die Bundesansfalf, die nieht zur 
Kredifaufnahme am Markf ermäehtigf isf, bis zum 
Haushaltsjahr 2012 vom Bund verzinsliehe Darlehen 
erhalten. Aus den von den Nutzem gezahlten Mieten 
führte die Bundesanstalt die Kredite nebst Zinsen an den 
Bund zurüek und deekte ihren Aufwand. Mit den für das 
Jahr 2013 absehbaren Einnahmen erweisf sieh die 
Bundesansfalt jedoeh als in der Lage, Baumaßnahmen 
aus Eigenmitteln zu finanzieren. Die entsprechende 
Dotierang der Darlehen im Kapitel 6004 entfallt. 

Auch die Finanzierang energetischer Sanierungs- 
maßnahmen an Gebäuden, die im Eigentum der 
Bundesanstalt stehen und dem ELM unterliegen, 
wird dauerhaft von der Bundesanstalt aus ihrem Wirt- 
schaftsplan geleistet. 

Im Finanzplanungszeitraum bis 2016 werden in Ab- 
hängigkeit von der Geschäftsentwicklung jährlich Ab- 
fühmngen an den Bundeshaushalt geleistet. In diesem 
Abfühmngsbetrag sind die gesamten eigenen und 
sonstigen von der Bundesanstalt zu tragenden Aufwen- 
dungen Ergebnis mindernd berücksichtigt (u. a. für 
Personal, Verwaltungsaufgaben, Baumaßnahmen oder 
Grandstücksverpflichtungen z. B. infolge von Altlasten 
ehemals militärisch genutzter Liegenschaften). 

Auf Grand der zentralen Dienstleisterfunktion der Bun- 
desanstalt wird die durch die Bundesanstalt zu leistende 
Abführung zentral im Kapitel 6004 (Bundesimmo- 
bilienangelegenheiten) veranschlagt. 


4.3.4 Gewinne der Deutschen Bundesbank 

Der Bundesbank-Gewinn aus dem Geschäftsjahr 2011 
ist deutlich geringer ausgefallen als im Vorjahr. Dies ist 
vor allem auf die erhöhte Risikovorsorge zurückzu- 
führen. Für das Jahresergebnis 2011 der Bundesbank 
ursächlich waren im Einzelnen folgende Positionen: Der 
Nettozinsertrag von 4,77 Mrd. € (1,2 Mrd. € mehr als im 
Voijahr), das Nettoergebnis aus Finanzoperationen, 
Abschreibungen und Risikovorsorge mit -3,53 Mrd. € 
(bei Rückstellungen von 4,14 Mrd. € für allgemeine 
Wagnisse) und Erträge aus Beteiligungen (EZB, BIZ) in 
Höhe von 240 Mio. € gegenüber 441 Mio. € im Vorjahr 
sowie Erträge aus monetären Einkünften von 
323 Mio. € (Vorjahr: 417 Mio. €). Der Bundes- 
bankgewinn 2011 in Höhe von rd. 0,6 Mrd. € wurde am 
13. März 2012 in voller Höhe an den Bund abgeführt. 


Die Bundesbank hat angekündigt, ihre Rückstellungen 
auch im nächsten Jahr noch einmal zu erhöhen. Dies 
würde die Höhe des Bundesbankgewinns beeinflussen. 
Die Ansätze wurden daher gegenüber der bisherigen 
Planung für den Haushalt 2013 auf 1,5 Mrd. € und für 
das Finanzplanungsjahr 2014 auf 2,0 Mrd. € fesfgesefzt. 

4.4 Kreditaufnahme 

Die Nettokreditaufhahme isf der Teil der Brattokredit- 
aufiiahme, der nicht zur Anschlussfinanzierung anstehen- 
der Kreditverbindlichkeiten des Bundes, sondern zur Aus- 
gabenfinanzierung (= Nettoneuverschuldung) verwendet 
wird. Im Jahr 2013 sind 18,8 Mrd. € für die Neffokredif- 
aufnahme des Bundes (ohne Sondervermögen mit eigener 
Kreditermächtigung) und 234,1 Mrd. € für die Anschluss- 
fimanzierung des Bundes vorgesehen. Hinzu tritt die 
Kreditaufnahme durch drei Sondervermögen des Bundes, 
den Finanzmarktsfabilisierungsfonds, den Invesfifions- und 
Tilgungsfonds sowie den Restrukturierungsfonds (vgl. Nr. 
3.2.13.2), deren Höhe sich nicht belastbar prognostizieren 
lässt, da sich die Kreditermächtigungen der Sonderver- 
mögen über mehrere Haushaltsjahre erstrecken. Die für 
den Bundeshaushalt nach der Bundeshaushaltsordnung 
vorgeschriebene Netto Veranschlagung der Einnahmen aus 
Krediten vom Kreditmarkt und der hiermit zusammen- 
hängenden Tilgungsausgaben (Anschlussfinanzierung) 
wird im Kreditfinanzierungsplan (Gesamtplan des 
Bundeshaushalts, Teil IV) dargestellt (vgl. auch Tabelle 
13). 


5 Die Finanzbeziehungen des Bundes zu 
anderen öffentiichen Ebenen 

5.1 Die Finanzbeziehungen zwischen EU und 
Bund 

Das Volumen des EU-Haushalts 2012 beläuft sich auf 
rund 129,1 Mrd. 6. Mit einem Finanzierungsanteil von 
rd. 20 % am EU-Haushalt ist Deutschland (vor Frank- 
reich und Italien) der größte Beitragszahler unter den 
27 EU-Mitgliedstaaten. 

Im Jahr 2010 hat Deutschland erneut mit rd. 30 % den 
deutlich größten Nettotransfer an den EU-Haushalt 
geleistet (vor Frankreich mit rd. 18 % und Italien mit rd. 
15 %). Der deutsche Beitrag zur Finanzierang der EU 
wird allein vom Bund erbracht - im Wesentlichen durch 
Abzug von Mehrwertsteuer (MwSt)- und Bratto- 
nationaleinkommen (BNE)-Eigenmitteln vom Steuer- 
aufkommen des Bundes. Die Eigenmittelobergrenze ist 
im Finanzplanzeitraum auf 1,23 % des BNE festgelegt. 
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Tabelle 12 

Privatisierung von Beteiligungsunternehmen des Bundes 1994 bis 2012 

(Stand Juni 2012) 

I Haushaltsjahr Unternehmen 

1994 Bayerischer Lloyd AG (Bundesanteil: 26,2 %) 

Vollprivatisierung (26,2 %) 

Wohnungsbau Rupertwinkel eG (Bundesanteil 3,67 %) 

OFD gibt Anteile bei fehlendem Belegungsbedarf zurück 

Deutsche Lufthansa AG (Bundesanteil: 51,4 %) 

Börsengang (6,9 %) mit Kapitalerhöhung ohne Beteiligung des Bundes; 
verbleibender Bundesanteil: 35,7 % 

1995 Osthavelländische Eisenbahn AG (Bundesanteil: 5,3 %) 

Vollprivatisierung (5,3 %) 

Rhein-Main-Donau AG (Bundesanteil: 66,2 %) 

Vollprivatisierung (66,2 %) 

Deutsche Aussenhandelsbank AG (Bundesanteil: 46,3 %) 

Vollprivatisierung (46,3 %) 

Deutsche Vertriebsgesellschaft für Publikationen und Filme mbH (Bundesanteil: 100 %) 
Vollprivatisierung (100 %) 

Deutsche Film- und Fernsehakademie Berlin GmbH (Bundesanteil: 50 %) 
Vollprivatisierung (50 %) 

Heimbetriebsgesellschaft mbH (Bundesanteil: 100 %) 

Vollprivatisierung (100 %) 

NILEG Niedersächsische Gesellschaft für Landesentwicklung und Wohnungsbau mbH 

(Bundesanteil: 20,2 %) 

Vollprivatisierung (20,2 %) 

1996 Neckar AG (Bundesanteil: 63,5 %) 

Vollprivatisierung (63,5 %) 

Deutsche Lufthansa AG 

Veräußerung von Anteilen an die KfW/Platzhaltervertrag (35,7 %) 

Deutsche Telekom AG (Bundesanteil: 100 %) 

Erst-Börsengang mittels Kapitalerhöhung ohne Beteiligung des Bundes; 
verbleibender Bundesanteil: 74 % 

1997 Mon Repos Erholungsheim Davos AG (Bundesanteil: 100 %) 

Vollprivatisierung (100 %) 

Gemeinnützige Deutsche Wohnungsbaugesellschaft mbH (Bundesanteil: 58,3 %) 
Vollprivatisierung (58,3 %) 

Deutsche Lufthansa AG 
Vollprivatisierung durch Börsengang (35,7 %) 

Deutsche Telekom AG 

Veräußerung von Anteilen an die KfW/Platzhaltervertrag (13,5 %); 
verbleibender Bundesanteil: 60,5 % 

Deutsche Stadtentwicklungsgesellschaft mbH (Bundesanteil: 57,8 %) 

Vollprivatisierung (57,8 %) 

DSK Deutsche Stadtentwicklungsgesellschaft mbH (Bundesanteil 57,8 %) 
Vollprivatisierung (57,8 %) 

GBB Genossenschaftsholding Berlin (Bundesanteil: 100 %) 

Vollprivatisierung (100 %) 

Münchner Tunnelgesellschaft mbH (Bundesanteil: 10 %) 

Vollprivatisierung (10 %) 
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noch Tabelle 12 

Privatisierung von Beteiligungsunternehmen des Bundes 1994 bis 2012 

(Stand: Juni 2012) 

I Haushaltsjahr Unternehmen 

1998 Deutsche Telekom AG 

Veräußerung von Anteilen an die KfW/Platzhaltervertrag (11,2 %); KfW-Anteil 23,9 % 
verbleibender Bundesanteil: 48,1 % 

Autobahn Tank & Rast AG (Bundesanteil: 100 %) 

Vollprivatisierung (100 %) 

Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH (Bundesanteil: 70 %) 

Teilprivatisierung (34,9 %); verbleibender Bundesanteil: 35,1 % 

Saarbergwerke AG (Bundesanteil: 74 %) 

Vollprivatisierung (74 %) 

Landeswohnungs- und Städtebaugesellschaft Bayern mbH (Bundesanteil: 25,1 %) 
Vollprivatisierung (25,1 %) 

Gesellschaft für Lagereibetriebe mbH (Bundesanteil: 100 %) 

Vollprivatisierung (100 %) 

Heimstätte Rheinland-Pfalz GmbH (Bundesanteil: 25,8 %) 

Vollprivatisierung (25,8 %) 

DG Bank Deutsche Genossenschaftsbank (Bundesanteil: 0,04 %) 

Vollprivatisierung (0,04 %) 

Lübecker Hafengesellschaft (Bundesanteil: 50 %) 

Vollprivatisierung (50 %) 

1999 Deutsche Postbank AG (Bundesanteil: 100 %) 

Veräußerung an die Deutsche Post AG (100 %) 

Deutsche Telekom AG (Bundesanteil 48,1 %) 

Kapitalerhöhung ohne Beteiligung des Bundes; Bundesanteil 43,6 % 

Schleswig-Holsteinische Landgesellschaft (Bundesanteil: 27,5 %) 

Vollprivatisierung (27,5 %) 

Deutsche Telekom AG 

Zweit-Börsengang mittels Kapitalerhöhung ohne Beteiligung des Bundes; 
verbleibender Bundesanteil: 43,2 % 

Deutsche Post AG (Bundesanteil: 100 %) 

Veräußerung von Anteilen an die KfW/Platzhaltervertrag (50,0 %); 
verbleibender Bundesanteil: 50,0 % 

DSL Bank AG 

Veräußerung an die Deutsche Post AG (51,5 %) 

2000 Deutsche Telekom AG 

Dritt-Börsengang aus KfW-Bestand (6,6 %); verbleibender KfW-Anteil: 16,8 %; 
verbleibender Bundesanteil: 43,2 % 

Flughafen Hamburg GmbH (Bundesanteil: 26 %) 

Vollprivatisierung (26 %) 

Deutsche Post AG 

Erst-Börsengang aus KfW-Bestand (28,8 %); verbleibender KfW-Anteil: 21,2 %; 
verbleibender Bundesanteil: 50,0 % 

Bundesdruckerei GmbH (Bundesanteil: 100 %) 

Vollprivatisierung (100 %) 
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noch Tabelle 12 


Privatisierung von Beteiligungsunternehmen des Bundes 1994 bis 2012 


(Stand: Juni 2012) 


Haushaltsjahr 


Unternehmen 


2001 Gesellschaft für kommunale Altkredite und 

Sonderaufgaben der Währungsumstellung GmbH (GAW) (Bundesanteil: 100 %) 

Vollprivatisierung (1 00 %) 

Deutsche Telekom AG (Bundesanteil: 43,2 %) 

Kapitalerhöhung zur Ausgabe neuer Aktien zum Erwerb von VoiceStream/PowerTel; 
verbleibender Bundesanteil: 30,9 %; verbleibender KfW-Anteil: 12,1 % 
juris GmbH (Bundesanteil: 95,34 %) 

Teilprivatisierung (45,33 %); verbleibender Bundesanteil: 50,01 % 

Fraport AG (Bundesanteil: 25,87 %) 

Erst-Börsengang mittels Kapitalerhöhung ohne Beteiligung des Bundes; 
verbleibender Bundesanteil: 18,4 % 

DEG - Deutsche Investitions- und Entwicklungsgesellschaft mbH (Bundesanteil: 100 %) 
Veräußerung an die Kreditanstalt für Wiederaufbau-KfW (100 %) 

Frankfurter Siedlungsgesellschaft mbH (Bundesanteil: 72,65 %) 

Vollprivatisierung (72,65 %) 

2002 GEWOBAG, Gemeinnützige Wohnungsbau-AG Berlin (Bundesanteil: 2,65 %) 
Vollprivatisierung (2,65 %) 

2003 LEG Saar, Landesentwicklungsgesellschaft Saarland mbH (Bundesanteil: 25,28 %) 
Vollprivatisierung (25,28 %) 

Nassauische Heimstätte Wohnungs- und Entwicklungsgesellschaft mbH 

(Bundesanteil: 6,99 %) 

Vollprivatisierung 6,99 % 

Wohnstadt Stadtentwicklungs- und Wohnungsbaugesellschaft Hessen mbH 

(Bundesanteil: 2,55 %) 

Vollprivatisierung: 2,55 % 

Gemeinnützige Baugenossenschaft Donauwörth eG (Bundesanteil: 2,82 %) 
Vollprivatisierung 2,82 % 

Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft eG Bonn (Bundesanteil: 0,25 %) 
Vollprivatisierung: 0,25 % 

Gemeinnütziger Bauverein eG, Koblenz (Bundesanteil: 0,92 %) 

Vollprivatisierung 0,92 % 

Deutsche Telekom AG 

Umtauschanleihe aus KfW-Bestand, Volumen 5 Mrd. €, Laufzeit 5 Jahre 

Deutsche Post AG 

Veräußerung von Anteilen an die KfW/Platzhaltervertrag (30,0 %); KfW-Anteil: 48,3 %; 
Bundesanteil: 20,0 % 

Deutsche Telekom AG 

Veräußerung von Anteilen an die KfW/Platzhaltervertrag (4,7 %); KfW-Anteil: 16,7 %; 
Bundesanteil: 26,0 % 

Baugenossenschaft Holstein eG (Bundesanteil: 3,08 %) 

Vollprivatisierung 3,08 % 
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noch Tabelle 12 


Privatisierung von Beteiligungsunternehmen des Bundes 1994 bis 2012 


(Stand: Juni 2012) 


Haushaltsjahr 


Unternehmen 


2003 Deutsche Post AG 

Direktverkauf aus KfW-Bestand (Acceleriertes Bookbuilding-Verfahren); verbleibender KfW- 
Anteil: 42,6 %; verbleibender Bundesanteil: 20,0 % 

Deutsche Post AG 

Umtauschanleihe aus KfW-Bestand; Volumen 1,15 Mrd. €; Laufzeit 3 Jahre 

2004 Deutsche Telekom AG 

Direktverkauf aus KfW-Bestand (Acceleriertes Bookbuilding-Verfahren); KfW-Anteil 11,9 %; 
Bundesanteil: 26,0 % 

Deutsche Telekom AG 

Verkauf von kurzfristigen Optionen (Warrants) aus KfW-Bestand, Volumen 1 Mrd. €, Laufzeit 
6, 12, 18 Monate 

Deutsche Post AG 

Direktverkauf aus KfW-Bestand; verbleibender KfW-Anteil 36,1 %; verbleibender Bundesanteil: 

20,0 % 

Deutsche Telekom AG 

Veräußerung von Anteilen an die KfW/Platzhaltervertrag (3,3 %); KfW-Anteil: 15,3 %; 
Bundesanteil: 22,7 % 

2005 Deutsche Post AG 

Veräußerung von Anteilen an die KfW/Platzhaltervertrag (12,7 %); KfW-Anteil: 48,8 %; 
Bundesanteil: 7,3 % 

Deutsche Post AG 

Umtauschanleihe Japan aus KfW-Bestand; Volumen 1,1 Mrd. €; Laufzeit 5 Jahre 

Deutsche Baurevision Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

(Bundesanteil: 30 %) 

Voll privatisierunq (30 %) 

Deutsche Telekom AG 

Ausübung von kurzfristigen Optionen (Warrants) aus KfW-Bestand; Volumen 333,3 Mio. €, 
Laufzeit 6 Monate, KfW-Anteil: 14,8 %; Bundesanteil: 22,7 % 

Deutsche Post AG 

Direktverkauf aus KfW-Bestand (Acceleriertes Bookbuilding-Verfahren); verbleibender KfW- 
Anteil: 37,4 %; verbleibender Bundesanteil: 7,3 % 

Bauverein Bentheim eG 

(Bundesanteil 0,38 %) 

Voll privatisierunq (0,38 %) 

Deutsche Post AG 

Veräußerung von Anteilen an die KfW/Platzhaltervertrag (7,3 %); KfW-Anteil 44,7 %; 
Bundesanteil 0 % 

Deutsche Telekom AG 

Veräußerung von Anteilen an die KfW / Platzhaltervertrag (7,3 %); KfW-Anteil 22,1 %; 
Bundesanteil 15,4 % 

Fraport AG 

(Bundesanteil 18,2 %) 

Veräußerung von 1 1,6 % Bund sowie 6,6 % Umtauschanleihe 
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noch Tabelle 12 


Privatisierung von Beteiligungsunternehmen des Bundes 1994 bis 2012 


(Stand: Juni 2012) 


Haushaltsjahr 


Unternehmen 


2006 Deutsche Telekom AG 

Direktverkauf aus KfW-Bestand (Einzelinvestor) 

KfW-Anteil 17,5 %, Bundesanteil 15,4 %) 

Deutsche Telekom AG 

Umwandlung von Aktien der T-Online-International AG in Aktien der DTAG 
Verwässerung der Anteile (insg. 0,48 %); KfW-Anteil 17,3 %, 

Bundesanteil 15,2 % 

Deutsche Telekom AG 

Umwandlung einer 2003 begebenen Pflichtwandelanleihe der DTAG 
Verwässerung der Anteile (insg. 1,23 %); KfW-Anteil 16,6 %, 

Bundesanteil 14,6 % 

Baugenossenschaft Aschendorf-Hümmling e.G. (Bundesanteil 7,7 %) 

OFD gibt Anteile bei fehlendem Belegungsbedarf zurück 

Deutsche Post AG 

Direktverkauf aus KfW-Bestand (Accelerated Bookbuilding-Verfahren) KfW-Anteil 35,5 % 

Deutsche Telekom AG 

Rücknahme der Verwässerung von 0,48 % durch Einziehung von DTAG Aktien und somit 
Verringerung des Grundkapitals: 

KfW-Anteil 16,9 %, Bundesanteil 14,8 % 

Bundesanzeiger Veriagsgeseiischaft mbH 

(Bundesanteil 35,10 %) 

Voll privatisierunq (35,10 %) 

2007 Deutsche Post AG 

Ausübung der im Dezember 2003 von der KfW begebenen Wandelanleihe 
KfW-Anteil 30,6 % 

Osthannoversche Eisenbahnen AG 

(Bundesanteil 33,8 %) 

Voll privatisierunq (33,8 %) 

Fraport AG 

Ausübung der in 2005 festgelegten Umtauschanleihe des Bundes i.H.v. 6,6 % 
Voll privatisierunq (6,6 %) 

Genossenschaft Höhenklinik Valbella Davos 

(Bundesanteil 100 %) 

Vollprivatisierung (100 %) 

DEGES Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- und -bau GmbH 

(Bundesanteil 50,0 %) 

Rückführung des Bundesanteils auf 46,42 % durch Erweiterung des 
Gesellschafterkreises 

Vivico Real Estate GmbH 

(Bundesanteil 5,01 %, Bundeseisenbahnvermögen 94,99 %) 

Voll privatisierunq (5,01 %, 94,99 %) 
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Privatisierung von Beteiligungsunternehmen des Bundes 1994 bis 2012 

(Stand: Juni 2012) 

Haushaltsjahr Unternehmen 

2008 Deutsche Telekom AG 

Umtauschanleihe aus KfW-Bestand, Volumen 3,3 Mrd. €, Laufzeit 5 Jahre 

Flughafen München Baugesellschaft mbH, München 

(Bundesanteil 26 %) 

Voll privatisierunq (26 %) 

DEGES Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- und -bau GmbH 

(Bundesanteil 46,42 %) 

Rückführung des Bundesanteils auf 42,88 % durch Erweiterung des Gesellschafterkreises 

2009 Deutsches Institut für tropische und subtropische Landwirtschaft GmbH 

(Bundesanteil 15,88 %) 

Voll privatisierunq (15,88 %) 

DEGES Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- und -bau GmbH 

(Bundesanteil 42,88 %) 

Rückführung des Bundesanteils auf 39,44 % durch Erweiterung des Gesellschafterkreises 

Deutsche Post AG 

Umtauschanleihe aus KfW-Bestand; Volumen 750 Mio. €; Laufzeit 5 Jahre 

Bundesdruckerei GmbH 

Rückkauf/Rückübertragung der in 2000 veräußerten Anteile (100 %) durch/auf den Bund 

2010 DEGES Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- und -bau GmbH 

(Bundesanteil 39,44 %) 

Rückführung des Bundesanteils auf 35,38 % durch Erweiterung des Gesellschafterkreises 


201 1 Deutsche Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) GmbH 

Deutscher Entwicklungsdienst (DED) 

Internationale Weiterbildung und Entwicklung (InWent) gGmbH 

Verschmelzung der Gesellschaften zu 

Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH 


Baugenossenschaft Mellrichstadt e.G. 

(Bundesanteil: 5,9%) 

Voll privatisierunq (5,9%) 





Tabelle 13 


Kreditfinanzierungsübersicht 2011 bis 2016 




Ist 

2011 

Soll 

2012 

Entwurf 

2013 

2014 

Finanzplan 

2015 

2016 





- in Mrd. 

€- 



1. 

Bruttokreditaufnahme 







1.1 

Kreditaufnahme zur 







1.1.1 

Anschlussfinanzierung für Tilgungen . 

257,9 

232,3 

234,1 

231,4 

238,6 

253,3 

1.1.2 

Eigenbestandsveränderung 

(- = Abbau) 

2,1 

1,3 

0,7 

0,6 

0,6 

-0,4 

1.1.3 

Bestandsveränderung der 
Verwahrgelder 

-0,6 

-1,1 

0,2 

-1,1 

-1,3 

2,2 

1.2 

Nettokreditaufnahme 

17,3 

32,1 

18,8 

13,1 

4,7 

0,0 

1.3 

haushaltsmäßige Umbuchung 
(- = Minderung der BKA) 

-2,5 

-10,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

Zusammen (1.1 - 1.3) 

274,3 

254,5 

253,8 

244,0 

242,6 

255,1 

2. 

Tilgung von Schulden 







2.1 

mit Laufzeiten 

von mehr als vier Jahren 

84,5 

88,1 

92,2 

85,6 

94,0 

113,8 

2.2 

mit Laufzeiten 

von einem bis zu vier Jahren 

60,9 

67,8 

62,6 

56,5 

55,9 

50,6 

2.3 

mit Laufzeiten 

von weniger als einem Jahr 

112,4 

76,4 

79,2 

89,3 

88,7 

88,9 

Tilgung von Schulden gesamt (2.1 -2.3) 

257,9 

232,3 

234,1 

231,4 

238,6 

253,3 

2.4 

Sonstige Einnahmen zur 
Schuldentilgung 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

2.4.1 

Länderbeitrag nach dem 
Altschuldenregelungsgesetz 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

2.4.2 

Mehreinnahmen Bundesbankgewinn 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

2.4.3 

Spenden 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

Zusammen (2.1 - 2.4) 

257,9 

232,3 

234,1 

231,4 

238,6 

253,3 


Rundungsdifferenzen möglich 
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Tabelle 14 

Eigenmittelabführungen des Bundes an den EU-Haushalt 2012 bis 2016 




2012 

2013 

2014 

2015 

2016 


- in Mrd. € - 


Zölle 

4,75 

5,00 

5,00 

5,00 

5,00 


Zuckerabgaben 

0,04 

0,04 

0,04 

0,04 

0,04 


Mehrwertsteuer - Eigenmittel 

2,03 

2,09 

3,95 

4,07 

4,18 


Bruttonationaleinkommen - Eigenmittel 

22,76 

24,02 

22,89 

24,88 

23,97 


Eigenmittelabführung insgesamt * 

29,58 

31,15 

31,88 

33,99 

33,19 

* Rundungsdifferenzen möglich 







Im sog. Eigenmittelbesehluss sind die Regelungen für 
die Finanzierung des EU-FIaushalts festgelegt. Dieser 
wird durch folgende drei Eigenmittelarten finanziert: 

• Traditionelle Eigenmittel (Zölle und Zucker- 
abgaben), 

• Mehrwertsteuer-Eigenmittel und 

• Bruttonationaleinkommen-Eigenmittel. 

Um die Lastenteilung zwischen den Mitgliedstaaten 
ausgewogen zu gestalten und die Flaushaltsungleich- 
gewichte zu reduzieren, sind derzeit folgende Rege- 
lungen vorgesehen: 

• Festsetzung des Abrufsatzes für die Mehrwertsteuer- 
Eigenmittel auf 0,30 %. 

• Bis 2013: Absenkung des MwSt- Abrufsatzes in 
folgenden Mitgliedstaaten von 0,30 % auf: 

- Österreich: 0,225 % 

- Deutschland: 0,15 % 

- Niederlande und Schweden: 0,10 % 

• Bis 2013: Pauschale Absenkung der BNE-Eigenmit- 
tel für Niederlande (605 Mio. €/Jahr) und Schweden 
(150 Mio. e/Jahr). 

• Progressive Absenkung des Korrekturmechanismus 
für das Vereinigte Königreich, in dem das Ver- 


einigte Königreich an der Finanzierung der Kosten 
für die Erweiterung mit Ausnahme der marktbe- 
zogenen Agrarausgaben beteiligt wird. Der daraus 
resultierende zusätzliche Beitrag des Vereinigten 
Königreichs ist im Zeitraum 2007 - 2013 auf maxi- 
mal 10,5 Mrd. € begrenzt. 

Die derzeitigen Regelungen sind ein wichtiger Schritt in 
Richtung auf eine gerechte Lastenteilung - durch die 
klare Ausgabenbegrenzung einerseits und die zusätz- 
lichen Entlastungen der größten Nettozahler anderer- 
seits. 

Am 29. Juni 2011 hat die Kommission ihren Vorschlag 
für den mehrjährigen Finanzrahmen 2014 - 2020 vor- 
gelegt. Mit einer Einigung zwischen Rat und EP über 
den neuen Finanzrahmen ist nicht vor Ende 2012 zu 
rechnen. 


5.2 Aufteilung des Gesamtsteueraufkommens 

Der Anteil des Bundes am Gesamtsteueraufkommen, 
der 1970 noch 54,2 % betrag, ging bis zum Jahre 1998 
auf 41,0 % zurück. In den Folgejahren ist der Bundes- 
anteil wieder bis auf 43,5 % im Jahre 2002 angestiegen 
(Schaubild 15). Ursächlich hierfür war vor allem die 
ökologische Steuerreform mit einer stufenweisen Anhe- 
bung der Energiesteuer und der Einführung einer 
Stromsteuer, deren Sätze ebenfalls bis zum Jahre 2003 
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kontinuierlich angehoben wurden. Mit den Einnahmen 
aus der ökologischen Steuerreform stabilisiert der Bund 
die Beiträge zur Rentenversicherung. 

Der Bundesanteil am Steueraufkommen sank in den 
Jahren 2003 bis 2006 bis auf 41,7 % und stieg bis 2009 
vor allem infolge des höheren Bundesanteils an der 
Umsatzsteuer wieder auf 43,5 %. Im Jahr 2010 war ein 
erneuter Rückgang auf 42,6 % zu verzeichnen. Nach 
Einschätzung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ 
vom Mai 2012 wird sich der Bundesanteil am Steuer- 
aufkommen im Verlauf des Schätzzeitraums 2012 bis 
2016 auf einem Niveau von ca. 42 % stabilisieren. 


5.2.1 Aufteilung des Umsatzsteueraufkommens 

Nach Artikel 106 Absatz 3 GG werden die Anteile von 
Bund und Ländern am Umsatzsteueraufkommen durch 
Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, festgesetzt. Im Rahmen der laufenden Einnah- 
men haben der Bund und die Länder dabei gleich- 
mäßigen Anspruch auf die Deckung ihrer notwendigen 


Ausgaben. Entwickeln sich die Deckungsverhältnisse 
von Bund und Ländern auseinander, sind nach Art. 106 
Absatz 4 GG die Anteile von Bund und Ländern an der 
Umsatzsteuer anzupassen. 

Aktuell stellt sich die Umsatzsteuerverteilung zwischen 
Bund und Ländern folgendermaßen dar: Der Bund 
erhält vorab 4,45 % des Aufkommens. Vom danach 
verbleibenden Umsatzsteueraufkommen erhält der Bund 
zur Refinanzierung eines zusätzlichen Bundes- 
zuschusses zur gesetzlichen Rentenversicherung, den er 
seit 1998 leistet, vorab 5,05 %. Von dem verbleibenden 
Aufkommen der Umsatzsteuer erhalten die Gemeinden 
vorab 2,2 % als Kompensation für den Wegfall der 
Gewerbekapitalsteuer. Von dem danach noch verblei- 
benden Umsatzsteueraufkommen stehen dem Bund 
49,7 % und den Ländern 50,3 % zu. Darin sind enthal- 
ten Kompensationsbeträge für den Familienleistungs- 
ausgleich in Höhe von 6,3 Prozentpunkten. 


Schaubild 15 


% 


□ Bund " 


Anteile^ von Bund, Ländern, Gemeinden und EU 
am Gesamtsteueraufkommen in Prozent 2000 bis 2016 

■ Länder * ’ □ Gemeinden □ EU 
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Schaubild 16 


% 


□ Bund ’ 


Tatsächliche Anteile am Umsatzsteueraufkommen 
in Prozent 1990 bis 2016 

■ Länder * □ Gemeinden 



Jahr 


’ Ergänzungszuweisungen an Länder abgesetzt (bis 1994); Abführung MWSt- und BNE-Eigenmittel an die EU nicht abgesetzt; 
ohne Zuweisungen von Ländern für Fonds “DE" (FDE) bis 2004 

* Ergänzungszuweisungen (bis 1994) zugesetzt; Zuweisungen an Bund für Fonds "DE" bis 2004 nicht abgesetzt 

Ab 201 1 Gesetzliche Verteilung der Umsatzsteuer auf Basis der Ergebnisse des Arbeitskreises "Steuerschätzungen" vom Mai 2012 


Der Bundesanteil wird um einen Festbetrag erhöht bzw. 
im Jahr 2013 vermindert. Dieser Betrag liegt 

im Jahr 20 11 bei 1 005 378 666 6, 

im Jahr 2012 bei 81 212 000 6 

und im Jahr 2013 bei - 338 788 000 6. 

Der Länderanteil vermindert bzw. erhöht sich ent- 
sprechend. Der Festbetrag errechnet sich aus ver- 
schiedenen politischen Maßnahmen wie zum Beispiel 
der Übernahme der Verbindlichkeiten des Fonds 
„Deutsche Einheit“ durch den Bund zum 1. Januar 2005 
(1,32 Mrd. 6 pro Jahr), den Erhöhungen des Kinder- 
geldes zum 1. Januar 2009 und zum 1. Januar 2010, der 
finanziellen Beteiligung des Bundes am Ausbau der 
Betreuung der Unterdreijährigen sowie der Übernahme 
der gesamten Steuermindereinnahmen aufgrund des 
Steuervereinfachungsgesetzes 2011 durch den Bund. 

Die tatsächlichen Anteile des Bundes, der Länder und 
der Gemeinden am Umsatzsteueraufkommen errechnen 
sich aus den gesetzlich definierten Umsatzsteuer- 
anteilen. Dabei werden die Prozentsätze für den Bund 
und die Länder auf das nach Abzug der Vorabbeträge 


für den Bund und für die Gemeinden verbleibende 
Umsatzsteueraufkommen angewendet. Der Bund erhält 
im Jahr 2012 einen tatsächlichen Anteil am Umsatz- 
steueraufkommen von 53,4 % zur Erfüllung seiner Auf- 
gaben (Schaubild 16). Seit 1980 hat sich der tatsäch- 
liche Anteil des Bundes an der Umsatzsteuer um 
12,6 Prozentpunkte verringert. Ursache hierfür ist vor 
allem die wiederholte Erhöhung des Umsatzsteuer- 
anteils der Länder. So wuchs allein im Zeitraum von 
1980 bis heute der tatsächliche Länderanteil an der 
Umsatzsteuer in mehreren Stufen von 32,5 % (1980) um 
über 12 Prozentpunkte auf 44,6 % (2012). Die Mittelab- 
führungen an die EU, teilweise in Form von MWSt- 
Eigenmitteln, erfolgen aus dem Gesamtsteueraufkom- 
men des Bundes. 


5.2.2 Bundesergänzungszuweisungen 

Das Finanzausgleichsgesetz vom 20. Dezember 2001 
bildet zusammen mit dem Maßstäbegesetz vom 
9. September 2001 die gesetzliche Grundlage für die 
Regelungen des bundesstaatlichen Finanzausgleichs 
einschließlich derer des Solidarpakts 11 für die Jahre 
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2005 bis 2019. Das Finanzausgleichssystem ist in drei 
Stufen unterteilt: die horizontale Umsatzsteuerver- 
teilung, den Länderfinanzausgleich und die Bundes- 
ergänzungszuweisungen. Die Regelungen zu den 
Bundesergänzungszuweisungen sind dabei wie folgt: 

Leistungsschwache Länder erhalten allgemeine Bundes- 
ergänzungszuweisungen in Höhe von 77,5 % der nach 
Durchführang des Länderfinanzausgleichs verbleiben- 
den Fehlbeträge zu 99,5 % der länderdurchschnittlichen 
Finanzkraft. Ihr Volumen betrug 2011 rd. 2,6 Mrd. € 
und wird für 2012 auf rd. 2,8 Mrd. € und für 2013 auf 
rd. 2,9 Mrd. € geschätzt. 

Neben allgemeinen Bundesergänzungszuweisungen 
gewährt der Bund verschiedene Arten von Sonderbe- 
darfs-Bundesergänzungszuweisungen. 

Zur Deckung von teilungsbedingten Sonderlasten aus 
dem bestehenden starken infrastrakturellen Nachhol- 
bedarf und zum Ausgleich unterproportionaler kommu- 
naler Finanzkraft erhalten die neuen Länder und Berlin 
degressiv ausgestaltete Sonderbedarfs-Bundeser- 
gänzungszuweisungen im Rahmen des Solidarpakts 11. 
Ihr Volumen für 201 1 belief sich auf rd. 8,0 Mrd. 6. Für 
2012 ist ein Rückgang von rd. 0,8Mrd. € auf 
rd. 7,3 Mrd. € und für 2013 ein weiterer Rückgang von 
rd. 0,7 Mrd. € auf dann rd. 6,5 Mrd. € festgelegt. Insge- 
samt stellt der Bund den ostdeutschen Ländern zum 
Abbau teilungsbedingter Sonderlasten von 2005 bis 
2019 rd. 105,3 Mrd. € in Form von Sonderbedarfs- 
Bundesergänzungszuweisungen zur Verfügung. 

Zum Ausgleich von Sonderlasfen durch die strukturelle 
Arbeitslosigkeit und der daraus entstehenden überpro- 
portionalen Lasten bei der Zusammenführung von 
Arbeifslosenhilfe und Sozialhilfe für Erwerbsfähige 
erhielten die neuen Länder (ohne Berlin) im Jahr 2011 
1,0 Mrd. 6. Für die Jahre 2012 und 2013 sind hierfür 
jeweils rd. 0,7 Mrd. € fesfgelegf. 

Im Hinblick auf ihre überdurchschnittlich hohen Kosten 
der politischen Führung erhalten leistungsschwache 
kleine Länder weitere Sonderbedarfs-Bundesergän- 
zungszuweisungen in Höhe von rd. 0,5 Mrd. € jährlich. 

Das Gesamtvolumen der Bundesergänzungszuwei- 
sungen belief sich im Jahr 2011 auf rd. 12,2 Mrd. € und 
wird auf der Grundlage des geltenden Rechts für das 
Jahr 2012 auf rd. 1 1,3 Mrd. € und für das Jahr 2013 auf 
rd. 10,7 Mrd. € geschätzt. 


5.3 Die Leistungen des Bundes an inter- und 
supranationaie Organisationen (ohne Bei- 
träge an den EU-Haushait) 

ln nahezu sämtlichen Einzelplänen des Bundeshaushalts 
sind für eine Vielzahl von inter- und supranationalen 
Organisationen unterschiedlicher Aufgabenbereiche 
Bundesmittel vorgesehen. Die Leistungen des Bundes 
erfolgen dabei in der Mehrzahl der Fälle in Form von 
Pflichtleistungen im Rahmen der Mitgliedschaften, zum 
Teil sind aber auch freiwillige Leistungen vorgesehen. 
Dabei sind zahlreiche Beiträge in Fremdwährungen zu 
entrichten; die zu veranschlagenden Beträge unterliegen 
wechselkursbedingt zum Teil nicht unerheblichen 
Schwankungen. 

Hervorzuheben sind insbesondere folgende Leistungen: 

Das finanzielle Engagement der Bundesrepublik 
Deutschland innerhalb der EU beschränkt sich nicht 
allein auf die Abführungen an den EU-Haushalf. Sie 
befeiligf sich z. B. auch am Europäischen Enfwicklungs- 
fonds zugunsfen von Enfwicklungsländem Afrikas, der 
Karibik und des Pazifiks (2008 bis 2013: 4,65 Mrd. 6). 

Die Bundesrepublik Deufschland ist am Stammkapital 
der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Ent- 
wicklung (EBWE) von 30 Mrd. € mit 8,52 % beteiligt. 
Außerdem ist Deutschland einer der größeren Anteils- 
eigner der Weltbankgruppe, der regionalen Entwick- 
lungsbanken sowie des Internationalen Währungsfonds 
und beteiligt sich in entsprechendem Umfang an deren 
konzessionären Hilfsfonds. 

Für die Europäische Weltraumorganisation (ESA) sind 
im Finanzplanzeitraum 2012 bis 2016 rd. 3,2 Mrd. € 
eingeplant. Ferner sind erhebliche Leistungen an die 
NATO, die Europäische Organisation für Kernfor- 
schung (CERN), die Europäische Organisation zur 
Nutzung von meteorologischen Satelliten 
(EUMETSAT), die Europäische Organisation zur 
Sichemng der Luftfahrt (EUROCONTROL) sowie die 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) vorgesehen. 

Für die Vereinten Nationen (VN) sind in demselben 
Zeitraum rd. 3,0 Mrd. € eingeplant (Beitrag zum ordent- 
lichen Haushalt sowie Finanzierung der Friedens- 
missionen und der Internationalen Strafgerichtshöfe); 
hinzu kommen die Leistungen an ihre Unter- und Son- 
derorganisationen sowie die Leistungen zur Unter- 
stützung ihrer Sonderprogramme. 
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Im Bereieh der VN beruht die Finanzierung auf den 
Pfliehtbeiträgen sowie den freiwilligen Leistungen der 
Mitgliedstaaten. Die Flöhe der Pfliehtbeiträge eines 
jeden Mitgliedslandes wird mit Flilfe eines komplexen 
Verteilungssehlüssels festgesetzt. Die Beitragsskala der 
VN orientiert sieh dabei am Grundsatz der Zahlungs- 
fähigkeit der Mitgliedstaaten. Wesentliehe Bereeh- 
nungskomponenten sind dabei eine Orientierung am 
Bruttonationaleinkommen, eine Beitragsobergrenze von 
22 % und ein Mindestbeitragssatz von 0,001 % für die 
zahlungssehwäehsten Beifragszahler. Die Beifragsskalen 
der meisfen anderen Institutionen innerhalb und außer- 
halb des VN-Systems orientieren sieh an dem für die 
VN fesfgelegfen Verteilungsschlüssel, wobei die je- 
weiligen Mitgliedschaften in den einzelnen Organi- 
safionen zugrunde gelegt werden. Deutschland beteiligt 
sich zudem mit freiwilligen Leistungen an der Finan- 
zierung von Programmen. 

Zum Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) siehe 
Ziffer 3.2.12.4. 


6 Ausblick auf Entwicklungen des Bundes- 
haushalts jenseits des Finanzplanzeit- 
raums 

6.1 Zinsausgaben 

Die Zinsausgaben des Bundes werden nach derzeitiger 
Einschätzung am Ende des Finanzplanzeitraums im 
Jahr 2016 einen Betrag von 41,2 Mrd. € erreichen (vgl. 
3.2.12.1). Dies ist vor allem auf die im Finanzplanungs- 
zeitraum 2012 bis 2016 zwar gedämpfte, aber immer 
noch weiter ansteigende Verschuldung des Bundes 
sowie auf den unterstellten Zinsanstieg zurückzuführen. 

Als Fausfregel für die Zinsbelastung gilt derzeit: 
1 Mrd. € Nettokreditaufnahme verursacht jährlich etwa 

7 Mio. € Zinsausgaben. Aufgrund des unterstellten 
Zinsanstiegs wird dieser Wert im Verlauf des Finanz- 
planungszeitraums deutlich ansteigen. 


6.2 Versorgungsausgaben 

Die Entwicklung der Versorgungsausgaben des Bundes 
in den einzelnen Bereichen stellt sich wie folgt dar (vgl. 
3.2.12.2): 

Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs- 
empfänger sowie Versorgungsausgaben beim Bund 

Laut Viertem Versorgungsbericht der Bundesregierung 
(BT-Drucksache 16/12660) wird die Zahl der Versor- 
gungsberechtigten des Bundes im Jahr 2020 bei 188.000 
hegen. Nach 2020 wird die Zahl der Versorgungs- 
berechtigten beim Bund wegen des Eintritts der gehur- 
ten- und einstellungsstarken Jahrgänge in den Ruhe- 
stand auf 207.000 in den Jahren bis 2035 ansteigen und 


dann auf 197.000 im Jahre 2050 zurückgehen. Gründe 
für den Rückgang sind u. a. die eingeleitefen Maßnah- 
men zur Personalreduzierung sowie die Auswirkungen 
von Reformen des Diensf- und Versorgungsrechfs. 

Legt man die im Vierten Versorgungsbericht darge- 
stellten Empfängerzahlen zu Grunde, ergeben sich bei 
unterstellten jährlichen Versorgungsanpassungen von 
1,6% sowie jährlichen Erhöhungen der Beihilfeaus- 
gaben von 3 % die in Tabelle 15 abgebildeten Ver- 
sorgungsausgaben. 

Zur Dämpfung der späteren Versorgungsausgaben des 
Bundes ist ein Sondervermögen „Versorgungsrücklage 
des Bundes“ gebildet worden. Die Rücklage wird durch 
verminderte Besoldungs- und Versorgungsanpassungen 
in den Jahren 1999 bis 2017 finanziert. Ferner wird die 
Hälfte der Einsparungen, die aufgrund weiterer ver- 
sorgungsrechtlicher Maßnahmen (Versorgungsände- 
rungsgesetz 2001) erzielt werden, der Versorgungs- 
rücklage zugeführt. Nach Abschluss der Zuführangs- 
phase wird das Versorgungsniveau dadurch dauerhaft 
um 6,33 % gegenüber dem Rechtsstand vor Einführung 
der Versorgungsrücklage abgesenkf sein. 

Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs- 
empfänger sowie Versorgungsausgaben der Bahn 
und der Post 

Im Prognosezeifraum isf mif einer kontinuierlichen 
Reduzierung der Zahl dieser Versorgungsberechtigten 
zu rechnen. Die Versorgungsausgaben für diesen 
Bereich werden daher ab 2030 deuflich sinken. 


6.3 Gewährleistungen 

Das maximale Entschädigungsrisiko des Bundes auf 
Basis der bislang nach dem jährlichen Haushaltsgesetz 
übernommenen Gewährleistungen wird bis Ende 2016 
im Außenwirtschaftsverkehr auf rd. 49 Mrd. € geschätzt 
und im Binnenwirtschaftsverkehr auf rd. lOlMrd. € 
(Stand: 31. Dezember 2011). Zur Deckung dient die in 
Kapitel 3208 des Bundeshaushalts gebildete globale 
Risikovorsorge für Enfschädigungen aus Gewähr- 
leistungen. Von den im Jahre 2013 erwarteten Ausgaben 
des Bundes für Gewährleistungen in Höhe von insge- 
samt rd. 1,6 Mrd. € (Ist 2011: 0,8 Mrd. 6) entfallen rd. 
60 % auf den Außenwirtschaftsbereich. Die Übernahme 
weiterer Gewährleistungen oder künftige Verpflich- 
tungen des Bundes aus übernommenen Gewährleistun- 
gen sind hierbei unberücksichtigt (vgl. 3. 2.4. 5 sowie 
3.2.12.4 und 3.2.13.2). 




Tabelle 15 


Versorgungsausgaben des Bundes bis 2050 

In Mrd. € 



Finanzplan 

Prognose 


2012 

2016 

2020 

2030 

2040 

2050 

Versorgungsempfänger 
des Bundes 

7,5 

7,2 

7,7 

9,7 

11,8 

13,8 

Anzahl der 

Versorgungsempfänger rd. 

192.000 

187.000 

188.000 

201.000 

206.000 

197.000 

ehemalige Bahnbeamte 
Anzahl der 

4,8 

4,8 

5,0 

4,7 

4,0 

3,0 

Versorgungsempfänger rd. 

179.000 

156.000 

146.000 

109.000 

68.000 

34.000 

ehemalige Postbeamte 
Anzahl der 

6,8 

7,6 

7,1 

7,8 

7,1 

4,7 

Versorgungsempfänger rd. 

274.000 

268.000 

255.500 

237.200 

178.300 

102.900 

Summe 

19,1 

19,6 

19,8 

22,2 

22,9 

21,5 

jährliche Veränderung 
in Prozent 


0,7 

0,3 

1,2 

0,3 

-0,6 


Einschi. Versorgungsrücklage 

Ohne Leistungen für die Sonderversorgungssysteme 


6.4. Private Vorfinanzierung öffentiicher Bau- 
maßnahmen 

Auf der Grundlage der Entscheidungen der Bundes- 
regierung aus den Jahren 1992, 1994 und 1998 wurden 
insgesamt 27 Bundesfemstraßenprojekte durch Private 
vorfinanziert. Mehrere dieser Maßnahmen wurden 
zwischenzeitlich bereits vorzeitig abgelöst. Der Bund ist 
hierfür nach aktuellem Stand Verpflichtungen in Höhe 
von insgesamt rd. 3,97 Mrd. € eingegangen. Davon hat 
er bis Ende 2011 rd. 2,88 Mrd. € abgelöst. Im Finanz- 
planzeitraum werden voraussichtlich rd. 0,95 Mrd. € 
ausgabewirksam. Die private Vorfinanzierung verlagert 
Ausgaben, die ansonsten während der Bauzeit direkt aus 
dem Haushalt zu finanzieren wären, auf künftige Haus- 
haltsjahre. Für jede abgeschlossene Baumaßnahme 


erstreckt sich die Refinanzierung auf 15 Jahre. Die 
letzte Annuitätenrate wird im Jahr 2018 fällig. 

6.5. Öffentlich Private Partnerschaften 

Bei der Modernisierung des Beschaffungswesens spie- 
len auf allen Ebenen zunehmend Öffentlich Private 
Partnerschaften (ÖPP) eine Rolle. Bei diesen Maßnah- 
men tritt jeweils eine Lebenszyklusbetrachtung in den 
Mittelpunkt, wonach nicht nur die Investition als solche 
betrachtet wird, sondern z. B. bei Immobilien neben der 
Planung und dem Bau auch die Finanzierung, der Be- 
trieb und gegebenenfalls die Verwertung am Ende des 
Nutzungszeitraums. 
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Um die Rahmenbedingungen für ÖPP in Deutsehland 
fortzuentwiekeln, wurde im Jahr 2008 die ÖPP 
Deutsehland AG - Partnersehaften Deutsehland (PD) - 
auf Initiative von BMVBS und BMF gegründet. Die PD 
ist eine auf ÖPP-Fragen spezialisierte Beratungsgesell- 
sehaft, die aussehließlieh die öffentliehe Hand umfas- 
send zu allen ÖPP-bezogenen Fragestellungen berät 
- sowohl projektbezogen als aueh grundlegend. Von der 
PD werden Grundlagenarbeiten im Bereieh ÖPP erstellt. 
Ziel der Arbeiten sind Standardisiemngen von Ver- 
trägen und Verfahren, der Wissenstransfer in den 
öffentliehen und privaten Bereieh, sowie die Mitarbeit 
bei der Marktöffnung von Sektoren, in denen wirt- 
sehaftliehe ÖPP-Projekte realisierbar erseheinen. 

Die wiehtigsten ÖPP-Projekte des Bundes betreffen 
bisher die Bereiehe Bau, Verkehr und Verteidigung. Der 
Neubau des BMBF, Dienststelle Berlin, ist das erste 
zivile Hoehbauprojekt des Bundes, das im Rahmen 
einer ÖPP erriehtet und betrieben wird. Das Vorhaben 
umfasst die Planung, die Erriehtung, den 27-jährigen 
Gebäudebetrieb, die Instandhaltung und die Finanzie- 
rung des Neubaus. Die absehbeßende Wirtsehafllieh- 
keitsuntersuehung hat ergeben, dass die Vergabe sowohl 
im Ergebnis des Aussehreibungs-ZVergabeverfahrens als 
aueh im Vergleieh zu einer konventionell durehge- 
führten Eigenbau- und Bettiebslösung deutlieh wirt- 
sehaftlieher ist. Sowohl die Investitionskosten als aueh 
die Bettiebsdienstleistungen sind im ÖPP -Angebot der 
Eigenreabsierung dureh den Bund wirtsehafllieh über- 
legen. 

Die Umsetzung von ÖPP bei Straßenbaumaßnahmen 
soll deren Realisierung besehleunigen, Effizienzge- 
winne über den Lebenszyklusansatz generieren und 
insgesamt zu mehr Innovation im Straßenbau führen. 
Seit 2007 sind im Bereieh der Bundesautobahnen in- 
zwisehen insgesamt seehs so genannte A(usbau)- 
Modelle, davon die ersten vier als Pilotprojekte, bei 
denen in zwei Fällen die Bauphase - jeweils vor dem 
vertragliehen Baufertigstellungstermin - bereits abge- 
sehlossen ist, die beiden jüngeren als erste Projekte der 
fortentwiekelten so genannten zweiten Staffel, vergeben 
worden. Aufbauend auf den aus den Pilotprojekten 
abgeleiteten ersten praktisehen Erfahrungen wurden in 
Zusammenhang mit der oben genannten zweiten Staffel 
insgesamt aeht weitere grundsätzlieh für eine Realisie- 
rung als ÖPP geeignete Projekte identifiziert, die inner- 
halb der näehsten Jahre realisiert werden sollen. Für ein 
drittes Projekt dieser Staffel ist das Vergabeverfahren 
Mitte Dezember 2011 gestartet worden. 

Bei den bereits laufenden A-Modellen baut der Private 
einen Autobahnabsehnitt aus und übernimmt den 
Betrieb und die Erhaltung für einen in der Regel 
dreißigjährigen Zeitraum zur Ausführung. Im Gegenzug 
erhält er bei den Pilotprojekten die auf der Konzessions- 
streeke anfallenden Mauteinnahmen bzw. Teile davon. 
Beim ersten Projekt der zweiten Staffel wird ein ver- 


tragbeh vereinbarter, im Wettbewerb ermittelter Ein- 
heitsmautsatz pro gefahrenem mautpfliehtigen Kilo- 
meter vergütet. Bei dem vergebenen zweiten Projekt 
und dem ausgesehriebenen dritten Projekt der zweiten 
Staffel handelt es sieh um so genannte Verfügbarkeits- 
modelle. Bei dieser Modellvariante erhält der Private als 
Vergütung für Bau, Erhaltung und Betrieb über die 
gesamte Projektlaufzeit ein Entgelt aus dem Bundes- 
haushalt auf Basis der Verfügbarkeit, d. h. Befahrbarkeit 
der Verkehrswege. Bei den Projekten der zweiten 
Staffel sind aueh maßgeb liehe Teile der Vergütung als 
Ansehub finanzierung in Form von Absehlagszahlungen 
während der Bauphase ausgestaltet. Die Wirtsehaft- 
liehkeit der ÖPP-Projekte wird im Rahmen einer 
laufenden Erfolgskontrolle überprüft. 

Außerdem gibt es noeh die Mögliehkeit der Realisie- 
rung von Maßnahmen in der Form eines so genannten 
F-Modells gemäß Femstraßenbauprivatfinanzierungsge- 
setz, bei dem einem Privaten Bau, Erhaltung und 
Betrieb sowie die Finanzierung einer Femstraßenbau- 
maßnahme zur Ausführang übertragen werden. Im 
Gegenzug erhält der Konzessionär das Reeht zur Erhe- 
bung einer Mautgebühr von allen Nutzem und ggf. eine 
Ansehubfinanzierang seitens des Bundes. Derzeit befin- 
det sieh auf Bundesebene kein F-Modell in der kon- 
kreten Realisierang. 

Im Verteidigungsbereieh sind ÖPP grandsätzlieh ein 
geeignetes Instrament, um dureh Einbringung von 
Know-how der Privatwirtsehaft Effizienzgewinne bei 
den Prozessabläufen zu erreiehen und die Bundeswehr 
in Tätigkeitsfeldern zu entlasten, die nieht zu ihren 
Kemaufgaben gehören. Das Bundesministerium der 
Verteidigung hat vor diesem Hintergrand in einigen 
Aufgabenbereiehen der Bundeswehr Gesellsehaften 
gegründet, an denen neben dem Bund Unternehmen der 
privaten Wirtsehaft beteiligt sind, die in den jeweiligen 
Tätigkeitsbereiehen das in der Wirtsehaft vorhandene 
spezifisehe Faehwissen bzw. betriebswirtsehaftliehe 
Instrumentarium einbringen. Wiehtigstes ÖPP-Vor- 
haben der Bundeswehr ist das IT-Projekt HERKULES, 
mit dem dureh die vom Bundesministerium der Ver- 
teidigung und Unternehmen der Privatwirtsehaft 
gegründete BWI Informationsteehnik GmbH im Rah- 
men einer Vertragslaufzeit von 10 Jahren die gesamte 
zivile IT-Landsehaft der Bundeswehr modernisiert wird. 
Weitere große ÖPP-Projekte betreffen den Betrieb des 
Fuhrparks der Bundeswehr (handelsübliehe Fahrzeuge 
und handelsübliehe Fahrzeuge mit militäriseher Sonder- 
ausstattung), das Bekleidungswesen und die Heeres- 
instandsetzungslogistik sowie im Hoehbaubereieh die 
Sanierung und den Betrieb der Fürst- Wrede-Kaseme in 
Münehen. Im Hoehbaubereieh hat das Bundes- 
ministerium der Verteidigung weitere ÖPP-Realisieran- 
gen geprüft, sie jedoeh im Hinbliek auf die Veränderun- 
gen im Liegensehaftsbereieh im Zuge der Umsetzung 
der besehlossenen Neuausriehtung der Bundeswehr 
zunächst zurückgestellt. 




Tabelle 16 


Private Vorfinanzierung öffentlicher Baumaßnahmen 

(Leasing, Ratenkauf, Mietkauf sowie vergleichbare Modelle) 



Gesamt- 

ausgaben 

Finanzierungsverlauf 


Maßnahme 

Verausgabt 
bis 2011 

Finanzpian- 

zeitraum 

2012-2016 

Foigejahre 

(insgesamt) 

Laufzeit 

(Vertragsende/Jahr) 


Mio. € 

Mio. € 



Laufende Maßnahmen 

16 Bundesfernstraßen 3.969 2.884 951 134 15 Jahre 

(2018) 


Tabelle 17 

Öffentlich Private Partnerschaften 

(laufende Maßnahmen Tiefbau, Hochbau, sonstige ÖPP-Projekte) 




Gesamt- 

ausgaben 

Finanzierungsveriauf 



Maßnahme 

Verausgabt 
bis 2011 

Finanzpian- 

zeitraum 

2012-2016 

Foigejahre 

(insgesamt) 




Mio. € 

Mio. € 



Bereich Bundesfernstraßen 
(5 Bundesfernstraßenprojekte) 

5.033 

309 

757 

3.967 


Bereich des Bundesministeriums der Verteidigung 

12.792 

7.884 

4.533 

375 


6.6 Verpflichtungsermächtigungen 

Die Verpflichtungsermächtigung (VE) ist eine im Haus- 
haltsplan ausgebrachte Ermächtigung zum Eingehen 
von Verpflichtungen zur Leistung von Ausgaben in 
künftigen Haushaltsjahren (§§ 16, 38 BHO). 

Mit dem Haushaltsentwurf 2013 wurden Verpflich- 
tungsermächtigungen in Höhe von rd. 54,9 Mrd. € aus- 
gebracht. Davon entfallen auf die Finanzplanjahre 2014 
bis 2016 rd. 32,5 Mrd. € und auf die Folgejahre rd. 
12,0 Mrd. 6. Bei weiteren rd. 10,0 Mrd. € war die 
Aufteilung der Ermächtigung auf Jahresfälligkeiten bei 
der Aufstellung des Regierungsentwurfs noch nicht 
möglich. Zusammen mit den Ver- 
pflichtungsermächtigungen des Haushalts 2012 in Höhe 
von insgesamt rd. 45,0 Mrd. € und den ausweislich der 
Jahresrechung 


2011 bis Ende des Haushalts 2011 gebuchten 
Verpflichtungsermächtigungen von rd. 125 Mrd. € sind 
kommende Haushalte vorbestimmt. 

7 Projektion der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung in Deutschland bis 2016 

7.1 Kurzfristige Wirtschaftsentwicklung 

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist im ersten Quartal 

2012 unerwartet deutlich angestiegen. Preis-, kalender- 
und saisonbereinigt betrug die BIP -Zunahme gegenüber 
dem vorangegangenen Vierteljahr 0,5 %. Hierbei schlu- 
gen zum Teil auch statistische Sondereffekte zu Buche, 
die im Folgequartal zu einer gewissen Gegenreaktion 
führen dürften. Die deutsche Wirtschaft profitierte zu 
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Beginn dieses Jahres von einer deutliehen Zunahme der 
Auslandsnaehfrage, insbesondere aus den Ländern 
außerhalb des Euroraums. So stiegen die Exporte von 
Waren und Dienstleistungen im ersten Quartal 2012 
preis-, kalender- und saisonbereinigt gegenüber dem 
Vorquartal merklieh an. Die Importe stagnierten da- 
gegen. Zusammengenommen tmgen die Nettoexporte 
rein reehneriseh sehr stark zum BIP-Anstieg im ersten 
Quartal bei. Positive Waehstumsimpulse für die deut- 
sehe Wirtsehaft gingen aueh von den privaten und 
staatliehen Konsumausgaben aus. Der private Konsum 
profitierte dabei von dem Besehäftigungsaufbau und 
Einkommenssteigerungen, die sieh in einer spürbaren 
Erhöhung der verfügbaren Einkommen der privaten 
Haushalte niedersehlugen. Allerdings überwogen auf 
der Seite der Inlandsnaehfrage die deutlieh negativen 
Impulse, die insbesondere aus den Vorratsverände- 
rungen resultierten. Aueh die Investitionen in Aus- 
rüstungen sowie in Bauten wurden spürbar zurüek- 
gefahren. Die Verringerung der Ausrüstungsinvesti- 
tionen bei leieht überdurehsehnittlieher Kapazitätsaus- 
lastung könnte darauf hinweisen, dass die Unternehmen 
- aufgrund der Verunsieherung hinsiehtlieh der Auswir- 
kungen der Sehuldenkrise auf ihre Gesehäftstätigkeit 
und der Konjunktursehwäehe in den anderen Euro- 
ländern - Investitionen vorerst zurüekgestellt haben. Der 
deutliehe Rüekgang der Bauinvestitionen zu Jahres- 
beginn ist jedoeh größtenteils auf das Auslaufen der 
staatliehen Förderprogramme und die kalte Witterung 
zurüekzuführen. So gaben die Bauinvestitionen des 
Staates sehr stark naeh, während die Investitionen in 
Bauten der niehtstaatliehen Sektoren leieht Zunahmen. 

Die vorliegenden Wirtsehaftsdaten spreehen dafür, dass 
die wirtsehaftliehe Aktivifät im zweiten Quartal im 
Vergleieh zum deutliehen Anstieg im ersten Vierteljahr 
etwas an Dynamik verloren hat. Die „harten“ Wirt- 
sehaftsdaten haben sieh am aktuellen Rand abge- 
sehwäeht. Darüber hinaus trübten sieh einige Stim- 
mungsindikatoren - insbesondere vor dem Hintergrund 
der Zunahme der Unsieherheiten hinsiehtlieh der 
Bewältigung der Sehuldenkrise im Euroraum - etwas 
ein. Das gesamte Indikatorbild deutet aber auf eine 
moderate Entwieklung des Bruttoinlandsprodukts im 
weiteren Jahresverlauf hin. Darauf deuten aueh die 
insgesamt noeh günstigen internationalen und wirt- 
sehaftspolitisehen Rahmenbedingungen hin. Die Geld- 
politik wirkt in Deutsehland deutlieh expansiv und die 
Finanzierungsbedingungen für Invesfifionen sind sehr 
günstig (nieht zuletzt aueh wegen der sehr guten Selbst- 
finanzierungsmöghehkeiten der Unternehmen aufgrund 
einer positiven Gewinnentwieklung in der Vergangen- 
heit). Darüber hinaus signalisieren die Stimmungs- 
indikatoren weiterhin Erholungstendenzen der Welt- 
wirtsehaft. Vorsieht ist allerdings angebraeht, da die 
sehwaehe Naehfrage aus dem Euroraum die industrielle 
Erzeugung in Deutsehland dämpft. 


Im Rahmen der Frühjahrsprojektion vom April 2012 
wurde ein Anstieg des Bruttoinlandsprodukts für das 
Jahr 2012 in Höhe von real 0,7% prognostiziert. Die 
Waehstumsprognosen nationaler und internationaler 
Institutionen, die naeh dem vom Statistisehen Bundes- 
amt im Mai gemeldeten unerwartet deutliehen Anstieg 
des BIP veröffentlieht worden sind, liegen für 2012 
derzeit in einer Spanne von real 0,6 % bis 2,0 %. 

Im Jahr 2012 wird das gesamtwirtsehaftliche Waehstum 
hauptsäehlieh von der Inlandsnaehfrage gefragen. Dabei 
trägt die positive Entwicklung der Beschäftigung und 
der Einkommen spürbar zu einer Entfaltung des priva- 
ten Konsums bei. Der Konsum der privaten Haushalte 
bleibt damit Stütze des gesamtwirtschaftlichen Wachs- 
tums in diesem Jahr. 

Die Investitionstätigkeit dürfte im Jahr 2012 hingegen 
durch die Krise in wichtigen Handelspartnerländem der 
Europäischen Union belastet werden. Dies zeigte sich 
bereits in dem Rückgang der Investitionen in Aus- 
rüstungen im ersten Quartal. Daher wird erwartet, dass 
das Volumen an Ausrüstungsinvestitionen im Jahres- 
durchschnitt 2012 - nach einem kräftigen Aufholprozess 
in den vergangenen zwei Jahren - nur moderaf zunimmt. 

Die Bundesregiemng erwartet, dass die Investitionen in 
Bauten im Jahr 2012 weiter ausgeweitet werden, jedoch 
weniger stark als im Jahr 2011. Die staatlichen Bauin- 
vestitionen wirken u. a. aufgrund des Auslaufens der 
Konjunkturmaßnahmen dämpfend. Stützend wirken 
dagegen die privaten Investitionen in Nichtwohnbauten 
sowie der private Wohnungsbau. Dabei wirken die 
günstigen Finanzierungskonditionen insbesondere in 
Form niedriger Hypothekenzinsen zusammen mit 
günstigen Einkommens- und Beschäftigungs- 
perspektiven stimulierend. 

Der Arbeitsmarkt profitierte 2011 sehr deutlich vom 
Aufschwung der deutschen Wirtschaft. Beschäftigung 
und Arbeitslosigkeit haben sich damit günstiger 
entwickelt als in vorangegangenen Aufschwungphasen. 
Die Arbeitskräflenachfrage ist weiterhin sehr hoch. Die 
Zunahme der Beschäftigung sowie der Abbau der 
Arbeitslosigkeit setzen sich daher fort, wenngleich mit 
vermindertem Tempo. So wird erwartet, dass sich die 
Zahl der arbeitslosen Personen in diesem Jahr auf 
2,8 Millionen Personen verringert (-130 000 Personen). 
Die strukturelle Arbeitslosigkeit geht damit weiter zu- 
rück. Die Erwerbstätigkeit wird im Jahresdurchschnitt 
2012 voraussichtlich um 420 000 auf 41,5 Millionen 
Personen ansteigen. Durch Immigration und die Mobili- 
sierung von Teilen der stillen Reserve fällt der Anstieg 
der Erwerbstätigkeit wie in den vergangenen Jahren 
kräftiger aus als der Rückgang der Arbeitslosigkeit. 

Im Durchschnitt des Jahres 2012 wird der Anstieg des 
Verbraucherpreisniveaus genauso hoch ausfallen wie im 
vergangenen Jahr. Die Erwartungen basieren vor allem 
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auf der spürbaren Verteuerung von Energieprodukten 
im ersten Quartal dieses Jahres. Am aktuellen Rand hat 
sich die Inflation etwas abgeschwächt. Die gesamtwirt- 
schaftliche Lohnentwicklung bleibt preisbereinigt im 
Rahmen des trendmäßigen gesamtwirtschaftlichen 
Produktivitätszuwachses und stellt damit am aktuellen 
Rand kein Inflationsrisiko dar. 


7.2 Ausblick auf 2013 

Im Jahre 2013 dürfte der konjunkturelle Aufschwung in 
Deutschland wieder etwas an Dynamik gewinnen. Die 
Bundesregierung erwartet in ihrer Frühjahrsprojektion 
für das Jahr 2013 einen Anstieg des Bruttoinlands- 
produkts im Jahresdurchschnitt um preisbereinigt 1,6 % 
gegenüber dem Vorjahr. Damit hegt die Wachstums- 
prognose der Bundesregierung innerhalb des aktuellen 
Prognosespektrums vom Juni 2012 (2013: real -1-0,3 % 
bis -^2,0 %). 

Das Wirtschaftswachstum wird im Jahr 2013 von der 
Binnennachfrage getragen. Insbesondere die privaten 
Konsumausgaben dürften spürbar zum gesamtwirt- 
schaftlichen Wachstum beitragen. Begünstigt wird der 
private Konsum vor allem durch die Fortsetzung des 
Beschäftigungsaufbaus. Auch die Zahl der Arbeitslosen 
wird im Jahresdurchschnitt 2013 weiter leicht zurück- 
gehen. Neben der positiven Entwicklung auf dem 
Arbeitsmarkt wirkt auch die deutliche Zunahme der 
Nettolöhne und -gehälter weiter positiv auf die verfüg- 
baren Einkommen der privaten Haushalte. Ein geringe- 
rer Zuwachs des Preisniveaus als im Vorjahr dürfte die 
Kaufkraft der privaten Haushalte begünstigen. 

Die Zunahme der Bauinvestitionen wird im Jahr 2013 
voraussichtlich wieder stärker ausfallen als im Vorjahr. 
Insbesondere vom privaten Wohnungsbau werden deut- 
liche Impulse erwartet. Hierbei dürften - wie auch schon 
im Jahr 2012 - die günstigen Finanzierungskonditionen 
insbesondere in Form niedriger Hypothekenzinsen 
zusammen mit der günstigen Einkommens- und 
Beschäftigungsentwicklung stimulierend wirken. Von 
den Ausrüstungsinvestitionen werden aufgrund der 
hohen industriellen Kapazitätsauslastung sowie der 
Zunahme der Auslandsnachfrage ebenfalls positive 
Impulse ausgehen. Angesichts der erwarteten Erholung 
der Weltwirtschaft werden die Exporte von Waren und 
Dienstleistungen deutlich ausgeweitet. Bei einer etwas 
stärkeren Zunahme der Importe dürften sich die 
Wachstumsbeiträge beider Verwendungsaggregate 
nahezu ausgleichen. 


7.3 Mittelfristige Entwicklung bis 2016 
7.3.1 Produktionspotenzial 

Der gesamtwirtschaftlichen Projektion zum mittel- 
fristigen Vorausschätzungszeitraum bis 2016 liegen 
Erwartungen über die Ausstattung der deutschen Wirt- 
schaft mit den Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital 
sowie zum technischen und technologischen Fortschritt 
zugrunde. Die Faktorausstattung der Ökonomie 
determiniert das Wachstum des Produktionspotenzials. 
Es handelt sich dabei um die gesamtwirtschaftliche 
Aktivität bei Normalauslastung der Produktionsfak- 
toren, die möglich ist, ohne dass sich die Inflation 
beschleunigt oder verlangsamt. Im Gefolge der Wirt- 
schafts- und Finanzmarktkrise hatte sich das 
Potenzialwachstum in Deutschland temporär etwas 
verlangsamt; zu einer bleibenden Beeinträchtigung war 
es - vor dem Hintergrund der schnellen konjunkturellen 
Erholung - nicht gekommen. 

Die Bundesregierung erwartet, dass das gesamtwirt- 
schaftliche Produktionspotenzial im mittelfristigen Pro- 
jektionszeitraum bis 2016 um real rund 1 Vi % p. a. 
zunehmen wird. Das preisbereinigte Bruttoinlands- 
produkt wird der Mittelfristprojektion zufolge etwas 
darüber liegen, so dass die derzeit noch negative Pro- 
duktionslücke im Verlaufe des Vorausschätzungs- 
zeitraums geschlossen wird. 


7.3.2 Gesamtwirtschaftliche Rahmenbe- 
dingungen 

Für die gesamtwirtschaftliche Projektion der Bundes- 
regierung zur mittleren Frist wurden die folgenden 
- teils technischen - Annahmen getroffen: 

• Die weltwirtschaftliche Ausbringung von Gütern 
und Dienstleistungen dürfte bis zum Jahre 2016 
moderat zunehmen, denn das internationale Umfeld 
bleibt - trotz bestehender Risiken - günstig. 

• Von der erwarteten Aufwärtsentwicklung der welt- 
wirtschaftlichen Aktivität wird der internationale 
Handel profitieren. Die Exportchancen deutscher 
Unternehmen bleiben gut, insbesondere weil sie auf 
den Weltmärkten qualitativ hochwertige Investi- 
tionsgüter anbieten. In den dynamischen 
Schwellenländem sind diese Güter besonders 
gefragt. 

• Im Zusammenspiel von Angebot und Nachfrage sind 
keine Versorgungsengpässe bei Rohstoffen unter- 
stellt, die inflationäre Verspannungen mit sich 
brächten. 
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• Als teehnisehe Annahme wird ein stabiler Außen- 
wert des Euro unterstellt. Ferner wird der Projektion 
eine erfolgreiehe Sieherung der Preisstabilität dureh 
die Europäisehe Zentralbank zugrunde gelegt. 

• Die gesamtwirtsehaflliehe Lohnentwieklung bleibt 
preisbereinigt im Rahmen des trendmäßigen ge- 
samtwirtsehaftbehen Produktivitätszuwaehses. 

• Die Finanzpolitik im Euroraum trägt den 
Erfordernissen zur Konsolidierung der Staatsfi- 
nanzen Reehnung. In Deutsehland orientiert sie sieh 
an der gesetzlieh verankerten Sehuldenregel sowie 
an dem Europäisehen Stabilitäts- und Waehstums- 
pakt. 


7.3.3 Ergebnisse 

Auf der Grundlage dieser Annahmen sind für den mit- 
telfristigen Projektionszeitraum bis 2016 die folgenden 
Eekwerte zu erwarten: 

• Das Produktionspotenzial wird im Projektionszeit- 
raum bis 2016 in preisbereinigter Reehnung um 
1,4 Prozent p. a. ansteigen. Zum Ende des Projek- 
tionszeitraums dürfte das Potenzialwaehstum wegen 
der wahrseheinbeh rüekläufigen Erwerbsbevölke- 
rung geringfügig zurüekgehen. Der jährbehe Anstieg 
liegt rund 0,2 Prozentpunkte über der Potenzial- 
waehstumsrate der zurüekbegenden Dekade. 


• Das gesamtwirtsehaftliehe Produktionspotenzial 
eröffnet den Spielraum für ein kräftiges und 
spannungsfreies Wirtsehaffswaehstum in der mittle- 
ren Frist. Annahmegemäß wird im Verlauf des Pro- 
jektionszeitraums die leieht negative 
Produktions lüeke der Jahre 2012 und 2013 zum 
Ende hin gesehlossen. 

• Aueh auf dem Arbeitsmarkt bleiben die Aussiehten 
in der mittleren Frist günstig. Die Zahl der Arbeits- 
losen wird bis zum Jahr 2016 voraussiehtlieh auf 
rund 2,6 Millionen Personen sinken. 

• In der mittleren Frist wird das Wirtsehaftswaehstum 
rein reehneriseh von der Inlandsnaehfrage getragen. 





Tabelle 18 


Erwerbstätige, Produktivität und Wirtschaftswachstum 


Jahr 

Erwerbs- 

tätige 

(Inland) 

Beschäftigte 

Arbeitnehmer 

(Inland) 

Arbeitszeit je 

Erwerbs- 

tätigen 

Bruttoinlandsprodukt 

preisbereinigt, Kettenindex 

in jeweiligen 

Preisen 

Deflator 

insgesamt 

je Erwerbs- 
tätigen 

je Erwerbs- 
tätigen- 
stunde 

Mio. 

Stunden 

2005 = 100 

Mrd. € 

2005= 100 

2006 

39,192 

34,736 

1.430 

103,7 

103,1 

103,6 

2.313,9 

100,3 

2011 

41,100 

36,554 

1.389 

109,7 

104,0 

105,4 

2.570,8 

105,4 

2016^’ 

41,6 

37,0 

1.411 

117,6 

110,1 

111,7 

2.963 

113,3 



Veränderungen insgesamt in Prozent 




2011/2006 

4,9 

5,2 

-2,9 

5,8 

0,9 

1,7 

11,1 

5,0 

2016/2011 

1 74 

1 74 

1 72 

7 74 

6 

6 

15 74 

7 72 



jahresdurchschnittliche Veränderungen in Prozent 



2011/2006 

1,0 

1,0 

-0,6 

1,1 

0,2 

0,3 

2,1 

1,0 

2016/2011 

74 

74 

74 

1 72 

1 74 

1 74 

3 

1 72 


Rechenstand Februar 2012; 

Mittelfristige Projektion der Bundesregierung April 2012 (basierend auf Rechenstand Februar 2012, gerundete Werte: gerundet auf %). 
Quellen: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 





Tabelle 19 


Verwendung des Bruttoinlandsprodukts zu Marktpreisen (in jeweiligen Preisen) 




Konsumausgaben 

Bruttoinvestitionen 


Jahr 

Bruttoinlands- 






Außen- 

produkt 

Private 

Haushaite 

Staat 

insgesamt 

Aniagen 

Vorrats- 

veränderung 

beitrag 


Mrd. € 


2006 

2.313,9 

1.339,5 

424,7 

419,6 

417,8 

1,8 

130,1 

2011 

2.570,8 

1.474,4 

502,9 

462,0 

467,7 

-5,7 

131,4 

2016^’ 

2.963 

1.715 

583 

553 

564 

- 10 

112 




Anteile am BIP in Prozent 




2006 

100,0 

57,9 

18,4 

18,1 

18,1 

0,1 

5,6 

2011 

100,0 

57,4 

19,6 

18,0 

18,2 

-0,2 

5,1 

2016^’ 

100 

58 

19y4 

18y4 

19 

-y4 

3y4 




Veränderungen insgesamt in Prozent 



2011/2006 

11,1 

10,1 

18,4 

10,1 

11,9 



2016/2011 

i5y4 

16y4 

15y4 

19y4 

20 y2 





jahresdurchschnittliche Veränderungen in Prozent 



2011/2006 

2,1 

1,9 

3,4 

1,9 

2,3 



2016/2011 

3 

3 

3 

3y4 

3y4 




1) Rechenstand Februar 2012; 

2) Mittelfristige Projektion der Bundesregierung April 2012 (basierend auf Rechenstand Februar 2012, gerundete Werte: gerundet auf %). 
Quellen: Stafistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 




